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TAGESORDNUNG

Sitzung

Sitzung des Stadtrates NURNBERG

Sitzungszeit

Mittwoch, 15.05.2024, 15:00 Uhr

Sitzungsort

Rathaus, Funferplatz 2, GroRer Sitzungssaal

TAGESORDNUNG

Offentliche Sitzung

1. Geplante Altholzverbrennungsanlage der N-ERGIE Nurnberg Bericht
hier Antrag der ODP vom 08.02.2024 UwA/005/2024
Vertagungsbeschluss des Stadtrates vom 17.04.2024
Walthelm, Britta

2. Entwicklung Neubau Haus der Athleten Beschluss
hier: Vertagungsbeschluss des Stadtrates vom 17.04.2024 Ref.1V/005/2024
Trinkl, Cornelia

3. Zweckentfremdungsverbotssatzung — ZWEVS Beschluss
Neuerlass Ref.VI1/003/2024
hier: Vertagungsbeschluss des Stadtrates vom 17.04.2024
Heilmaier, Andrea, Dr.

4. noris inklusion kommunal GmbH Bericht

hier: Rahmenvertrag und Webshop fir Druckprodukte Ref.1/11/013/2024

Brehm, Thorsten
(Unterlagen werden nachgereicht)

5. Auflage des BDR: Beschluss-
Auflage
Markteintritt von Bolt in die Personenbeférderung in Nirnberg OA/005/2024

hier: Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 15.01.2024 sowie Antrag der
Freien Allianz fir Nirnberg vom 29.01.2024



Auflage des Referates IV: Beschluss-

Auflage
Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Nurnberg fir die Ref.IV/012/2024
Schulen (Schulsatzung — SchulS)

Auflage des Referates VII: Beschluss-
Auflage
Neufassung einer Richtlinie zur Neuordnung und Zulassung von LA/014/2024

Sondernutzungen im Nirnberger Zentrum; hier: Aufhebung der
Sondernutzungsrichtlinie Altstadt und Beschluss der
Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt

Auflage des Referates I/Il: Kenntnisnahme

Bewilligung von Uber- und au3erplanméaRigen Aufwendungen und
Auszahlungen
hier: Kenntnisnahme von Dringlichkeitsanordnungen gemafn

Art. 37 Abs. 3 GO

Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 17.04.2024,
offentlicher Teil



Berichtsvorlage

UwA/005/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtrat 17.04.2024  offentlich Bericht
Betreff:

Bericht zum Antrag der ODP zur geplanten Altholzverbrennungsanlage der N-ERGIE
Nirnberg

Anlagen:
Bericht

ODP-Antrag_Altholzverbrennung

Bericht:

Der Antrag der ODP-Stadtratsgruppe beinhaltet Fragen zur langfristigen Verfligbarkeit des
Rohstoffs Altholz der Abfallklassen Alll und AIV und zur 6konomischen Rentablilitat der Anlage
sowie die Forderung, in Anbetracht der Emissionen der Anlage Unterlagen aus dem
Bebauungsplan- und FNP-Anderungsverfahren zu tiberarbeiten.

Der Altholzmarkt ist auf Grund diverser Rahmenbedingungen sehr volatil. Die N-ERGIE
beabsichtigt in der Anlage Uberwiegend Altholz der Abfallklassen Alll und AIV thermisch zu
verwerten, auch wenn sich die Vorhabensbeschreibung abdeckend auf alle Altholzklassen
bezieht. Zur Rentabilitdt des Altholz-Heizkraftwerkes unter Berticksichtigung des Einflusses der
Heizperiode kann die Verwaltung keine Aussage treffen. Nach Aussage der N-ERGIE ist die
Wirtschaftlichkeit auch bei stark eingeschranktem Betrieb au3erhalb der Heizperiode gegeben.

Die Stadt Niirnberg hat auf Antrag der N-ERGIE ein Bauleitplanverfahren und eine Anderung
des Flachennutzungsplans zur Baurechtschaffung der Altholzverbrennungsanlage mit
zweimaliger Beteiligung der Offentlichkeit durchgefihrt. Es wurde eine Immissionsprognose
nach TA Luft erstellt. Nach der Prognose ist nicht davon auszugehen, dass sich durch die
geplante Altholzverbrennungsanlage die Luftschadstoffwerte signifikant verschlechtern. Die
intensive Standortalternativenbetrachtung hat gezeigt, dass der ausgewéhlte Standort in
Sandreuth die beste Alternative fur die Altholzverbrennungsanlage darstellt.
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Stadt NUrnberg Berichtsvorlage UwA/005/2024

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X] Nein (— weiter bei2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fur einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfligung?
(mit Ref. I/ll / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
XI Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt
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Stadt NUrnberg Berichtsvorlage UwA/005/2024

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(] Ja Das Vorhaben hat keine geschlechterspezifischen Auswirkungen.

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[[] RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
X N-ERGIE

X] Regierung von Mittelfranken

[]
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Stellungnahme zum ODP-Antrag zur Altholzverbrennungsanlage der N-ERGIE in
Nilrnberg vom 08.02.2024

Im ODP-Antrag vom 08.02.2024 werden verschiedene Punkte zur geplanten
Altholzverbrennungsanlage fiir Altholz der Kategorien A | bis A IV am Standort Sandreuth der
N-ERGIE hinterfragt.

Grundsatzlich ist festzustellen, dass die N-ERGIE als wirtschaftlich eigenstandiger Betrieb die
Verantwortung fur die zu tatigenden Entscheidungen innehat. Diese Verantwortung umfasst
auch die Einhaltung aller Vorschriften und Regeln nach internationalem oder nationalem
Recht. Die erforderlichen Genehmigungsverfahren werden auch verantwortlich durch die N-
ERGIE Aktiengesellschaft durchgefinhrt.

Im Folgenden wird zu den drei im Antrag ausformulierten Aspekten Stellung genommen.

1) Rohstoff Holz der Abfallklassen Al - A IV
a) Stoffliche Verwertbarkeit von Holz der Kategorien A lund A ll

Im Antrag wird angesprochen, dass die Holzabfalle der Kategorien A | (unbehandelte
Holzabfélle) und A 1l (beschichtetes Holz) zur stofflichen und nicht zur thermischen Verwertung
weiterverwendet werden und beispielsweise fir die Verarbeitung von Spannplatten oder
Ahnlichem verarbeitet werden sollen.

Inwieweit zukiinftig Holz der Kategorien A | und A 1l in der thermischen Verwertung eingesetzt
werden darf, ist ein Unsicherheitsfaktor fir die N-ERGIE. Aufgrund der aktuellen Rechtslage
(§4 der Altholzverordnung: ,Die Verfahren zur stofflichen Verwertung von Altholz sind
hochwertig. Satz 1 gilt entsprechend flur die Verfahren zur energetischen Verwertung von
Altholz.“) dirfen derzeit alle Altholzsortimente energetisch verwertet werden, obwohl A |- und
A lI- und eingeschrénkt A 111-Holz auch stofflich verwertet werden kdnnen.

In der Européischen Abfallrahmenrichtlinie (Richtlinie 2008/98 EG, zuletzt geandert durch RL
(EU) 2018/851), die durch das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrwWG) in deutsches Recht
umgesetzt wurde, legt die Abfallhierarchie einen Vorrang der stofflichen Verwertung fest.
Anlagenbezogene Zulassungen der energetischen (thermischen) Verwertung von Altholz der
Kategorien A | und A Il berufen sich daher auf die Altholzverordnung als vorrangiges lex
specialis. Der Entwurf fir eine Novelle der Altholzverordnung mit einer Angleichung beziiglich
der Abfallhierarchie an das KrwG wurde 2020 vorgelegt aber bisher nicht weiterverfolgt. Ein
neuer Stand liegt nicht vor. Nach geltender Rechtslage kann die Stadt Nirnberg in einem
Bebauungsplanverfahren daher diesbeziglich keine Einschrankungen formulieren.

Auf Nachfrage hat sich die N-ERGIE zum Vorrang der stofflichen Verwertung von A I- und A
II-Holz nach KrWG dahingehend gedulert, dass sie die aktuell glltigen Vorschriften jederzeit
einhalten wird. Als Einsatzsortiment sieht sie aus diesen Altholzklassen nur stark verunreinigte
und nicht nutzbare Resthdlzer aus Einrichtungen zur stofflichen Verwertung vor, so dass der
Vorrang der stofflichen Verwertung gewahrt bleibe. Auch bei Altholz der Klassen A 1 und A 1l
kommt somit nur stofflich nicht mehr verwertbares Holz in die thermische Verwertung.
Abgesichert werde dies durch eine entsprechende Zertifizierung des sortierenden Lieferanten.

b) Entwicklung der verfiugbaren Menge des Rohstoffs ,,Altholz der Abfallklassen A lll
und A IV" und bendtigte Kapazitat der thermischen Verwertung

Die ODP geht im Antrag davon aus, dass aufgrund von Nutzungskonkurrenz regional nicht
genugend Altholz zur Verflgung steht. Insbesondere wird beflirchtet, dass durch die
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thermische Verwertung Altholz in der holzverarbeitenden Industrie fehlt, sodass diese auf
frisches Holz zurlickgreifen muss. Das kénne ein vermehrtes Importieren von Frischholz zur
Folge haben.

Beschaffungsschwierigkeiten der holzverarbeitenden Industrie kdnnen von der Verwaltung
nicht abschlieRend beurteilt werden. Ausgehend von den Erldauterungen unter a) kann jedoch
nicht vermutet werden, dass der Grund daftr in der thermischen Verwertung von A I- und A II-
Altholz liegt oder zukulnftig liegen wird.

Altholz der Kategorien A Il und A IV féllt in der Hauptsache bei Rickbauten von Gebauden
industriellen, gewerblichen oder privaten Ursprungs an, kommt aber auch aus Riickbauten im
AulRenbereich wie z.B. Bahngleisen, Leitungsmasten oder dem Garten- und Landschaftsbau.
Weitere Herkunftsbereiche sind Sperrmull, Verpackungen wie z.B. Paletten mit
Verbundmaterialien oder Munitionskisten sowie Mdbel mit halogenorganischen Verbindungen
und Brandholz.

Der Altholzmarkt ist derzeit sehr volatil, weil er durch viele Faktoren gepragt ist - wie etwa die
Konjunktur der Bauwirtschaft, die Nachfrage aus der Spanplattenindustrie, die Forderkulisse
und der Ersatz fossiler Brennstoffe in der Energieerzeugung. Auch auf Seiten der
Verwertungskapazitaten tut sich Vieles, was nicht allein mit der Marktverfiigbarkeit von Altholz
in Verbindung gebracht werden kann. Im Februar hat z.B. Veolia das Biomassekraftwerk in
GroRaitingen geschlossen. Die Fa. Egger hat dem gegeniiber die Anlage in Markt Bibart
tbernommen und neue Anlagen sind in Planung (Berlin, Dinslaken, Nurnberg). Gleichzeitig
sind die Preise gestiegen, zum Teil weist Altholz einen positiven Marktwert auf.

Die Abschatzung seitens der N-ERGIE ist, dass die Menge des Altholzes der Kategorien A I
und A IV steigen wird. Daflr werden die steigende Bevdlkerungszahl und eine erhéhte
Bautatigkeit in der Stadt Nurnberg sowie eine Stagnation der Recyclingquoten genannt.

Die Zusammensetzung des Gesamtaltholzaufkommens in Deutschland weist 2016 fir Altholz
der Kategorien Il und IV einen Anteil von etwa 12 % des gesamten anfallenden Altholzes aus.
Umgerechnet sind das etwa 1,2 Mio. Tonnen (Umweltforschungsplan des Bundesministeriums
fur Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2020: Evaluierung der Altholzverordnung im
Hinblick auf eine notwendige Novellierung). Im Bericht des Bayerischen Landesamts fur
Umwelt ,Hausmdill in Bayern — Bilanzen 2022“ (2023) wird die einwohnerbezogene
Erfassungsmenge von Altholz der Jahre 1997-2022 dargestellt. Dort ist ein Zuwachs bis zum
Jahr 2020 erkennbar, anschlieRend ging der Anteil der einwohnerbezogenen Sammelmenge
jedoch wieder zurtick.

Es ist daraus zu schlie3en, dass es sich bei Altholz um nicht regelm&nRig wiederkehrende und
somit flr die Zukunft nicht sicher prognostizierbare Mengen handelt. Die Beobachtung und
Ableitung von Zukunftsszenarien bezuglich der Entwicklung des Altholzaufkommens ist eine
komplexe Aufgabe, die intensive Marktforschung erfordert. Die Durchfiihrung einer solchen
Analyse ist durch die Verwaltung nicht leistbar.

Eine substantielle Abschéatzung der Entwicklung des Aufkommens an Altholz der Kategorien
A lll und A IV flr die Region ist fir das Umweltamt aus den vorgenannten Griinden nicht
maoglich. Die Aussagen der N-ERGIE, fir die eine derartige Analyse ja Grundlage fir eine
entsprechende Projektplanung sein muss, sind aber plausibel.

Die Frage nach ggf. abdeckend vorhandenen Kapazitdaten in der Region kann daher im
bilanziellen Sinne nicht beantwortet werden. Dahinter kann naturlich unabhangig von ,Anlage
bendtigt oder Anlage uberflissig” die Frage gesehen werden, ob zusatzliche Kapazitaten bei
der Verwertung zu einem Anziehen des Anfalls von Altholz aus anderen Regionen fuhren
wirde.

Dazu ist anzumerken, dass Altholz immer dorthin transportiert werden wird, wo das Ergebnis
aus Transportkosten und Annahmepreis am glnstigsten ist. Knappe Kapazitaten sorgen fur
weite Wege, also hohe Transportkosten und wenig Preiskonkurrenz. Zusatzliche Kapazitaten
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fuhren bei halbwegs gleichmafiger drtlicher Verteilung zu geringeren Transportkosten und ggf.
einem Preisverfall, nicht aber zu ,Milltourismus®. Letzteres ist eine Begleiterscheinung
unzureichender regionaler Kapazitaten, weil dann die Not, (iberhaupt einen Entsorgungsweg
zu finden, die Transportkosten in den Hintergrund treten lasst. Die Uberlegung, dass eine
Anlage in Nirnberg einen moglicherweise erwiinschten Bau von Anlagen anderswo mangels
dortiger Not verhindern wiirde, ist jedoch rein spekulativ und die Uberregionale Verteilung von
Anlagenstandorten kann nicht mit stadtplanerischen Maflinahmen beeinflusst werden.

2) Rentabilitat der Altholzverbrennungsanlage

Im Antrag wird die 6konomische Rentabilitdt der Anlage in Frage gestellt. Es wird darauf
hingewiesen, dass vorwiegend wahrend der Heizperiode im Winter die
Altholzverbrennungsanlage in Betrieb genommen werden wird.

Uber die Rentabilitat des Anlagenbetriebes nur bei Betrieb wéahrend der Heizperiode und auch
allgemein kann die Verwaltung keine Aussage treffen. Auch ist die Beurteilung der Rentabilitat
von Anlagen nicht Aufgabe der Stadtverwaltung. Die Kontrolle Uber die wirtschaftliche
Rentabilitat von Investitionsvorhaben obliegt dem Aufsichtsrat der N-ERGIE. Fir diese Frage
wurde daher eine Stellungnahme der N-ERGIE angefordert.

Die Strategie der N-ERGIE beinhaltet ein mdgliches breites Spektrum an moglichen
Einsatzstoffen abzubilden, um strategisch die unterschiedlichen Preisbewegungen
dahingehend nutzen zu kénnen, dass immer die wirtschaftlichste Anlage mit dem jeweiligen
Einsatzstoff genutzt wird. Dieses war bereits in der Vergangenheit der Fall, auch fir die Zukunft
werden die immer volatileren Markte in den jeweiligen Einsatzstoffmarkten dafir sorgen, dass
je nach Preis des Einsatzstoffes, dem Wirkungsgrad der Anlage und den Stromerldsen bei
KWK Anlagen die Einnsatzreihenfolge der Anlagen variiert wird, um maoglichst preisgiinstig die
Fernwarme flr die Burger Nurnbergs zu erzeugen.

Bei den derzeitigen Preisniveaus und den aktuell erwarteten Preisentwicklungen sieht
Einsatzplanung der N-ERGIE fir die Anlage vor, dass das Altholz-Heizkraftwerk
schwerpunktmaRig in der Ubergangs- und Winterzeit (Heizperiode) im Betrieb sein wird. Damit
ist immer die gleichzeitige Auskopplung von Warme und Strom gewahrleistet. In den Ubrigen
Monaten soll das Kraftwerk eine Rickfallebene darstellen und in Betrieb genommen werden,
wenn etwa Revisionsarbeiten an anderen Erzeugungseinheiten in Stadtgebiet anstehen. Das
bedeutet Versorgungssicherheit fir den sommerlichen Warmebedarf, z.B. fir Warmwasser.
Die N-ERGIE sieht die Wirtschaftlichkeit bei dieser Einsatzweise gewahrleistet. Es ist zudem
nicht geplant, dass die Altholzverbrennungsanlage ausschliel3lich zur Stromerzeugung
verwendet werden soll (theoretischer Sommerbetrieb), da dies die Effizienz verringern wiirde.
Es wird betont, dass die geplante Altholzverbrennungsanlage keine Erweiterung der
stadtischen Mullverbrennungsanlage darstellt.

Ein wesentlicher Faktor in der Rentabilitatsbetrachtung ist sicherlich auch die oben aufgefiihrte
Volatilitdt am Altholzmarkt. Die Umweltverwaltung registriert in diesem Zusammenhang seit
Jahren ein ,Volllaufen“ der Lager aul3erhalb der Heizperiode eines in Nurnberg ansassigen
Altholzaufbereiters wie in vergleichbaren Anlagen auch, weil die Abnahme in dieser Zeit
deutlich geringer ist. l.a. werden die Lagerbestdnde wahrend der Heizperiode dann wieder
abgebaut. Das deutet darauf hin, dass aufRerhalb der Heizperiode allgemein kaum Altholz
verbrannt wird, was sich mit den Aussagen der N-ERGIE deckt.

3) Uberprifung der Standortméglichkeiten

Im ODP-Antrag wird die Forderung gestellt, dass der Standort der geplanten Anlage nochmal
anhand der Anzahl der betroffenen Menschen geprift werden soll. Hintergrund ist der
Schadstoffaussto3 der Anlage, der die menschliche Gesundheit beeintréchtigen soll.
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Die Stadt Nirnberg hat auf Antrag der N-ERGIE ein Bauleitplanverfahren und eine Anderung
des Flachennutzungsplans zur Baurechtschaffung der Altholzverbrennungsanlage
durchgefiuhrt. In beiden Verfahren, die eine Dauer von circa drei Jahren hatten, fand eine je
zweimalige Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange statt. Im Rahmen dieser Verfahren wurden auch diverse Gutachten erstellt, unter
anderem die Immissionsprognose nach TA Luft 2021.

Die Gutachten wurden von der Stadtverwaltung geprift. Ebenso lagen die Gutachten der
Offentlichkeit und den Behdérden und sonstigen Tragern offentlicher Belange zur
Stellungnahme vor. Die eingegangene Stellungnahme eines Birgervereins wurde dem
Stadtrat zur Prifung vorgelegt.

Sowohl die Anderung des Flachennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan (FNP) als
auch der Bebauungsplan wurden vom Rat einstimmig beschlossen. Die Anderung des FNP
wurde von der Regierung von Mittelfranken genehmigt. Die Anderung ist durch
Bekanntmachung im Amtsblatt wirksam, ebenso wie der Bebauungsplan in Kraft getreten ist.
Beide Verfahren sind abgeschlossen und Baurecht ist damit vorhanden.

a) Immissionsprognose nach TA Luft 2022

Es ist korrekt, dass Luftschadstoffe ein Risiko fiir die menschliche Gesundheit darstellen. Die
Beurteilung, ob von einer Anlage ausgestof3ene Schadstoffe eine in diesem Sinne erhebliche
Umweltauswirkung sind, misst sich an Grenzwerten. Zur Frage sich abzeichnender
Novellierungen von Grenzwerten wird auf einem Sachbericht zur Luftqualitat im Allgemeinen
verwiesen. Dieser wird dem Umweltausschuss vom 18.04.2024 zeitgleich vorgelegt.

Die Hintergrundbelastung in Sandreuth ist mit den Messwerten der Messstationen mit
»Stadtischer Hintergrundbelastung® vergleichbar, was in der Stadt Nirnberg die Messstationen
»,Muggenhof‘ und ,Jakobsplatz“ sind. Dort wurden 2023 Jahresmittelwerte fur PM2,5 von 9
pg/m3 bzw. 11 pg/m3 gemessen. Damit ist der geltende Grenzwert von 25 pg/ms3 sicher
eingehalten. Da die Luftschadstoffwerte im zeitlichen Verlauf erkennbar sinken, ist aus Sicht
der Verwaltung davon auszugehen, dass schon deutlich vor 2030 auch der dann
voraussichtlich geltende Jahresmittelgrenzwert von 10 ug/m?3 fur PM2,5 sicher eingehalten
werden kann.

Im Zuge der Immissionsprognose nach TA Luft (2021) wurden die Mindestschornsteinbauhthe
und die reale Schornsteinbauhthe bericksichtigt. Bei der Mindestschornsteinbauhthe (51,8
m) liegt der maximale Immissionswert der Zusatzbelastung durch die neue Anlage bei 2,58*10-
2 ug/m3, bei der realen Schornsteinbauhthe (151,55 m) bei 1,17*10-3 pg/ms3. Die
Zusatzbelastung befindet sich daher bei beiden Schornsteinbauhdhen deutlich unterhalb der
Irrelevanzschwelle von 0,75 pug/m3. Da die Irrelevanzschwelle nach TA Luft (2021) auf 3 % des
geltenden Jahresgrenzwertes festgelegt wurde, wirden auch bei dem neuen voraussichtlichen
Jahresgrenzwert von PM2,5 (10 upg/m3) die Irrelevanzschwelle von dann 0,3 pg/ms
unterschritten werden.

Nach der Immissionsprognose der TA Luft ist nicht davon auszugehen, dass sich durch die
geplante Altholzverbrennungsanlage die Luftschadstoffwerte signifikant verschlechtern.
Zusammengefasst besteht hinsichtlich der Immissionssituation der geplanten
Altholzverbrennungsanlage keine Grundlage fiir Einwande gegen das Vorhaben als solches.

b) Standortalternativenprifung

Die im Rahmen der FNP-Anderung erstellte Standortalternativenpriifung mitsamt den
betrachteten Kriterien war eine der Grundlagen fir die Anderung des FNP und des
Bebauungsplans. Bei Anlagen wie der Altholzverbrennungsanlage sind allerdings mehr
Faktoren entscheidend als nur die reine Betrachtung des Themas ,Feinstaub®. Andere

4
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wichtige Faktoren wie bestehende Infrastruktur, Schutzabstande zu sensiblen Nutzungen
sowie voraussichtliche Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere am Standort, um nur einige zu
nennen sind ebenfalls bewertet, miteinander verglichen und abgewogen worden.

Die Alternativenprifung erfolgte in zwei Stufen. In Stufe 1 wurden insgesamt 22 Standorte
untersucht. Nach der Vorprifung wurden acht Standorte fir die vertiefte Prufung (Stufe 2) als
Standortalternativen berucksichtigt. In Stufe 2 wurden die Standorte nach 14 Einzelkriterien
gualitativ beurteilt und anhand eines Bewertungssystems numerisch bewertet.

Die intensive Standortalternativenbetrachtung hat gezeigt, dass der ausgewahlte Standort in
Sandreuth die beste Alternative fur die Altholzverbrennungsanlage darstellt.

Die Standortalternativenpriufung wurde von der Stadtverwaltung geprift und es gingen im
Verfahren keine Stellungnahmen von den Behorden und sonstigen Tragern o6ffentlicher
Belange ein. Auch bei der Genehmigung der FNP-Anderung durch die Regierung lag die
Alternativenprifung vor. In den Gremien des Stadtrates wurde das Projekt unterstitzt und
stets einstimmig beschlossen.

Dem vorgebrachten Antrag, die untersuchten Standortméglichkeiten unter dem Aspekt der von
den zusatzlichen Emissionen betroffenen Anzahl von Menschen nochmals zu untersuchen,
kann aus den oben genannten Punkten nicht entsprochen werden. Es ist angesichts der
Deutlichkeit des Ergebnisses auch nicht damit zu rechnen, dass ein zusétzliches Kriterium das
Ergebnis der Alternativenprifung &ndern wirde.
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¥ Stadtratsgruppe - Fiinferplatz 2 - 90403 Niirnberg

Oberbirgermeister der Stadt Niirnberg ODP Stadtratsgruppe
Herrn Marcus Kénig 2 ___Inga Hager & Jan Gehrke
Rathausplatz 2 Finferplatz 2

90403 Nirnberg 80403 Nirnberg

Hager: 01577 7397611
Gehrke: 0811 543768

inga.hager@oedp.de

jan.gehrke@oedp.de
ODP-Antrag: Altholzverbrennung in Niirnberg

www.oedp-nuernberg.de

Nirnberg, 08.02.2024
Sehr geehrter Herr Oberblirgermeister,

die N-ERGIE plant in Nirnberg die Errichtung einer Altholzverbrennungsanlage am Standort Sandreuth,
die bereits im Stadtplanungsausschuss behandelt wurde. Drei Aspekte sollten unserer Meinung nach
nochmals griindlicher berechnet und Gberdacht werden:

1. Die langfristig verfiigbare Menge des Rohstoffs , Altholz der Abfallklassen A Il und A IV*
Aus 6kologischen Griinden ist es grundsatzlich sinnvoll, den Rohstoff Holz bestméglich zu sortieren
und einer groRtmaoglichen stofflichen Verwertung zuzufiihren. Unbehandelte Holzabfélle (A 1) und
ungiftig verleimtes, gestrichenes, lackiertes oder beschichtetes Holz (A 1) kann neu zu Spanplatten
und anderen Holzprodukten verarbeitet werden. Damit bleibt der im Holz gebundene Kohlenstoff
weiter gebunden. Als CO2-neutral kann die energetische Nutzung von Holz ohnehin nur bezeichnet
werden, wenn nur so viel Holz verbrannt wird, wie im gleichen Zeitraum nachwachsen kann.
Mobelhersteller beklagen bereits die machtige Konkurrenz durch die Energieunternehmen, und es ist
zu beflirchten, dass letztlich der Holzbedarf so weit steigt, dass vermehrt frisches Holz von immer
weiter her importiert werden muss und vermehrt Wilder ,geplindert” werden.

2. Die 6konomische Rentabilitat der Anlage
Der energetische Vorteil von Heizkraftwerken besteht darin, dass gleichzeitig Strom und Warme
produziert wird. Das Altholz-Kraftwerk soll in der Stadt errichtet werden, um die Warme in das
Fernwarmenetz einzuspeisen und damit weniger Gas zu bendtigen. Das betrifft im Wesentlichen die
Heizperiode. Ist der Betrieb der Anlage nur rentabel, wenn diese ganzjahrig durchgehend lduft, so ist
dies fiir die Energie- und Warmewende nicht zielfiihrend.

3. Gesundheitsschutz der Stadtbevélkerung
Feinstaub stellt eine hohe Gesundheitsbelastung flir Menschen dar. Je feiner die Partikel, desto
weiter dringen sie in die Atemwege ein, fiihren zu entzilindlichen Verdnderungen in den Blutgefdfen
und zu frihzeitigen Todesfallen durch Herzinfarkte, Schlaganfille, Diabetes mellitus und
Krebserkrankungen. Der Standort Sandreuth ist bereits jetzt deutlich héher belastet als andere
Stadtgebiete durch die dichte Bebauung, ein erhebliches Griinflachendefizit, die Mllverbrennung
und ein hohes Verkehrsaufkommen. Die Grenzwert-Empfehlungen fiir Feinstaub PM 2,5 (ug/m?3) der
WHO liegen anders als die der EU nicht bei 25(ug/m3), sondern bei 10 (ug/m?). Sollte dieser
Grenzwert zum Schutz der Bevdlkerung auch in Deutschland entsprechend gesenkt werden, lage die
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Luftqualitdt in weiten Teilen der Stadt vor allem in der slidlichen Halfte schon ohne zusétzliche
Verbrennungsanlage (ber diesen Werten. Es sollte bei der Standortwahl nicht nur der Abstand der
Altholzverbrennung zur Wohnbebauung gemessen werden, sondern auch ermittelt werden, wie viele
Menschen — je nach Dichte der Besiedelung - durch die Emissionen betroffen sind.

Die ODP Stadtratsgruppe stellt daher folgenden Antrag zur Behandlung im zusténdigen Ausschuss:

1L Die Stadtverwaltung ermittelt und berichtet, wie sich die Menge des anfallenden, nicht mehr
verwertbaren Altholzes der Kategorien A lll und A IV in der Region in den kommenden 10 Jahren
entwickeln wird und fragt an, ob die bendtigte Kapazitadt zur thermischen Verwertung in den
umliegenden Altholzverbrennungsanlagen in Bayern (z. B. in Neumarkt und in Zapfendorf) auch
ohne eine neue Anlage in Nlrnberg zur Verfligung steht.

2 Die Verwaltung erldutert, ob die Altholzverbrennungsanlage auch rentabel ist, wenn sich der
Betrieb auf die Heizperiode beschrankt.

3. Die Verwaltung vergleicht erneut die bisher untersuchten Standortméglichkeiten unter

besonderer Berlicksichtigung der Anzahl an Menschen, die unmittelbar unter den zusétzlichen
Emissionen zu leiden haben.

Mit freundlichen GriiRen,

M s E%ugu /7“ Jolode

Inga Hager Jan Gehrke
Stadtratin der ODP Stadtrat der ODP
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Beschlussvorlage
Ref.IV/005/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtrat 17.04.2024  offentlich Beschluss
Betreff:

Entwicklung Neubau Haus der Athleten

Sachverhalt (kurz):

Mit Sitzung vom 30.03.2022 hat der Stadtrat die Erweiterung des Sportinternats "Haus der
Athleten" auf 60 Platze im sommerolympischen Bereich sowie auf Basis der
Entscheidungsgrundlage, insbesondere auf Grundlage des Exposés der wbg Immobilien
Nurnberg GmbH, die Anmietung auf 20 Jahre mit entsprechender Behandlung im Rechts- und
Wirtschaftsausschuss beschlossen.

Zwischenzeitlich wurde seitens des Immobilientréagers die Entscheidung getroffen, ein anderes,
zur Bertolt-Brecht-Schule naher benachbartes Flurgundstiick, fiir eine Langzeitanmietung auf
den Markt zu bringen. Nach Verhandlung der wirtschaftlichen Eckpunkte durch die Verwaltung
und der Geschaftsfiihrung der wbg Immobilien Nirnberg GmbH werden Projektfortschritt und -
entwicklung nun erneut vorgelegt.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

[] Nein (— weiter bei?2.)
X Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten 1.600.000 € | Folgekosten 229.374 € pro Jahr

X dauerhaft [ ] nur fir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten 179.460 € pro Jahr
davon konsumtiv € | davon Personalkosten 49.914 € pro Jahr
Seite 1 von 3

16



Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.1V/005/2024

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|X| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

Die zu den im Haushaltsjahr 2026 vorhandenen Haushaltstiteln
zusatzlich notwendigen Haushaltsmittel werden ab dem Haushaltsjahr
2027 ff. in die Haushaltsplanaufstellungen eingebracht.

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:

[
=

Nein (— weiter bei 3.)
Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

X Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

=
[

Ja

Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

=
[

Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

Ja Die Aufnahme in das Internat richtet sich nach den Leitlinien des
Olympiastitzpunktes Bayern fur die Nachwuchsleistungssportlerinnen und -
sportler und ist mit dem StMUK abgestimmt.

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

XX X

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
LA

StK

DiP

Seite 2 von 3
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.1V/005/2024

Beschlussvorschlag:

1) Der Stadtrat der Stadt NUrnberg beschlief3t im Rahmen der Projektfortschreibung auf Basis
der in der Entscheidungvorlage vorgestellten aktualisierten Eckpunkte und maf3geblich auf
Grundlage des neu vorgelegten Exposés der wbg Immobilien Nirnberg GmbH (01/2024) die
Anmietung eines Schilerwohnheims mit insgesamt 60 Bewohnerzimmern auf 20 Jahre.

2) Die Verwaltung wird beauftragt, unter Berticksichtigung padagogischer Gesichtspunkte
durch weitere Nutzer zusatzliche Einnahmequellen fir die vorgehaltenen 60 Bewohnerzimmer
zu erschliel3en, um den stadtischen Zuschussbetrag zu reduzieren (z. B.
Nachwuchsleistungsbereich 1. FCN - ménnlich und weiblich).

3) Die Schulverwaltung wird beauftragt, unter Einbeziehung der dann vorliegenden
Verhandlungsergebnisse mit oben genannten Vertragspartnern / Nutzern - spatestens bis zum
Vorjahr der Inbetriebnahme - die Berechnungen der Erstausstattung sowie der kunftigen
Betriebskosten fur ein "Haus der Athleten / Schilerwohnheim" weiter zu konkretisieren und
dann erneut zur Beschlussfassung vorzulegen. Die Schulverwaltung wird sich weiterhin um
eine Bezuschussung der Erstausstattung durch den Freistaat bemihen.

Seite 3 von 3
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Sachverhaltsdarstellung

|. Beschluss des Stadtrats vom 30.03.2022 und Erforderlichkeit

Auf die Stadtratsvorlage vom 30.03.2022 und den einstimmigen Beschluss zur Erweiterung des
Hauses der Athleten von 44 auf 60 Platze im sommerolympischen Bereich sowie der Anmietung
der Immobilie auf 20 Jahre wird verwiesen.

Die wbg Nirnberg GmbH Immobilienunternehmen hat zum Januar 2024 ein neues Exposé fur ein
Wohnheim in der Ursula-Wolfring-Straf3e Nirnberg vorgelegt, so dass die beschlossen Eckpunkte
zur Bekréftigung im Stadtrat seitens der Verwaltung neu aufgelegt werden.

Il. Aktualisierung der Sachverhaltsdarstellung der Stadtratsvorlage vom 30.03.2022

1. Verdnderte Eckpunkte bzgl. der Liegenschaft

Unter Bezugnahme auf das neu vorgelegte, fest vorgegebene Exposé (Anlage 1) werden
nachfolgend die enthaltenen Veranderungen erlautert. Vorweggreifend den folgenden Punkten ist
festzustellen, dass die Veranderungen sowohl die Areal-Wahrnehmung als auch den Nutzwert
signifikant erhéhen und die Qualitat des Vorhabens unterstreichen.

Gebéaudetausch

Urspringlich war geplant das Wohnheim auf dem Flurstiick 145/1891 zu errichten. In der
vertieften Betrachtung ergaben sich unginstige Schnittstellen zum direkt angeschlossenen
geforderten Wohngebaude. Nach reiflicher Uberlegung hat sich die wbg Nirnberg GmbH
Immobilienunternehmen daher entschieden, eine eigene, nur dem singuldaren Zweck eines
Schuler- und Studentenwohnheims dienende Grundstucksflache zu wéhlen. Als idealer Standort

ist dafur das Flurstiick 145/1894 identifiziert worden.

N

mit erlauternden Ergadnzung durch Stadt Nurnberg, Amt fur Allgemeinbildende Schulen
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Auch dem Anmietzweck durch die Schulverwaltung kommt der Gebaudetausch entgegen, da
hierdurch neben der Alleinnutzbarkeit des Geb&udes fiur die Nachwuchsleistungssportlerinnen
und -sportler auch die Wegeerschliel3ung sowohl zur Haupteingangssituation der Bertolt-Brecht-
Schule als auch zu dem Eingangsbereich des schulischen Turnhallenkomplexes deutlich
verbessert wird, und tber die Nahe zur Promenade der Eindruck eines Gesamtareals (unabhangig
von Besitzverhaltnissen) weiter gefestigt werden wirde.

Flachenangaben im Exposé

Im Flachenvergleich des Exposés alt zu neu werden anstelle von urspriinglich 2.223 gm nunmehr
2.600 gm Mietflache ohne Verkehrsflache ausgewiesen. Das Flachendelta im Umfang von 377
gm begriindet sich vornehmlich in der nutzbaren Ausgestaltung der Untergeschosses, welches
mit Fahrradabstellflachen sowie einer Fahrradwerkstatt fir die jugendlichen Bewohnerinnen und
Bewohner entscheidend zum Nutzwert beitréagt und damit die sportlichen Bedarfe besser decken
kann.

Hinzu kommen zusatzliche Flachenausweisungen fir das Personal, welche aus arbeitsschutz-
rechtlichen Grinden wichtig sind, und eine leichte Ausweitung des Speisesaals, die einen
reibungsloseren Verpflegungsablauf ermdglicht.

Zudem werden im Exposé erstmals die Verkehrsflachen (rund 610 gm) ausgewiesen, welche
begriindet der Mietflache zuzurechnen sind und zu einer Mietflache (inklusive Verkehrsflachen)
im Umfang von 3.190 gm fuhren. Die Mietflache teilt sich auf in 60 Wohneinheiten / Zimmer, die -
mit Ausnahme von drei barrierefreien Zimmern (Rollstuhlbelegung — siehe Planungen zum Thema
Parasport) - mit bis zu zwei Personen belegbar sind. Damit kdnnte das Haus mit maximal bis zu
117 Platzen (54 Zimmer mit maximaler Doppelbelegung; 3 Zimmer mit maximaler
Einfachbelegungen) belegt werden. Die Baugenehmigung wird auf die maximale Belegung
abstellen, so dass im Verlauf der Langzeitanmietung bei entsprechender Bedarfslage weitere
Belegungsverdichtungen durch die Stadt Nidrnberg méglich sind, um die Zukunftsfahigkeit des
Sportinternats sicher zu stellen.

Mietpreisgestaltung

Gegeniber der Beschlusslage bei Vorlage in der Stadtratssitzung vom 21.03.2022 sind der
Verbraucherpreisindex fur Deutschland wie auch die Preise fur Baukosten, abgebildet im
Baupreisindex, unerwartet stark gestiegen. Dies hatte auch Einfluss auf die Kostenkalkulation der
Vermieterin und damit die weiteren Mietvertragsverhandlungen. Die Verhandlungen zur
Mietpreisausgestaltung wurden vom stadtischen Liegenschaftsamt gefiihrt und werden zur
Beschlussfassung im nachsten Ausschuss fir Recht, Wirtschaft und Arbeit aufgelegt.

2. Allgemeine aktuelle Angaben des Immobilientragers

Baurechtliche Situation
Der positive Bescheid zur Bauvoranfrage des noch zu errichtenden Gebaudes wird 2024 erwartet.

Zeitschiene

Der Ubergabezeitunkt des Objekts an die Stadt Niirnberg als Mieter ist im 1. Quartal 2027 geplant.
Bedingung hierfar ist u. a. die Erteilung der Baugenehmigung bis spatestens 31.03.2025. Der
Baubeginn ist fir den Sommer 2025 vorgesehen.
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Ill. Grundlagen des heutigen Beschlusses

1. Kurzinformationen zur Tragerschaft (Grundvariante 60 OSP-Platze)

Die Stadt Nurnberg fuhrt in der stadtischen Trégerschaft ein Sportinternat fur den
sommerolympischen Bereich (OSP), um das Uberregionale Wirken der stadtischen Bertolt-Brecht-
Schule als Eliteschule des Sports zu gewahrleisten. Bei Ubernahme der stadtischen Tragerschaft
zum Januar 2016 war der Stadt Nidrnberg bewusst, dass dies damit einhergeht, dass das Internat
damals und zu keinem spéteren Zeitpunkt wirtschaftlich zu betreiben und damit eine Subvention
der Talentférderung im Nachwuchsleistungssportbereich durch den offentlichen Bereich (Stadt
Nurnberg als Trager — vorbehaltlich der staatlichen Ausgabemittel, ohne stadtischen
Rechtsanspruch - auch Freistaat Bayern) dauerhaft einzurechnen ist. Der Stadtrat hat sich neben
der Ubernahme der Tragerschaft mit Beschluss vom 30.03.2022 auch fiir Weichenstellungen zur
zuklnftigen Aufwertung sowie des Ausbaus der Platze von 44 auf 60 im sommerolympischen
Bereich entschieden.

2. Finanzierungslast der Stadt Nirnberg im Rahmen des Platzzahlausbaus auf 60 OSP-
Platze

Die Projektfortschreibung unter Neubeachtung von 60 Platzen im sommerolympischen Bereich
nach der letzten Beschlussfassung des Stadtrates vom 30.03.2022 fiihrt aus heutiger Sicht bei
Einzelzimmerbelegung zu erh6hten Betriebskosten von nunmehr laufenden jahrlichen stadtischen
Mehrkosten in Hohe von 229.374 Euro (558.194 Euro abzgl. 328.820 Euro = 229.374 Euro). Dies
wird seitens der Verwaltung als Worst-Case-Szenario gesehen, da durch zukinftige
Mehrfachbelegung und Einbeziehung Dritter (Profivereine) Kostenminderungen zu erwarten sind.

Nachfolgend zum Vergleich die aktualisierte direkte Gegenuberstellung der Fortfihrung des
Internatsbetriebs zu einem erweiterten genuinen sommerolympischen Sportinternatsbetrieb an
dem jeweils genannten Standort:

fiktives HHJahr 2027 fiktives HHJahr 2027
Bistum-Liegenschaft Neue whg-Liegenschaft

30 Zimmer 60 Zimmer

Hier: 44 Sportlerinnen und Sportler Hier: 60 Sportlerinnen und Sportler
Summe Ertrage 33T .ATE Summe Ertrage -489.600
Betriebsaufwand 307.681 Betriebsaufwand 765.718
Personalaufwendungen 541.668 Personalaufwendungen 641.435
Verpflequngsaufwand 145,769 Verpflegungsaufwand 198.776
Summe Aufwendungen 995.118 Summe Aufwendungen 1.605.989
Eigenmittel &ffentliche Hand  657.640 Eigenmittel 6ffentliche Hand 1.116.389
davon Stadt Niirnberg 328.820 davon Stadt Niirnberg 558.194

3. Stellenausbau der neuen Einrichtung (Grundvariante 60 OSP-Platze)

Die fur den Betrieb dann notwendigen Stellenbedarfe (Mindestvorgaben der staatlichen
Heimaufsicht fir padagogischen Dienst i. S. v. Leitung und Fachkréfte; Hochrechnung geman
Flachenschlissel Hausmeister; Hochrechnung Sekretariatsdienst) werden im Rahmen des
Schaffungsverfahrens zum Haushalt 2027 voraussichtlich wie nachfolgend beantragt.
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Hochrechnung fiar das Hhjahr 2027 Seell P Ib d P Ik 44 P Ibedarf bei | P lkosten 60
:Jei 44 -~ Plitze 60 Internatsplitzen | Platze
Erforderliche Planstellen Fir Fachkrsf S8A 3 215.142| |3.67 263.190
Erforderliche Planstellen Fir Hilfskrifte fir Nachtbereitschaft E2 103 51603| |1.03 51.603
Erforderliche Planstellen fir Leitung [Personalschliassel 1:80) 512 0.82 68 426| |0.75 62.585
Erforderliche Planstellen Far Hilfskrsfte § H. irtschaf E4 173 108.976| |2.36 148.604
Hausmeister ES 0,33 18.318] |0.5 27.795
Sekretariat ET 0.5 32.682| |0.625 40.852
Verwaltung Trigerschalt A0 0.5 44 521 0.5 44 521

Die Personalkosten wurden auf Basis der Durchschnil Ik 539.668 633.110
der Stadt Nornberg 2024 unter Bericksichtigung des

durchschnittlichen Tarif, bni: fiar den Gffentlichen Dienst der

vergangenen zehn Jahre (2,5213) ermittelt. Anrechnung

Wertsicherung Far die Jahre 2025, 2026 und 2027

Fortbildung s00 536
Dienstfahrten 1500 1789
541.668 641.4395

Etwaige konzeptionelle Anpassungsbedarfe bestehen noch im Bereich der Hauswirtschaft, da
Reinigungs- und Verpflegungskonzepte auf betriebliche Notwendigkeiten nochmals intensiver
bewertet werden mussen.

Im Rahmen der Schaffungsantrage kann der Stellenbedarf sowie die Stellenfinanzierung in
Abstimmung mit DiP und Stk konkretisiert werden.

4. Erstausstattung der neuen Einrichtung (Grundvariante 60 OSP-Platze)

Die neue Einrichtung muss mit einer Erstausstattung bestlickt werden. Die Kosten fiir die
Erstausstattung belaufen sich fiir Neuanschaffung von Bewohnerzimmern und Blros auf ca.
1.000.000 Euro. Hinzu kommen ca. 500.000 Euro fir die gewerbliche Kiiche sowie die Teekiichen
und ca. 100.000 Euro fur den WLAN- und LAN-Ausbau, ebenso derzeit noch nicht bezifferbare
Kosten fur die elektronische Zutrittssteuerung des Gebaudes.

Die Aufwendungen hierfir liegen zunéchst bei der Stadt Nirnberg. Angesichts der Bedeutung des
Projektes auch fiir Nordbayern steht das Referat flir Schule und Sport mit dem Staatsministerium
fur Unterricht und Kultus hinsichtlich einer Beteiligung im Sinne einer Sonderfinanzierung in
Austausch.

5. Belequng der neuen Liegenschaft durch Dritte (Profivereine) mit dem Ziel einer
hoheren Wirtschaftlichkeit (Erhdhung Drittmittel)

Um die zusatzliche Kostenbelastung durch das neue Wohnheim fir die Stadt abzumildern, wurden
und werden Uberlegungen fiir Nutzungsoptimierungen / intensive Ausschépfung der raumlichen
Kapazitaten (unter Berticksichtigung der OSP-Vorgaben) angestellt.

Der Olympiastitzpunkt Bayern gibt fir die Belegung fir sommerolympische Sportarten
(bezuschusster Internatsbetrieb) eine Mindestbereitstellung von 60 Platzen Uber 20 Einzel- und
20 Doppelzimmer (entspricht 40 Zimmern) vor.
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Eine Vorhaltung von Platzen fur die Unterbringung von auswartigen Schilerinnen und Schilern
wahrend des Blockunterrichts im Stadtgebiet ist nicht rentabel.

Damit konnten die maximal verbleibenden 20 Zimmer einem nicht bezuschussten Internatsbetrieb
(,Vollzahler) zugedacht werden.

Bei weiterer Auslastung des Hauses mit 30 Platzen Uber 10 Einzel- und 10 Doppelzimmer
(entspricht 20 Zimmern; Gebot von Einzelzimmern analog OSP-Vorgaben) wiirde das Defizit tiber
die Aufnahme von Vollzahlern im Vergleich zu einem genuinen OSP Sportinternat gemindert
werden konnen, wie die nachfolgende Grafik zeigt.

fiktives HHJahr 2027

Neue whg-Liegenschaft

60 Zimmer

Hier: 60 Sportlerinnen und Sportler
sowie 30 Profisportlerinnen und -sportler

Summe Ertrage -1.184.909
Betriebsaufwand T77.669
Personalaufwendungen 996.817
Verpflegungsaufwand 333.870
Summe Aufwendungen 2.108.356

Eigenmittel offentliche Hand 923.447
davon Stadt Niirnberg 461.724

Die fur den Vollzahlerbereich zusatzlich aufgebauten Stellenanteile wiirden mit einer vollstédndigen
Drittmittelfinanzierung in die Stellenplanaufstellungen eingebracht werden.

Die Schulverwaltung wird sich um zusatzliche Einnahmequellen durch weitere Nutzer (z. B. FCN)
zur Reduzierung des Defizits bemiihen.

Insgesamt kann die Belegung des Hauses aber nur in Abhé&ngigkeit von padagogischen
Gesichtspunkten (z. B. Altersstrukturen; Abschlussjahrgangen; Sportarten; Neuaufnahmen;
Geschlechterverhaltnisse) und dem Interesse Dritter (z. B. 1. FC Nirnberg e. V.) gesehen werden
und damit jahrlichen Schwankungen unterliegen. Des Weiteren sind belegungsvariable
Betriebsaufwande (Nebenkosten) sowie Verpflegungsaufwénde einschliel3lich der fallgelagerten
Ertragsmoglichkeiten jeweils jahrlich aufgrund von schwankenden Belegungszahlen im Rahmen
der Geschafte der laufenden Verwaltung gescharft anzupassen.
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I.OBJEKTBESCHREIBUNG

WOHNHEIM

I.| OBJEKTDATEN

Adresse / Objekt: Ursula-Wolfring-Stralde, 90471 Nirnberg
Gemarkung Langwasser,
Flur-Nr.: 145/ 1894

Bauherr: wbg Nirnberg GmbH
Immobilienunternehmen
Glogauer Stral3e 70
90473 Nurnberg

01.2024 ¥/
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I.OBJEKTBESCHREIBUNG

I.1l. GRUNDLAGEN / AUSGANGSSITUATION

Die wbg Nurnberg GmbH Immobilienunternehmen beabsichtigt auf dem unbebauten Grundstick in der
Ursula-Wolfring-StralRe in 90471 Nirnberg eingetragen im Grundbuch von AG Nirnberg mit der Flurnr.
145/1894 Gemarkung Langwasser ein Schuler- und Studentenwohnheim zu errichten.

Urspringlich war geplant das Wohnheim auf dem FI.St. 145/1891 zu errichten. In der vertieften Betrachtung
ergaben sich ungunstige Schnittstellen zum direkt angeschlossenen geférderten Wohngebaude. Nach
reiflicher Uberlegung hat sich die wbg daher entschieden, eine eigene nur dem singuléren Zweck eines
Schiler- und Studentenwohnheims dienende Grundstlcksflache zu wahlen.

Als idealer Standort ist daher das FI.St. 145/1894 identifiziert worden.

~

I.1Il. ECKDATEN

Lage Niirnberg-Langwasser
Nutzung Gewerbe (Schiiler- bzw. Studentenwohnheim)
Geschosse EG +3

Mietflache ALT (ohne VF, TF)
Mietflache NEU (ohne VF, TF)
Mietflache Gesamt
Nettoraumflache NRF
Wohneinheiten

Flache je Wohneinheit
Nettokaltmiete
Mietvertragslaufzeit
Fertigstellung

Mietbeginn

2.223 m? (Angaben aus dem ersten Exposé)
2.600 m?

3.190 m?

3.220 m?

60

ca. 22m2 (17m2 Wofl.+ 5m2 Nasszelle)
13,47€

20 Jahre

ca. Q4 2026 / Q1 2027

ca. Q2 2027

I.IV. ZIEL DER PLANUNG

Geplant ist die Errichtung von rund 60 Bewohnerzimmern mit einer maximalen Belegung von
rund 120 Schuler*innen.

Neben den Bewohnerzimmern sind Verwaltungsraume, Betreuungsraume, Nebenraume,
ein Speisesaal mit angeschlossener Kiiche, sowie Kellerabstellrdume vorgesehen. Die
Flachenplanung orientiert sich an dem Musterraumprogramm zu den Orientierungswerten fir
Schiler- und Jugendwohnheimen sowie sozialpadagogisch begleiteten Wohngruppen in Bayern
(Raumfunktion 2.2 Jugendwohnheim).

Die Zahl der Stellplatze nach Stellplatzsatzung (StS) Stadt Nirnberg vom 11. Marz 2015 ergibt
den Nachweis von 8 Kraftfahrzeugstellplatzen und 39 Fahrradabstellplatzen.

I.V. SONSTIGES; HINWEISE

Fir Ruckfragen hinsichtlich der Planungsaufgabe sowie als Ansprechpartner wahrend des
Projektverlaufs steht lhnen seitens der wbg die Projektleiterin, Sabiene Neumdiller, unter 0911 /
8004-5126 zur Verfugung.
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IILSTADTEBAULICHES ENTWICKLUNGSKONZEPT
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Il.l. STADTEBAULICHE SETZUNG

Der Bebauungsplan sieht eine riegelhafte Bebauung entlang der Ursula-Wolfring-Stralle
in geschlossener Bauweise vor. Eine maximale Geschossigkeit von vier Vollgeschossen
als Flachdach ist innerhalb der Baugrenze vorzusehen.

Das neu geplante Schiiler- und Studentenwohnheim folgt in den Grundziigen den
Vorgaben aus dem Bebauungsplan. Die kompakte Bauform staffelt sich von Nord-Ost
nach Siid-West von einer IV — Geschossigkeit auf eine Ill — Geschossigkeit ab. Nach
Ost-West schiebt sich eine | — geschossige Bebauung aus dem klaren Baukorper.
Die Baumasse des Gebaudes reflektiert die direkte Nachbarschaftsbebauung in der
Weise, dass die IV — geschossige Bebauung zum Garagenhof orientiert ist, die Ill —
Geschossigkeit der Wohnbebauung zugewandt ist.

01.2024 5/
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IILSTADTEBAULICHES ENTWICKLUNGSKONZEPT
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Il.1l. ERSCHLIESSUNG

Der Hauptzugang des Wohnheims liegt in der Mitte des Gebaudes an der Ursula-Wolfring-Stral3e.
Die Sockelzone gliedert sich in drei Hauptbereiche. Nach Nord-Westen ist der Speisesaal mit
angeschlossener Kiche gelegt. Der Speisesaal orientiert sich zu den Zuwegflachen der Bertold-
Brecht-Schule. Entlang der Ursula-Wolfring-Strale ist die Verwaltung positioniert. Der erdgeschossig
vorgeschobene Baukorper beinhaltet eine Wohnspange mit mdglicher Sonderbelegung.

In den Regelgeschossen (1. bis 3. Geschoss) werden die Bewohnerzimmer Uber einen Mittelflur
erschlossen. An den Gebdudeenden sind Sonderflachen angeordnet. So orientieren sich die
Gemeinschaftsrdume nach Stid-Westen, Teeklichen/Betreuerzimmer nach Nord-Osten. Das Gebaude
wird Uber eine zentrale Treppenanlage erschlossen, die zweiten baulichen Rettungswege sind jeweils
an den Gebaudeenden an die ErschlieRungsflure angebunden.

Das Untergeschoss ist mit notwendigen Nebenflachen (Lager/Werkstatt) belegt. AuRerdem ist fir die
besondere Nutzung fur die Bewohner zuséatzliche Lagerflachen fur Sportgerate geplant. Die Andienung
Mull und Anlieferung Kiche ist am Gebaudeende studwestlich vorgesehen.

Die nach Stellplatzsatzung (StS) Stadt Nirnberg vorzusehenden Fahrradstellplatze werden ebenerdig
in der Nahe des Hauptzugang vorgesehen, weitere Aufstellplatze sind im UG vorhanden.

Die nachzuweisenden PKW - Stellplatze werden auf dem Nachbargrundstick auf ebener
Flache abgebildet. Das Grundstlick befindet sich ebenfalls im Besitz der wbg Nirnberg GmbH
Immobilienunternehmen.
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IILSTADTEBAULICHES ENTWICKLUNGSKONZEPT

3. OBERGESCHOSS

REGELGESCHOSS
1.und 2. OG

Il.1l. FREIRAUME

Der Freiraum des Gebaudes entlang der Ursula-Wolfring-Stra3e wird zum Anpflanzen von heimischen
und standortgerechten Strauchern entwickelt. Besonderes Augenmerk wird auf eine resiliente
nachhaltige auch im Sinne AAD (Animal-Aided Design) gestaltete Freiflache gelegt.

Der Freibereich entlang der stid-0stlich gelegenen Flache soll dem Nutzungskonzept des Schiiler- und
Studentenwohnheims gerecht werden. Es sind Aufenthaltsflachen mit hoher Verweilqualitat geplant.
Eine Mischung aus Gehdlzstrukturen und klein kronigen Baumen sind angedacht.

Alle Dachflachen werden extensiv begrint. Die Dachflache auf der 3.Geschossebene ist als
Dachterrasse angedacht. Eine Mischung aus heimischen Strauchern/Gehodlzen und gepflasterten
Flachen sollen zusatzliche Flachenangebote fir das Schiler- und Studentenwohnheim vorhalten.

01.2024 71
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III.VERMIETUNG DES OBJEKTS

l.l. MIETERWARTUNG

Die Vermietung der Flachen erfolgt voraussichtlich ab dem 2. Quartal 2027 zur gewerblichen
Nutzung und zwar ausschlieBlich als Beherbergungsbetrieb fiir Schiler*innen bzw. Student*innen.
Ausgehend von einer angenommenen Mietfliche von ca. 3.190 m? wird eine anfangliche
Nettokaltmiete von ca. 42.969 € pro Monat angestrebt, dies entspricht 13,47 €/m?Monat. Die
Berechnung der vorlaufigen Miethéhe erfolgte auf Grundlage einer ersten Kostenrahmenermittiung
gemal DIN 276. Die Miete ist abhangig von den Investitionskosten, eine Mietanpassung im
weiteren Planungsverlauf ist somit nicht auszuschlief3en.

Die Inflationsanpassung erfolgt Gber eine geeignete Wertsicherungsklausel.

.. MIETVERTRAGSLAUFZEIT

Fir das Objekt ist eine Vermietung mit einer Mietvertragslaufzeit von 20 Jahren vorgesehen.

l1.11l. ERLAUBNIS ZUR UNTERVERMIETUNG

Die Vermietung des Objektes erfolgt als ganze Einheit, eine Teilvermietung einzelner Flachen
wird ausgeschlossen. Eine Untervermietung oder Gebrauchsiberlassung an Dritte ist nur mit
vorheriger Zustimmung der wbg moglich. Die Untervermietung zu Tragerzwecken an einzelne
Personen gemal Nutzungskonzept ist hiervon ausgenommen.

I1.IV. BETRIEBSKOSTEN

Alle Betriebskosten der Betriebskostenverordnung werden auf den Mieter umgelegt, soweit sie
fur die Mietsache anfallen und keine abweichenden Vereinbarungen getroffen werden.

I1.V. FESTEINBAUTEN

Festeinbauten erhalt der Mieter bei Bedarf von der wbg. Die Kosten fiir die Beschaffung und
den Einbau der Festeinbauten werden der wbg in Form einer Einmalzahlung durch den Mieter
erstattet.

Der Mieter tragt alle laufenden Instandhaltungs- und Ersatzbeschaffungskosten fir die von der
wbg eingebrachten Festeinbauten.

Nach Ablauf der Mietvertragslaufzeit ist der Mieter fur den Rlckbau der Festeinbauten
verantwortlich.

.VI. ALLGEMEINE INSTANDHALTUNG

Der Mieter ibernimmt die gesamte Unterhaltung der Mietsache mit Ausnahme von Dach und Fach
auf eigene Kosten und eigenes Risiko. Er ist demnach auf eigenes Risiko fir die Instandsetzung
und Instandhaltung einschlieRlich Erneuerung und Ersatzbeschaffung von Anlagen und
samtlichen sonstigen Bestandteilen der Mietsache verantwortlich. Hiervon mitumfasst ist auch
die Durchfiihrung von Schonheitsreparaturen.

Eine ausflihrliche Beschreibung der einzelnen Mietvertragsinhalte wird dem Mietvertrag zu
entnehmen sein.
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IV. STADTEBAULICHE ANALYSE

URSULA-WOLFRING-STRASSE

IV.l. schwarzplan
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IV. STADTEBAULICHE ANALYSE
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IV.Il. DENKMALER

Das Baufeld befindet sich im Bereich des ehemaligen Mandvergeléndes ,Marzfeld®.
In direkter Nachbarschaft zu dem ensemblegeschitzten Reichsparteitagsgelande. Bei
Aushubarbeiten ist eine archéologische Begleitung notwendig. Ostlich des Baufelds
befinden sich Fundamentreste von historischen Bauwerken.
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IV. STADTEBAULICHE ANALYSE
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IV.HLLHAUPTVERKEHRSWEGE

Die ZubringerstralRe zu dem Quartier ist die 4-spurige Karl-Schonleben-Stralle,
welche gleichzeitig als Achse zwischen Wohnbebauung und dem Naherholungsgebiet
Dutzendteich sowie der Messe, zu sehen ist. Das Quartier selbst ist mittels einer
Ringstrale erschlossen. Der ruhende Verkehr wird Uber vereinzelte Parktaschen,
Langsparker entlang der Stral’e oder in Tiefgaragen untergebracht.

01.2024
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IV. STADTEBAULICHE ANALYSE
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IV.IV. OFFENTLICHER NAHVEKEHR

Das Quartier hat keinen direkten Anschluss an die 6ffentliche Infrastruktur. Die nachsten
fuBlaufig erreichbaren Verbindungen sind die U-Bahnhaltestelle ,Langwasser Nord“ in
ca. 900 m sowie die Bushaltestelle ,Poststralle” in ca. 650 m.
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IV. STADTEBAULICHE ANALYSE
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IV.V. BLAUE UND GRUNE INFRASTRUKTUR

In der ndheren Umgebung des Baufelds befinden sich vielfaltige Mdglichkeiten zur
offentlichen Naherholung. Im Osten und Stden wird das Gebiet von einer weitldufigen
Parkanlage umschlossen, Teil dieser Anlage ist der Langwassersee. Nordlich der Karl-

Schodnleben-Stralle befindet sich das Naherholungsgebiet ,Dutzendteich® und in nur
wenigen Gehminuten Richtung Osten erreicht man den Lorenzer Reichswald.
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IV. STADTEBAULICHE ANALYSE

. Wohnen . Gastronomie . Kultur, Kirche . Bildung, KiTa . Gesundheit, Pflege Gewerbe, Einzelhandel

IV.VI. NUTZUNGSDIAGRAMM

Der dezentralen Lage im AuRenbezirk entsprechend sind die Nutzungen stark durch
Wohnen gepragt.
Das zu bebauende Grundstiick bildet die stadtebauliche Nutzungsgrenze zur
gegeniiberliegenden Schulbebauung.
Infrastrukturell notwendige Einrichtungen wie Schulen und KiTas sind fuRlaufig gut zu
erreichen. Nahversorger sind vorzugsweise Uber persdnlichen Individualverkehr zu
erreichen.

01.2024 14 1§
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Beschlussvorlage
Ref.VII/003/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel

Stadtrat 17.04.2024 offentlich Beschluss

Betreff:

Zweckentfremdungsverbotssatzung — ZWEVS
Neuerlass

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Satzungstext Reinschrift
Satzungstext Korrekturfassung

Sachverhalt (kurz):

Die Sicherung von bestehendem Wohnraum ist neben dem Wohnungsneubau eine wichtige
Aufgabe, um fur leistbaren Wohnraum zu sorgen. Mit Beschluss vom 22.05.2019 hat der
Stadtrat Nirnberg die Zweckentfremdungsverbotssatzung beschlossen, die am 30.05.2019 in
Kraft getreten ist und nach einer Giiltigkeit von fiinf Jahren mit Ablauf des 29.05.2024 aul3er
Kraft tritt.

Die Satzung hat sich als Instrument zum Erhalt bestehenden Wohnraums bewahrt. Die
gesetzlichen Anforderungen fir die Satzung sind weiter gegeben. Daher hat der Stadtrat am
19.07.2023 den Neuerlass der Satzung fur weitere funf Jahre ab dem 30.05.2024 beschlossen.
Der entsprechende Satzungstext (Anlage 1, Satzungstext, Reinschrift) wird zum Beschluss
vorgelegt.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

[ ] Nein (— weiter bei?2.)
X Ja
[ ] Kosten noch nicht bekannt

[X] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.VII/003/2024

Gesamtkosten € | Folgekosten 383.797 € pro Jahr

[ ] dauerhaft [X] nur fiir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten 383.797 € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X] Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja Das Thema Wohnen betrifft Menschen unterschiedlichen Alters und
Lebenssituationen. Dazu zahlen auch Familien in unterschiedlichen
Lebenslagen und differenzierten Konstellationen.

Seite 2 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.VII/003/2024

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[XI RA und DiP (verpfiichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[

Seite 3 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.VII/003/2024

Beschlussvorschlag:

Der Erlass der (als Anlage 1 der Sitzungsunterlagen) beiliegenden Satzung der Stadt Nirnberg
uber das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbotssatzung —
ZWEVS) wird beschlossen.

Seite 4 von 4
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Zweckentfremdungsverbotssatzung — ZwWEVS
Neuerlass 2024

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Die Sicherung von bestehendem Wohnraum ist neben dem Wohnungsneubau nach wie vor ein
weiterer mal3geblicher und notwendiger Ansatz der Nurnberger Wohnungspolitik, um fir bezahlba-
ren Wohnraum zu sorgen. Mit dem Erlass der Zweckentfremdungsverbotsatzung (ZwWEVS) am
30.05.2019 hat NiUrnberg ein wichtiges Instrument der Wohnungsbestandssicherung eingefihrt,
das bis zum 29.05.2024 giiltig ist. Der Stab Wohnen im Wirtschafts- und Wissenschaftsreferat ist
neben seiner Funktion als Bewilligungsstelle fir die Wohnraumsicherung zusténdig und vollzieht
die Satzung.

Die Satzung hat sich als Instrument zum Erhalt bestehenden Wohnraums bewahrt. Die gesetzli-
chen Voraussetzungen fur die Satzung sind weiter gegeben. Der Stadtrat hat daher am
19.07.2023 den Neuerlass der Zweckentfremdungsverbotssatzung ab dem 30.05.2024 fir weitere
funf Jahre beschlossen.

Normenkontrollverfahren

Das bezuglich der NUrnberger ZWEVS seit 12. Juni 2019 anh&ngige Normenkontrollverfahren
wurde durch Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshof am 31.10.2023 beendet.

Die Klagepartei trug wahrend des Verfahrens insbesondere vor, dass die gesetzlichen Vorausset-
zungen hinsichtlich des Wohnraummangels im Stadtgebiet Nurnberg fir den Erlass der Satzung
gem. Bayerischem Zweckentfremdungsverbotsgesetz (ZWEWG) nicht vorgelegen hatten. Weiter
sei die Satzung nicht verfassungsgeman und greife auf unverhéaltnismafiige Weise in Grundrechte,
vor allem in das Eigentumsrecht des Art. 14 GG ein. Nachdem der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof den Normenkontrollantrag zunachst zweimal wegen Unzuléssigkeit verworfen hatte,
wurde er nach Revision vom Bundesverwaltungsgericht wieder an den Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshof zuriickverwiesen.

Dieser erachtete die Satzung mit mittlerweile rechtskréaftigem Urteil vom 31.10.2023 weitestgehend
fur wirksam. Er bestatigte insbesondere, dass die Voraussetzungen zum Erlass der ZwEVS auf
Grundlage des ZWEWG in Nirnberg vorgelegen haben. Der erfolgreiche Ausgang des Normen-
kontrollverfahrens bestarkt die Stadt Nirnberg in ihnrem Entschluss, die Satzung weiter als effekti-
ves Sicherungsinstrument anzuwenden und sie wie bisher verfassungsgemal zu vollziehen.

Rechtliche Grundlage

Art. 1 des Bayerischen Zweckentfremdungsgesetzes ermdglicht einer Gemeinde fiir Gebiete, in
der die ausreichende Versorgung der Bevdlkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedin-
gungen besonders gefahrdet ist, durch Satzung mit einer Geltungsdauer von hdchstens flinf Jah-
ren zu bestimmen, dass Wohnraum nur mit ihnrer Genehmigung tberwiegend anderen als Wohn-
zwecken zugefuhrt werden darf, wenn sie dem Wohnraummangel nicht auf andere Weise mit zu-
mutbaren Mitteln und in angemessener Zeit abhelfen kénnen. Eine Zweckentfremdung liegt insbe-
sondere vor, wenn der Wohnraum
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1. zu mehr als 50 % der Gesamtflache fur gewerbliche oder berufliche Zwecke verwendet
oder Uberlassen wird,

2. baulich derart veréandert oder in einer Weise genutzt wird, dass er fur Wohnzwecke nicht
mehr geeignet ist,

3. mehr als insgesamt acht Wochen im Kalenderjahr fur Zwecke der Fremdenbeherbergung
genutzt wird,

4, langer als drei Monate leer steht oder

5 beseitigt wird.

Eine Zweckentfremdungsverbotssatzung kann nicht verlangert werden. Bei Vorliegen der gesetzli-
chen Voraussetzungen kann jedoch eine neue Satzung erlassen werden.

Begrundung fiur das Vorliegen der Voraussetzungen nach Art. 1 ZWEWG

Die gesetzlichen Voraussetzungen flr den Erlass der Satzung liegen weiterhin vor. Diesbeziiglich
verweisen wir auf die Entscheidungsvorlage zum Neuerlass der Zweckentfremdungsverbotssat-
zung, die am 19.07.2023 ohne Gegenstimmen beschlossen wurde (vgl. Anlage 3).

Vollzug der Zweckentfremdungsverbotssatzung

Seit Einfihrung der Zweckentfremdungsverbotssatzung im Jahr 2019 hat SW mit Stichtag
31.12.2023 insgesamt 1.929 Genehmigungsantrage und Meldungen zu zweckfremder Nutzung
von Wohnraum erhalten.

Fur 287 Wohneinheiten liegen bzw. lagen Genehmigungsantrage, fir 1.642 Wohneinheiten Mel-
dungen aufgrund vermuteter Zweckentfremdung (sog. Verdachtsmeldungen) vor.

Fur 273 Wohneinheiten wurde eine zweckfremde Nutzung unterbunden bzw. verhindert und die
Wohnungen wurden wieder reguldaren Wohnzwecken zugefuhrt. Die 273 Wohneinheiten entspre-
chen einer Gesamtwohnflache von knapp 14.300 m2

Fur weitere 64 Wohneinheiten wurden sog. Negativatteste erteilt, d.h. zweckentfremdungsrechtli-
che Bestimmungen fanden fur diese Wohnungen keine Anwendung. In 55 Fallen wurden bean-
tragte Nutzungsanderungen genehmigt.

260 Verdachtsfalle erwiesen sich als unbegriindet. Insgesamt wurden 914 Genehmigungsantrage /
Verdachtsmeldungen bisher bearbeitet.

Derzeit laufen flr 217 Wohneinheiten zweckentfremdungsrechtliche Verfahren. Die Bearbeitung
von Verdachtsmeldungen fiir 817 Wohneinheiten steht noch aus.

Die Anzahl von Verdachtsfallen wegen vermuteter zweckentfremdeter Wohnungen steigt seit In-
krafttreten der ZwWEVS am 30.05.2019 kontinuierlich an. Allerdings sind diese haufig nicht durch
Sorge um den Wohnungsmarkt motiviert, sondern durch satzungsfremde Zwecke. Die meldenden
Personen flhlen sich z.B. ,gestort®.
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Entwicklung der Antrage und Meldungen

Anzahl Verdachtsfdlle und Antrage
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Aufgrund der Vielzahl der eingegangenen und daher vorrangig zu bearbeitenden Falle wurden bis-
lang noch keine proaktiven Mal3nahmen wie Internetrecherche, verstérkte Informationstatigkeit etc.
durchgefihrt.

Bisher erfolgte bei der Bearbeitung der Falle der ZwEVS lediglich die Priorisierung von Genehmi-
gungsantrégen vor Verdachtsfallen. Die Verdachtsfélle wurden nach Datum des Meldungsein-
gangs bearbeitet.

Zukunftige Priorisierung

Um angesichts der Vielzahl der bislang unbearbeiteten Falle die Prozesse effizienter zu gestalten
erfolgt die Bearbeitung der Verdachtsmeldungen kinftig priorisiert.

1. Bearbeitung Genehmigungsantréage

wie bisher vorrangig, da

> Einhaltung der 3-Monatigen Bearbeitungsfrist erforderlich (Fiktionsfrist!)

> zlgige u. beratende Bearbeitung — Blrgerservice — Antrags“hurde” gering halten — mehr An-
trage

2. Bearbeitung Verdachtsfélle
Priorisierung nach:
1. Verdacht auf Zweckentfremdung von ganzem Gebaude bzw. mehr als 2 Wohneinheiten
im Gebaude (Priol)
o innerhalb dieser Gruppe &lteste Meldung zuerst

2. Verdacht auf Zweckentfremdung bei mehr als 1 Wohneinheit (Prio 2)
o innerhalb dieser Gruppe &lteste Meldung zuerst

3. Verdacht auf Zweckentfremdung (Prio 3)
o innerhalb dieser Gruppe &lteste Meldung zuerst
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Genehmigungstatbestande

Der Entschluss, von der Mdglichkeit eines Satzungserlasses Gebrauch zu machen, war 2019 vor
allem durch die Zunahme an Kurzzeitvermietungen (Fremdenbeherbergungen) in Privatwohnun-
gen Uber Internetportale (Stichwort ,Airbnb“) motiviert. Damals hatten geschatzte 600 Wohnun-
gen?, die durch die Nutzung als Ferienwohnung nicht zur Verfligung standen, die Entscheidungs-
grundlage fur den Satzungserlass dargestellt.

Die aktuelle thematische Zuordnung der rd. 1.900 Verdachtsmeldungen und Antrége zeigt jedoch,
dass im Rahmen des Satzungsvollzugs neben der Fremdbeherbergung weitere grundsatzlich
zweckfremd genutzte Wohnungen festgestellt werden konnten.

Thematische Zuordnung der Antrage und Meldungen

Fremdenbeherbergung |GGG 702
Leerstand |G 490

Gewerbl./berufl. Zwecke

(Bro, Praxis, I 409

Prostituion, etc.)

Gewerblicher Zweck:

Arbeiterunterkunft _ 197
Abbruch [ 125

Nicht zuordenbar | 6

0 200 400 600 800
Anzahl Wohneinheiten

Fur bestimmte grundsatzlich zweckfremde Nutzungen kann eine Genehmigung erteilt werden.

Eine Zweckentfremdungsgenehmigung ist nach 8 5 Abs. 2 ZwWEVS regelmaf3ig dann zu erteilen,
wenn schutzwirdige private Interessen das Interesse an der Erhaltung des betroffenen Wohn-
raums Uberwiegen (VGH Minchen, Beschluss v. 26.07.2021 — 12 B 21.913, Rn. 19).
Schutzwirdige private Interessen liegen ,insbesondere” bei einer Gefahrdung der wirtschaftlichen
Existenz des Verfigungsberechtigten vor, aber eben nicht nur. Andere Uberwiegende schutzwir-
dige private Belange kénnen sich vor allem aus dem Eigentumsgrundrecht des Art. 14 GG in Ver-
bindung mit dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz ergeben (VGH Minchen, a.a.0.). Die grundge-
setzlich geschitzte Eigentumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) setzt insoweit eine sorgsame Priifung
der VerhaltnismaRigkeit staatlicher Eingriffe anhand der Kriterien der Geeignetheit, Erforderlichkeit
und Angemessenheit voraus, um den verfassungsrechtlichen Anforderungen Rechnung zu tragen
(Bayerischer VGH, Beschluss vom 03.06.2022 - 12 N 21.1208, Rn. 35). Dies ist im Einzelfall sorg-
faltig zu Gberprufen.

Lvgl. WMB 2017: S.30
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Die Stadt NUrnberg erachtet daher u.a. folgende anderen Belange grundséatzlich als schutzwtirdige
private Interessen, die zu einer Genehmigung der Zufihrung/Nutzung zu anderen als Wohnzwe-
cken fuhren:

1. Freie Verfugbarkeit entsprechend der individuellen Bedirfnisse tber eine zweite Wohnung im
selbstgenutzten 2-Familienhaus. Damit wird auch dem Rechtsgedanken des § 573a BGB Rech-
nung getragen.

2. Ausibung einer selbststandigen Tatigkeit in Wohnraumen, sofern die eigene Wohnung oder be-
reits bestehende Geschaftsraume sich im selben Haus befinden.

3. Freihalten von Wohnraum fir die kinftige Wohnnutzung durch privilegierten Angehdrige im
Sinne des § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB.

Fazit

Die derzeitige Anspannung des Marktes wird auf Grund des anhaltenden Wachstums, der zuneh-
menden Flachenknappheit, der Abnahme des belegungsgebundenen Wohnungsbestandes und
des hohen Preisniveaus aller Voraussicht nach in den nachsten Jahren weiter andauern und noch
zunehmen. Der bendétigte Wohnungsbedarf wird mit ca. 2.000 Wohneinheiten jahrlich auf hohem
Niveau verbleiben.

Obwaohl im Jahr 2022 mit Gber 3.000 Wohneinheiten so viele Baugenehmigungen erteilt werden
konnten wie seit 1993 nicht mehr, fiihren die gestiegenen Baukosten und die seit 2022 stark veran-
derten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen insbesondere infolge der Zinserhéhungen dazu, dass
eine Vielzahl geplanter und genehmigter Vorhaben nicht realisiert wird. Die Diskrepanz zwischen
Genehmigungen und Fertigstellungen wird auch zukiinftig auf hohem Niveau verbleiben: im Schnitt
der letzten funf Jahre wurden nur rd. 1.400 Wohnungen fertiggestellt.

Trotz aller Bemuhungen wird der Nirnberger Wohnungsmarkt also weiterhin ein erhebliches Defi-
zit an bezahlbarem Wohnraum aufweisen, sodass ein konsequenter Bestandsschutz unverzichtbar
ist. Daher ist es auch kunftig erforderlich, dass neben den Mal3nahmen zur Schaffung neuen
Wohnraums ein weiterer Schwerpunkt der Wohnungspolitik auf dem Erhalt bestehenden Wohn-
raums liegt. Die Zweckentfremdungsverbotssatzung stellt das Instrument zum Erhalt von Wohn-
raum in Nurnberg dar, was sich in der Praxis als geeignet und wirkungsvoll erwiesen hat.

Nachdem nun das Urteil im Normenkontrollverfahren zur RechtsméaRigkeit der Satzung vorliegt,
wurde die neue, bis zum 30.05.2029 geltende Satzung entsprechend angepasst und ist als Anlage
1 beigeflgt.

Anderungen der Satzung

Betroffen sind die 88 4 Abs. 3 Nr. 2 und 4 Abs. 6 ZWEVS, die durch Urteil des BayVGH v.
31.10.2023 (5 N 22.2094) fur unwirksam erklart wurden:

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ZwWEVS konnte eine Genehmigung zur Zweckentfremdung von Wohn-
raum bislang nur erteilt werden, wenn bei vermietetem Wohnraum auch den Interessen der
Mieter angemessen Rechnung getragen wurde. Der BayVGH sah fir diese Regelung keine
entsprechende Rechtsgrundlage im Bayerischen Zweckentfremdungsgesetz. Diese Passage
ist daher ersatzlos entfallen.
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Aufgrund der Beanstandung der Lange der Bearbeitungsfrist von Antragen auf Genehmigung
der Zweckentfremdung von Wohnraum durch den BayVGH wird in 8§ 4 Abs. 6 ZwWEVS die Be-
arbeitungsfrist von zwolf auf drei Monate verkirzt. Dies ist aus Sicht des Bayerischen Gesetz-
gebers der Regelfall (vgl. z.B. Art. 42a Abs. 2 Satz 1 BayVwV{G).

Dartiber hinaus wurden keine Anderungen vorgenommen, die den Inhalt betreffen. Die Sat-

zung wurde, soweit erforderlich, redaktionell angepasst. Die bearbeiteten Textstellen sind in
der beiliegenden Entwurfsfassung (Anlage 2) im Korrekturmodus kenntlich gemacht.
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Satzung der Stadt Nurnberg tber das
Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum
(Zweckentfremdungsverbotssatzung — ZWEVS)

Die Stadt Nurnberg erlasst auf Grund von Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes Uber das Verbot der Zweckent-
fremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsgesetz — ZWEWG) vom 10. Dezember 2007 (GVBI. S. 864),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 19. Juni 2017 (GVBI. S.182), folgende Satzung:

Inhaltstbersicht:

1 Gegenstand der Satzung

Wohnraum

Zweckentfremdung

Genehmigung

Genehmigung auf Grund vorrangiger offentlicher Belange und Giberwiegender privater Interessen
Genehmigung gegen Ersatzwohnraum

Genehmigung gegen Entrichtung von Ausgleichsbetragen

w W W W W W W w
0 N o ok~ WD

Nebenbestimmungen

wn

9 Negativattest

§ 10 Zweckentfremdungsgenehmigung bei vermietetem Wohnraum
§ 11 Auskunfts- und Betretungsrecht

§12 Anordnungen

§ 13 Gebihren und Auslagen

§ 14 Ordnungswidrigkeiten

§ 15 Inkrafttreten; Geltungsdauer

§1
Gegenstand der Satzung
(1) In Nurnberg ist die Versorgung der Bevoélkerung mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen Be-

dingungen besonders gefahrdet und diesem Wohnraummangel kann zumindest innerhalb der nachsten funf
Jahre nicht mit anderen zumutbaren Mitteln begegnet werden.

(2) Die Satzung gilt fur die Zweckentfremdung von freifinanziertem Wohnraum im Stadtgebiet.
Wohnraum, fir den eine Genehmigungspflicht nach Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 2 und 3 des Bayerischen Wohn-
raumforderungsgesetzes besteht, ist nicht betroffen.

§2

Wohnraum

(1) Wohnraum im Sinne der Satzung sind sdmtliche Raume, die objektiv zu Wohnzwecken geeignet und
subjektiv hierzu bestimmt sind. Dazu zahlen auch Werk- und Dienstwohnungen sowie Wohnheime.
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(2) Objektiv geeignet sind Raume, wenn sie (allein oder zusammen mit anderen Raumen) die Fiihrung eines
selbststandigen Haushalts ermdglichen.

Die subjektive Bestimmung (erstmalige Widmung oder spatere Umwidmung) treffen die Verfligungsberechtig-
ten ausdricklich oder durch nach auf3en erkennbares schlissiges Verhalten.

(3) Wohnraum im Sinne dieser Satzung liegt nicht vor, wenn

1.

der Raum baurechtlich lediglich als betriebsbedingter Wohnraum (z. B. als Hausmeisterwohnung) zu-
gelassen ist und daher dem allgemeinen Wohnungsmarkt nicht zur Verfligung steht;

der Raum bereits vor dem Inkrafttreten am 30.05.2019 der Satzung der Stadt Niirnberg tGiber das Ver-
bot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbotssatzung — ZwEVS) vom
27. Mai 2019 (Amtsblatt S. 185) und seitdem ohne Unterbrechung in baurechtlich genehmigter Weise
anderen als Wohnzwecken diente, wobei das Leerstehenlassen von Wohnraum nicht als anderer
Zweck in diesem Sinne gilt, sondern die Wohnraumeigenschaft unberihrt lasst;

3. der Raum nicht oder noch nicht bezugsfertig ist;

4. baurechtlich eine Wohnnutzung nicht zulassig und auch nicht genehmigungsfahig ist;

5. ein dauerndes Bewohnen unzuldssig oder unzumutbar ist, weil der Raum einen schweren Mangel

bzw. Missstand aufweist oder unertraglichen Umwelteinflissen ausgesetzt ist und die Wiederbewohn-
barkeit nicht mit einem objektiv wirtschaftlichen und zumutbaren Aufwand hergestellt werden kann.
Dies ist grundsatzlich der Fall, wenn die aufzuwendenden finanziellen Mittel nicht innerhalb eines Zeit-
raumes von zehn Jahren durch entsprechende Ertrage ausgeglichen werden kdnnen oder die Kosten
des Abbruchs zuziiglich der Neuerrichtung die eines vergleichbaren Gebaudes erreichen;

der Wohnraum aufgrund der Umstande des Einzelfalls nachweislich nicht mehr vom Markt angenom-
men wird.

§3

Zweckentfremdung

(1) Wohnraum wird zweckentfremdet, wenn er durch die Verflgungsberechtigten oder die Nutzungsberech-
tigten anderen als Wohnzwecken zugefihrt wird.

Eine Zweckentfremdung liegt insbesondere vor, wenn der Wohnraum

1.
2.

3.
4.
5.

fur gewerbliche oder berufliche Zwecke verwendet oder Uberlassen wird;

baulich derart verandert oder in einer Weise genutzt wird, dass er fir Wohnzwecke nicht mehr geeig-
net ist;

fur Zwecke der Fremdenbeherbergung genutzt wird;
langer als drei Monate leer steht;
beseitigt wird (Abbruch).

(2) Eine Zweckentfremdung liegt nicht vor, wenn

1.

Wohnraum leer steht, weil er trotz nachweislicher geeignheter Bemuihungen Uber langere Zeit nicht
wieder vermietet werden konnte;

Wohnraum nachweislich ziigig umgebaut, instandgesetzt oder modernisiert wird oder alsbald veréu-
Rert werden soll und deshalb lediglich voriibergehend unbewohnbar ist oder leer steht;

Wohnraum durch die Verfigungsberechtigten oder Nutzungsberechtigten zu gewerblichen oder be-
ruflichen Zwecken mitbenutzt wird, soweit dabei die Wohnnutzung tUberwiegt (iber 50 % der Gesamt-
flache) und keine baulichen Veranderungen im Sinne von Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 vorgenommen wurden;

der Wohnraum mit anderem Wohnraum zur weiteren Wohnnutzung zusammengelegt oder geteilt wird;

5. durch die Verfiigungsberechtigten oder die Nutzungsberechtigten selbst bewohnter Wohnraum fiir bis

zu acht Wochen im Kalenderjahr fur Zwecke der Fremdenbeherbergung genutzt wird.
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§4

Genehmigung

(1) Wohnraum darf nur mit Genehmigung der Stadt anderen als Wohnzwecken zugefiihrt werden.

(2) Eine Genehmigung ist zu erteilen, wenn vorrangige oOffentliche Interessen oder schutzwurdige private
Interessen das Interesse an der Erhaltung des betroffenen Wohnraums tberwiegen.

(3) Eine Genehmigung kann erteilt werden, wenn dem Interesse an der Erhaltung des Wohnraums durch
Ausgleichsmaflinahmen in verlasslicher und angemessener Weise Rechnung getragen wird, insbesondere
durch die Schaffung von Ersatzwohnraum oder durch eine Ausgleichszahlung.

(4) Die Genehmigung wirkt fur und gegen die Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger; das Gleiche
gilt auch fir Personen, die den Besitz nach Erteilung der Genehmigung erlangt haben.

(5) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung ersetzt keine nach anderen Bestimmungen erforderlichen Ge-
nehmigungen (z. B. des Baurechts).

(6) Uber den Antrag auf Erteilung einer Zweckentfremdungsgenehmigung nach Abs. 1 bis 3 entscheidet die
Stadt nach Vorliegen der vollstandigen Unterlagen innerhalb einer Frist von drei Monaten. Nach Ablauf der
Frist gilt die Genehmigung als erteilt.

§5

Genehmigung auf Grund vorrangiger 6ffentlicher Belange und Uberwiegender privater Interessen

(1) Vorrangige offentliche Belange fir eine Zweckentfremdung sind insbesondere gegeben, wenn Wohnraum
zur Versorgung der Bevolkerung mit sozialen Einrichtungen (z. B. fur Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-
oder gesundheitliche Zwecke) oder mit lebenswichtigen Diensten (z. B. &rztliche Betreuung) verwendet wer-
den soll, die gerade an dieser Stelle der Stadt dringend benétigt werden und flr die andere Raume nicht zur
Verflgung stehen oder nicht zeitgerecht geschaffen werden kénnen.

(2) Uberwiegende schutzwiirdige private Interessen sind insbesondere bei einer Gefahrdung der wirtschaft-
lichen Existenz gegeben. Die Existenzgefahrdung darf nicht durch das Unterlassen mdéglicher und gebotener
Abwendungsmafinahmen selbst herbeigeflihrt worden sein.

§6

Genehmigung gegen Ersatzwohnraum

(1) Ein beachtliches und verlassliches Angebot zur Bereitstellung von Ersatzwohnraum lasst das offentliche
Interesse an der Erhaltung des Wohnraums in der Regel entfallen, wenn die Wohnraumbilanz insgesamt wie-
der ausgeglichen wird.

Dies gilt nicht, wenn das 6ffentliche Interesse aus besonderen Griinden gebietet, dass ein ganz bestimmter
Wohnraum nicht zweckentfremdet wird.

(2) Ein beachtliches Angebot zur Errichtung von Ersatzwohnraum liegt vor, wenn die folgenden Vorausset-
zungen erfullt sind:

1. der Ersatzwohnraum wird im Stadtgebiet geschaffen;

2. der Ersatzwohnraum wird von der Inhaberin oder dem Inhaber der beantragten Zweckentfremdungs-
genehmigung in zeitlichem und sachlichem Zusammenhang mit der Zweckentfremdung neu geschaf-
fen;

3. der neu zu schaffende Wohnraum darf nicht kleiner als der wegfallende Wohnraum sein und diesen
im Standard nicht in einer fur den allgemeinen Wohnungsmarkt nachteiligen Weise unter- oder iber-
schreiten;
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4. der Ersatzwohnraum steht dem allgemeinen Wohnungsmarkt in gleicher Weise zur Verfigung wie
vorher der wegfallende Wohnraum; familiengerechter Wohnraum darf nur durch eben solchen Wohn-
raum ersetzt werden;

5. die offentlich-rechtliche Zuléassigkeit des Vorhabens ist nachgewiesen, insbesondere durch Vorlage
einer Baugenehmigung oder eines positiven Bauvorbescheids;

6. die Antragstellerin oder der Antragsteller macht glaubhaft, dass die Finanzierung der Ersatzmali-
nahme gesichert ist.

§7
Genehmigung gegen Entrichtung von Ausgleichsbetragen
(1) Im Einzelfall kann auch durch eine einmalige oder laufende Ausgleichszahlung erreicht werden, dass das
offentliche Interesse an der Erhaltung eines bestimmten Wohnraums hinter das Interesse an einer Zweckent-

fremdung zuricktritt. Die Ausgleichsbetrage sind zweckgebunden fir die Schaffung neuen Wohnraums zu
verwenden.

(2) Der Betrag der einmaligen Ausgleichszahlung fiir die von der Zweckentfremdung betroffene Wohnflache
errechnet sich jeweils gemal den zum Zeitpunkt der Antragstellung fir die Erstellung geférderten Wohnraums
in Nurnberg aufzuwendenden durchschnittlichen Kosten.

(3) Bei nur vorubergehendem Verlust von Wohnraum kommt eine laufende, monatlich zu entrichtende Aus-
gleichszahlung in Hohe der ortsiblichen Vergleichsmiete nach dem jeweils geltenden Mietspiegel der Stadt
fur den entsprechenden Wohnraum in Betracht.

(4) Die Ausgleichszahlung kommt als alleinige Ausgleichsmal3nahme oder als ergdnzende Malinahme bei
noch nicht ausreichender anderweitiger Kompensation, insbesondere zu geringem Ersatzwohnraum, in Be-
tracht.

(5) Die Antragsteller missen nachweislich zur Leistung der Ausgleichszahlung bereit und im Stande sein.

§8
Nebenbestimmungen
(1) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung von Wohnraum kann befristet, bedingt oder unter Auflagen

erteilt werden, insbesondere um Genehmigungshindernisse auszurdumen oder die Zweckentfremdung so ge-
ring wie moglich zu halten.

(2) Istauf Grund einer Auflage oder Nebenbestimmung die Genehmigung erloschen, so ist der Raum wieder
Wohnzwecken zuzufiihren.

§9

Negativattest

Fur MaRnahmen, die keiner Genehmigung bedirfen, weil kein Wohnraum im Sinn der Satzung gegeben ist,
keine Zweckentfremdung vorliegt oder Genehmigungsfreiheit besteht, wird auf Antrag ein Negativattest aus-
gestellt.

§10
Zweckentfremdungsgenehmigung bei vermietetem Wohnraum

Mieterinnen und Mieter werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens angehért und Uber die Erteilung
einer Genehmigung unterrichtet.
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§11

Auskunfts- und Betretungsrecht

(1) Auf der Grundlage des Art. 3 Abs. 1 ZWEWG haben die dinglich Verfligungsberechtigten, Besitzerinnen
und Besitzer, Verwalterinnen und Verwalter, Vermittlerinnen und Vermittler der Behorde die Auskinfte zu ge-
ben und die Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Einhaltung der Vorschriften des Gesetzes
und dieser Satzung zu Uberwachen. Sie haben dazu auch den von der Stadt beauftragten Personen zu er-
moglichen, zu angemessener Tageszeit Grundstiicke, Gebaude, Wohnungen und Wohnrdume zu betreten.
Die Auskunftspflichtigen haben auch Tatsachen zu offenbaren, die geeignet sind, eine Verfolgung wegen einer
Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit herbeizufuhren. Jedoch darf eine Auskunft, die ein Auskunftspflichtiger
gemalf seiner Verpflichtung nach Satz 1 erteilt, in einem Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem
Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten gegen den Auskunftspflichtigen oder einen in 8§ 52 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung bezeichneten Angehdrigen nur mit Zustimmung des Auskunftspflichtigen verwendet werden.
Satz 1 gilt auch fiir Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes.

(2) Auf der Grundlage des Art. 5 ZWEWG und dieser Satzung wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung eingeschrankt (Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung).

§12

Anordnungen

Die Stadt kann anordnen, dass eine nicht genehmigungsfahige Zweckentfremdung beendet und der Wohn-
raum wieder Wohnzwecken zugefihrt wird (Art. 3 Abs. 2 ZWEWG).

§13

Gebuhren und Auslagen

Far Amtshandlungen der Stadt nach dieser Satzung werden Gebihren und Auslagen nach der Kostensatzung
erhoben.

§14
Ordnungswidrigkeiten
(1) Nach Art. 4 Satz 1 ZWEWG kann mit einer Geldbuf3e bis zu funfhunderttausend Euro belegt werden, wer

entgegen § 4 Abs. 1 ohne die erforderliche Genehmigung Wohnraum fir andere Zwecke als Wohnzwecke
verwendet oder Uberlasst.

(2) Nach Art. 4 Satz 2 ZWEWG kann mit einer Geldbul3e bis zu funfzigtausend Euro belegt werden, wer
entgegen 8§ 11 Abs. 1 Auskinfte nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig erteilt oder Unterlagen nicht oder
nicht vollstandig vorlegt.

§15

Inkrafttreten; Geltungsdauer

Diese Satzung tritt am 30.05.2024 in Kraft. Sie gilt funf Jahre.
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Satzung der Stadt Nurnberg tber das
Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum
(Zweckentfremdungsverbotssatzung — ZWEVS)

Die Stadt Nurnberg erlasst auf Grund von Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes Uber das Verbot der Zweckent-
fremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsgesetz — ZWEWG) vom 10. Dezember 2007 (GVBI. S. 864),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 19. Juni 2017 (GVBI. S.182), folgende Satzung:

Inhaltstbersicht:

1 Gegenstand der Satzung

Wohnraum

Zweckentfremdung

Genehmigung

Genehmigung auf Grund vorrangiger o6ffentlicher Belange und Gberwiegender privater Interessen
Genehmigung gegen Ersatzwohnraum

Genehmigung gegen Entrichtung von Ausgleichsbetragen

w W W W W W W w
0 N o ok~ WD

Nebenbestimmungen

wn

9 Negativattest

§ 10 Zweckentfremdungsgenehmigung bei vermietetem Wohnraum
§ 11 Auskunfts- und Betretungsrecht

§12 Anordnungen

§ 13 Gebihren und Auslagen

§ 14 Ordnungswidrigkeiten

§ 15 Inkrafttreten; Geltungsdauer

§1
Gegenstand der Satzung
(1) In Nudrnberg ist die Versorgung der Bevolkerung mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen Be-

dingungen besonders gefahrdet und diesem Wohnraummangel kann zumindest innerhalb der nachsten finf
Jahre nicht mit anderen zumutbaren Mitteln begegnet werden.

(2) Die Satzung gilt fur die Zweckentfremdung von freifinanziertem Wohnraum im Stadtgebiet.
Wohnraum, fir den eine Genehmigungspflicht nach Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 2 und 3 des Bayerischen Wohn-
raumforderungsgesetzes besteht, ist nicht betroffen.

§2

Wohnraum

(1) Wohnraum im Sinne der Satzung sind sdmtliche Raume, die objektiv zu Wohnzwecken geeignet und
subjektiv hierzu bestimmt sind. Dazu zahlen auch Werk- und Dienstwohnungen sowie Wohnheime.
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(2) Objektiv geeignet sind Raume, wenn sie (allein oder zusammen mit anderen Raumen) die Flihrung eines
selbststandigen Haushalts ermdglichen.

Die subjektive Bestimmung (erstmalige Widmung oder spatere Umwidmung) treffen die Verfligungsberechtig-
ten ausdricklich oder durch nach auf3en erkennbares schlussiges Verhalten.

(3) Wohnraum im Sinne dieser Satzung liegt nicht vor, wenn

1.

der Raum baurechtlich lediglich als betriebsbedingter Wohnraum (z. B. als Hausmeisterwohnung) zu-
gelassen ist und daher dem allgemeinen Wohnungsmarkt nicht zur Verfligung steht;

der Raum bereits vor dem Inkrafttreten am 30.05.2019 der Satzung der Stadt Niirnberg tiber das Ver-
bot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbotssatzung — ZwEVS) vom 27.
Mai 2019 (Amtsblatt S. 185) und seitdem ohne Unterbrechung in baurechtlich genehmigter Weise
anderen als Wohnzwecken diente, wobei das Leerstehenlassen von Wohnraum nicht als anderer
Zweck in diesem Sinne gilt, sondern die Wohnraumeigenschaft unberihrt lasst;

3. der Raum nicht oder noch nicht bezugsfertig ist;

4. baurechtlich eine Wohnnutzung nicht zulassig und auch nicht genehmigungsfahig ist;

5. ein dauerndes Bewohnen unzuldssig oder unzumutbar ist, weil der Raum einen schweren Mangel

bzw. Missstand aufweist oder unertraglichen Umwelteinflissen ausgesetzt ist und die Wiederbewohn-
barkeit nicht mit einem objektiv wirtschaftlichen und zumutbaren Aufwand hergestellt werden kann.
Dies ist grundsatzlich der Fall, wenn die aufzuwendenden finanziellen Mittel nicht innerhalb eines Zeit-
raumes von zehn Jahren durch entsprechende Ertrage ausgeglichen werden kdnnen oder die Kosten
des Abbruchs zuziiglich der Neuerrichtung die eines vergleichbaren Gebaudes erreichen;

der Wohnraum aufgrund der Umstande des Einzelfalls nachweislich nicht mehr vom Markt angenom-
men wird.

§3

Zweckentfremdung

(1) Wohnraum wird zweckentfremdet, wenn er durch die Verflgungsberechtigten oder die Nutzungsberech-
tigten anderen als Wohnzwecken zugefihrt wird.

Eine Zweckentfremdung liegt insbesondere vor, wenn der Wohnraum

1.
2.

3.
4.
5.

fur gewerbliche oder berufliche Zwecke verwendet oder Uberlassen wird;

baulich derart verandert oder in einer Weise genutzt wird, dass er fir Wohnzwecke nicht mehr geeig-
net ist;

fur Zwecke der Fremdenbeherbergung genutzt wird;
langer als drei Monate leer steht;
beseitigt wird (Abbruch).

(2) Eine Zweckentfremdung liegt nicht vor, wenn

1.

Wohnraum leer steht, weil er trotz nachweislicher geeigneter Bemihungen Uber langere Zeit nicht
wieder vermietet werden konnte;

Wohnraum nachweislich ziigig umgebaut, instandgesetzt oder modernisiert wird oder alsbald verau-
Rert werden soll und deshalb lediglich voriibergehend unbewohnbar ist oder leer steht;

Wohnraum durch die Verfigungsberechtigten oder Nutzungsberechtigten zu gewerblichen oder be-
ruflichen Zwecken mitbenutzt wird, soweit dabei die Wohnnutzung tiberwiegt (iber 50 % der Gesamt-
flache) und keine baulichen Veranderungen im Sinne von Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 vorgenommen wurden;

der Wohnraum mit anderem Wohnraum zur weiteren Wohnnutzung zusammengelegt oder geteilt wird;

5. von den Verfligungsberechtigten oder die Nutzungsberechtigten selbst bewohnter Wohnraum fir bis

zu acht Wochen im Kalenderjahr fur Zwecke der Fremdenbeherbergung genutzt wird.
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§4

Genehmigung

(1) Wohnraum darf nur mit Genehmigung der Stadt anderen als Wohnzwecken zugefiihrt werden.

(2) Eine Genehmigung ist zu erteilen, wenn vorrangige offentliche Interessen oder schutzwirdige private
Interessen das Interesse an der Erhaltung des betroffenen Wohnraums tberwiegen.

((3) Eine Genehmigung kann erteilt werden, wenn

4—dem Interesse an der Erhaltung des Wohnraums durch Ausgleichsmal3nahmen in verlasslicher und
angemessener Weise Rechnung getragen wird, insbesondere durch die Schaffung von Ersatzwohn-
raum oder durch eine Ausgleichszahlung.-uréd

(4) Die Genehmigung wirkt fir und gegen die Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger; das Gleiche
gilt auch fir Personen, die den Besitz nach Erteilung der Genehmigung erlangt haben.

(5) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung ersetzt keine nach anderen Bestimmungen erforderlichen Ge-
nehmigungen (z. B. des Baurechts).

(6) Uber den Antrag auf Erteilung einer Zweckentfremdungsgenehmigung nach Abs. 1 bis 3 entscheidet die
Stadt nach Vorliegen der vollstandigen Unterlagen innerhalb einer Frist von zwélfdrei Monaten. Nach Ablauf
der Frist gilt die Genehmigung als erteilt.

§5

Genehmigung auf Grund vorrangiger 6ffentlicher Belange und lGberwiegender privater Interessen

(1) Vorrangige offentliche Belange fur eine Zweckentfremdung sind insbesondere gegeben, wenn Wohnraum
zur Versorgung der Bevolkerung mit sozialen Einrichtungen (z. B. fur Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-
oder gesundheitliche Zwecke) oder mit lebenswichtigen Diensten (z. B. &rztliche Betreuung) verwendet wer-
den soll, die gerade an dieser Stelle der Stadt dringend benétigt werden und fiir die andere Raume nicht zur
Verfligung stehen oder nicht zeitgerecht geschaffen werden kénnen.

(2) Uberwiegende schutzwiirdige private Interessen sind insbesondere bei einer Gefahrdung der wirtschaft-
lichen Existenz gegeben. Die Existenzgefahrdung darf nicht durch das Unterlassen mdéglicher und gebotener
Abwendungsmalinahmen selbst herbeigefiihrt worden sein.

§6

Genehmigung gegen Ersatzwohnraum

(1) Ein beachtliches und verlassliches Angebot zur Bereitstellung von Ersatzwohnraum lasst das offentliche
Interesse an der Erhaltung des Wohnraums in der Regel entfallen, wenn die Wohnraumbilanz insgesamt wie-
der ausgeglichen wird.

Dies gilt nicht, wenn das offentliche Interesse aus besonderen Griinden gebietet, dass ein ganz bestimmter
Wohnraum nicht zweckentfremdet wird.

(2) Ein beachtliches Angebot zur Errichtung von Ersatzwohnraum liegt vor, wenn die folgenden Vorausset-
zungen erfullt sind:

1. der Ersatzwohnraum wird im Stadtgebiet geschaffen;

2. der Ersatzwohnraum wird von der Inhaberin oder dem Inhaber der beantragten Zweckentfremdungs-
genehmigung in zeitlichem und sachlichem Zusammenhang mit der Zweckentfremdung neu geschaf-
fen;

55



3. der neu zu schaffende Wohnraum darf nicht kleiner als der wegfallende Wohnraum sein und diesen
im Standard nicht in einer fur den allgemeinen Wohnungsmarkt nachteiligen Weise unter- oder tber-
schreiten;

4. der Ersatzwohnraum steht dem allgemeinen Wohnungsmarkt in gleicher Weise zur Verfligung wie
vorher der wegfallende Wohnraum; familiengerechter Wohnraum darf nur durch eben solchen Wohn-
raum ersetzt werden;

5. die offentlich-rechtliche Zuléssigkeit des Vorhabens ist nachgewiesen, insbesondere durch Vorlage
einer Baugenehmigung oder eines positiven Bauvorbescheids;

6. die Antragstellerin oder der Antragsteller macht glaubhaft, dass die Finanzierung der Ersatzmalf3-
nahme gesichert ist.

87

Genehmigung gegen Entrichtung von Ausgleichsbetragen

(1) Im Einzelfall kann auch durch eine einmalige oder laufende Ausgleichszahlung erreicht werden, dass das
offentliche Interesse an der Erhaltung eines bestimmten Wohnraums hinter das Interesse an einer Zweckent-
fremdung zuricktritt. Die Ausgleichsbetrage sind zweckgebunden fir die Schaffung neuen Wohnraums zu
verwenden.

(2) Der Betrag der einmaligen Ausgleichszahlung fir die von der Zweckentfremdung betroffene Wohnflache
errechnet sich jeweils gemaf den zum Zeitpunkt der Antragstellung fur die Erstellung geférderten Wohnraums
in Nurnberg aufzuwendenden durchschnittlichen Kosten.

(3) Bei nur vorubergehendem Verlust von Wohnraum kommt eine laufende, monatlich zu entrichtende Aus-
gleichszahlung in Héhe der ortsiiblichen Vergleichsmiete nach dem jeweils geltenden Mietspiegel der Stadt
fur den entsprechenden Wohnraum in Betracht.

(4) Die Ausgleichszahlung kommt als alleinige Ausgleichsmalinahme oder als erganzende MalRnahme bei
noch nicht ausreichender anderweitiger Kompensation, insbesondere zu geringem Ersatzwohnraum, in Be-
tracht.

(5) Die Antragsteller missen nachweislich zur Leistung der Ausgleichszahlung bereit und im Stande sein.

§8
Nebenbestimmungen
(1) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung von Wohnraum kann befristet, bedingt oder unter Auflagen

erteilt werden, insbesondere um Genehmigungshindernisse auszurdaumen oder die Zweckentfremdung so ge-
ring wie moglich zu halten.

(2) Istauf Grund einer Auflage oder Nebenbestimmung die Genehmigung erloschen, so ist der Raum wieder
Wohnzwecken zuzufiihren.

§9
Negativattest
Far MalRnahmen, die keiner Genehmigung bedirfen, weil kein Wohnraum im Sinn der Satzung gegeben ist,

keine Zweckentfremdung vorliegt oder Genehmigungsfreiheit besteht, wird auf Antrag ein Negativattest aus-
gestellt.
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§10

Zweckentfremdungsgenehmigung bei vermietetem Wohnraum

Mieterinnen und Mieter werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens angehért und tber die Erteilung
einer Genehmigung unterrichtet.

§11

Auskunfts- und Betretungsrecht

(1) Aufder Grundlage des Art. 3 Abs. 1 ZWEWG haben die dinglich Verfuigungsberechtigten, Besitzerinnen
und Besitzer, Verwalterinnen und Verwalter, Vermittlerinnen und Vermittler der Behorde die Auskinfte zu ge-
ben und die Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Einhaltung der Vorschriften des Gesetzes
und dieser Satzung zu Uberwachen. Sie haben dazu auch den von der Stadt beauftragten Personen zu er-
mdglichen, zu angemessener Tageszeit Grundstiicke, Gebaude, Wohnungen und Wohnrdume zu betreten.
Die Auskunftspflichtigen haben auch Tatsachen zu offenbaren, die geeignet sind, eine Verfolgung wegen einer
Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit herbeizufihren. Jedoch darf eine Auskunft, die ein Auskunftspflichtiger
gemal seiner Verpflichtung nach Satz 1 erteilt, in einem Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem
Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten gegen den Auskunftspflichtigen oder einen in 8 52 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung bezeichneten Angehdrigen nur mit Zustimmung des Auskunftspflichtigen verwendet werden.
Satz 1 qilt auch fur Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes.

(2) Aufder Grundlage des Art. 5 ZWEWG und dieser Satzung wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung eingeschrankt (Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung).

§12

Anordnungen

Die Stadt kann anordnen, dass eine nicht genehmigungsfahige Zweckentfremdung beendet und der Wohn-
raum wieder Wohnzwecken zugefihrt wird (Art. 3 Abs. 2 ZWEWG).

§13
Gebuhren und Auslagen

Fur Amtshandlungen der Stadt nach dieser Satzung werden Gebuhren und Auslagen nach der Kostensatzung
erhoben.

§14

Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 4 Satz 1 ZWEWG kann mit einer GeldbulR3e bis zu finfhunderttausend Euro belegt werden, wer
entgegen § 4 Abs. 1 ohne die erforderliche Genehmigung Wohnraum fur andere Zwecke als Wohnzwecke
verwendet oder Uberlasst.

(2) Nach Art. 4 Satz 2 ZWEWG kann mit einer Geldbul3e bis zu funfzigtausend Euro belegt werden, wer
entgegen 8§ 11 Abs. 1 Auskinfte nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig erteilt oder Unterlagen nicht oder
nicht vollstandig vorlegt.
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§15

Inkrafttreten; Geltungsdauer

Diese Satzung tritt am 30.05.2024 in Kraft. Sie gilt finf Jahre.
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Beschlussvorlage

OA/005/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel

Ausschuss fur Recht, Wirtschaft und 24.04.2024  offentlich Gutachten

Arbeit

Stadtrat 15.05.2024  offentlich Beschluss-Auflage
Betreff:

Markteintritt von Bolt in die Personenbefdrderung in Nirnberg
hier_; Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN vom 15.01.2024 sowie Antrag der Freien Allianz fir Nirnberg vom 29.01.2024

Anlagen:
Sachbericht

Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom
15.01.2024 (Anlage 1)
Antrag der Freien Allianz fur Nirnberg vom 29.01.2024 (Anlage 2)

Sachverhalt (kurz):

Das Ordnungsamt berichtet Gber den Markteintritt eines Unternehmens, dessen Mietwagen
durch eine via App zu bedienende Plattform Fahrauftrdge erhalten und damit in direkter
Konkurrenz zum ortlichen Taxigewerbe stehen. Der Bericht stellt die gesetzlichen Unterschiede
und damit Rechte und Pflichten zwischen Taxis als Teil des OPNV einerseits und den Mietwégen
andererseits dar.

Um einen fairen Wettbewerb zwischen beiden Befdrderungsformen zu gewahrleisten und damit
die offentlichen Verkehrsinteressen im Allgemeinen und die Funktionsfahigkeit des ortlichen
Taxigewerbes im Besonderen zu schitzen, werden mogliche MalBnahmen und deren
Voraussetzungen wie die Einfilhrung eines Mindesttarifs flir Mietwagen oder konsequente
UberwachungsmafRnahmen vorgestellt. In diesem Zusammenhang wird Gber die hierfir
bendtigten personellen und fachlichen Ressourcen berichtet.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

[ Nein (— weiter bei?2.)
X Ja
[X] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X] Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:
[] Ja Der Markteintritt von Bolt betrifft alle Personen, unabh&ngig von Geschlecht,
Herkunft oder anderer Diversity-Merkmale.
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4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[[] RA und DiP (verpfiichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[

Seite 3 von 4
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Gutachtenvorschlag:

Der Ausschuss empfiehlt dem Stadtrat die Linne + Kraus GmbH mit der Erstellung eines
Gutachtens zum Einfuhren eines Mindestbeférderungsentgelts gem. § 51la PBefG und der
Bedarfsprifung des Taxigewerbes zu beauftragen.

Beschlussvorschlag:

Die Stadt Nurnberg beauftragt die Linne + Kraus GmbH mit der Erstellung eines Gutachtens zum
Einflhren eines Mindestbefdrderungsentgelts gem. § 51a PBefG und der Bedarfsprifung des
Taxigewerbes.

Seite 4 von 4
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Markteintritt von Bolt in die gewerbsmafige Personenbeférderung im Stadtgebiet
Nurnberg sowie im gesamten GrofRraum (Nurnberg, Firth, Erlangen und Schwabach)

Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und Buindnis 90/Die Griinen
vom 15.01.2024
,Markteintritt von Uber und Bolt in die Personenbefbrderung*

Antrag der Freien Allianz fur Nirnberg vom 29.01.2024
LEintritt Externer Fahrdienstleister in den Taximarkt verhindern*

Zu den in den Antragen aufgeworfenen Fragen wird wie folgt Stellung genommen (chronolo-
gisch, z.T. wegen inhaltlicher Uberschneidung zusammengefugt):

Die Verwaltung berichtet Uber die Rahmenbedingungen des Markteintritts von BOLT
und Uber das Geschaftsmodell, auch im Vergleich zum OPNV und zum Taxiverkehr.
(Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und Blndnis 90/Die Grinen
vom 15.01.2024)

Geschaftsmodell von Vermittlungsplattformen im Vergleich zum OPNV und zum Taxiverkehr:

Bolt ist ein Unternehmen, das eine digitale Plattform fir die Vermittlung von Fahrten in der
gewerbsmaRigen Personenbefdérderung mit Mietwagen (&hnlich Taxiverkehr) anbietet. Die
Fahrauftrage werden in Nirnberg an ansassige Mietwagenbetriebe vermittelt, die die Fahr-
ten mit eigenem Personal und eigenen Fahrzeugen durchfiihren. Generell stellt der Verkehr
mit Mietwagen sowie mit Taxis jeweils eine Verkehrsform des Gelegenheitsverkehrs nach

8 46 Personenbeforderungsgesetz (PBefG) dar. Das Geschéaftsmodell einer Vermittlungs-
plattform unterscheidet sich sowohl vom 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) als auch
vom traditionellen Taxiverkehr (der auch Bestandteil des OPNV ist) auf mehrere Arten.

1. Flexibilitdt und Individualitat:

o Eine Vermittlungsplattform bietet ihren Kunden eine hohe Flexibilitat und Indi-
vidualitat. Die Nutzerinnen und Nutzer kénnen Fahrten nach Bedarf und zu ih-
ren eigenen Zeitplanen buchen, ohne sich an feste Fahrplane halten zu mus-
sen, wie es im OPNV der Fall ist.

¢ Im Vergleich zum traditionellen Taxiverkehr wird den Kunden so auch die
Mdglichkeit angeboten, das Fahrzeug und den Fahrer tiber die App auszu-
wahlen und zu bewerten.

2. Preismodell:
Die Betreiber der Vermittlungsplattform legen den zu zahlenden Fahrpreis
fest. Die durchfihrenden Mietwagenunternehmen haben hierauf keinerlei Ein-
fluss. Die Fa. Bolt verwendet ein dynamisches Preismodell, das auf Angebot
und Nachfrage basiert. Dies bedeutet, dass die Preise je nach Verkehrsauf-
kommen (z.B. Berufsverkehr im Unterschied zu Nachtfahrten) und anderen
Faktoren, wie z.B. der aktuellen Nachfragesituation (bspw. Weihnachten, Sil-

vester, Fasching, an Messetagen oder am Volksfest), variieren kénnen. Dem
1
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Grunde nach enthalt die Preisstruktur Basis-, Kilometer- und Zeitfaktoren. Die
Vermittlungsprovision, die von den Mietwagenbetrieben gefordert wird, be-
wegt sich im einstelligen bis unteren zweistelligen Bereich Da die Fahrten
nicht nur vermittelt werden, sondern auch die Bezahlung direkt tiber die Platt-
form erfolgt, wird die Provision von den Plattformbetreibern einbehalten. Das
ortsansassige Mietwagenunternehmen erhdlt hiervon einen Anteil. Zu Spitzen-
zeiten sind héhere Fahrpreise als z.B. bei klassischen Taxis zu entrichten,
wahrend zu ruhigeren Zeiten die Fahrten zu niedrigeren Preisen angeboten
werden. Im Gegensatz dazu haben 6ffentliche Verkehrsmittel in der Regel
festgelegte Tarife, unabhangig von der tagesaktuellen Nachfrage. Die Fahr-
preise im Gelegenheitsverkehr mit Taxis regelt die Stadt Nurnberg in der Taxi-
tarifordnung. Hierdurch wird sichergestellt, dass alle von Niurnberger Taxis
durchgefuhrten Fahrten im Pflichtfahrgebiet transparent und nach festgelegten
Tarifmerkmalen abgerechnet werden. Im Rahmen der jahrlichen Tarifanpas-
sung achtet die Stadt Nurnberg darauf, dass der Betrieb eines Taxiunterneh-
mens auch weiterhin auskdmmlich bleibt. Ebenso dient die Taxitarifordnung
als Schutzmechanismus fir Fahrgaste, die hierdurch sichergehen kénnen,
dass zu nachfragestarken Zeiten keine tberh6hten Fahrpreise gefordert wer-
den.

3. Fahrermodell:

Bolt arbeitet in Nirnberg mit Mietwagenunternehmen zusammen. Es handelt
sich hierbei um ein genehmigungspflichtiges Gewerbe. Die erforderliche Ge-
nehmigung nach Personenbeférderungsrecht erteilt das Ordnungsamt. Eine
Kontingentierung der Flotte, ahnlich dem Verkehr mit Taxis, ist aktuell nicht
moglich. Dieses Modell bietet eine Einkommensmaoglichkeit fur die angestell-
ten Fahrer der Mietwagenunternehmen. Aufgrund des hohen Kostendrucks,
der durch die aktuell weit unter dem Taxitarif liegenden Fahrpreise, aber auch
die ,normale* Mehrwertsteuer (19%) und die gesetzlich vorgeschriebene
Ruckkehrpflicht zum Betriebssitz entsteht, kénnen sich Fragen hinsichtlich der
Arbeitsbedingungen und der sozialen Absicherung ergeben.

Im 6ffentlichen Nahverkehr werden die Dienste von fest angestellten Fahrern
erbracht, die von 6ffentlichen Verkehrsbehtrden oder Unternehmen bezahlt
werden. Bei den Taxifahrern handelt es sich entweder um angestelltes Fahr-
personal oder um den Taxiunternehmer selbst, der beispielsweise als Solo-
selbstandiger tatig ist.

4. Pflichten:

Taxis sind Teil der Daseinsvorsorge und des 6ffentlichen Personennahver-
kehrs. Als solche treffen sie folgende Pflichten:

o Jedermann zu befdrdern — rund um die Uhr und flachendeckend (Be-
foérderung- und Bereitstellungspflicht)

o Zu festen Tarifen zu fahren, die von der Kommune festgelegt werden.
(Taxitarifordnung)

o Nach der stadtischen Taxiordnung gewisse Qualitatskriterien zu erfil-
len (sowohl hins. des Verhaltens der Fahrerinnen und Fahrer als auch
des Fahrzeugs)

o ErméaRigter Umsatzsteuersatz (7%)
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¢ Die Pflichten der Mietwagen umfassen:

o Ruckkehr- und Stellplatzpflicht nach Abschluss des Fahrauftrags (die
Ruckkehrpflicht fur Mietwagen entfallt allerdings, wenn ein Folgeauf-
trag beim Betriebssitz des Unternehmens eingeht und dieser an seine
jeweiligen Fahrer sofort weitergegeben wird)

Verbot des Bereithaltens auf3erhalb des Betriebssitzes
Aufzeichnungspflichten

Verwechslungsverbot

Normale Umsatzsteuer von 19 %

O O O O

Insgesamt bietet Bolt durch sein Geschaftsmodell ein dem Taxiverkehr sehr &hnliches Per-
sonenbeférderungsangebot fir die Kunden. Es ist davon auszugehen, dass keine neuen
Fahrgastsegmente erschlossen werden. Vielmehr ist wird angenommen, dass hauptsachlich
Fahrgaste aus dem Taxiverkehr, aber auch aus dem restlichen OPNV abgeworben werden.

Rahmenbedingungen des Markteintritts von Bolt:

Die Firma Bolt vermittelt Fahrten an bereits bestehende Mietwagenunternehmen. Derzeit ar-
beitet sie wohl hauptsachlich mit der Mars Holding GmbH zusammen.

Bis zum Markteintritt von Bolt standen dem Taxigewerbe mit 494 konzessionierten Taxis 187
genehmigte Mietwagen gegenuber. Abgesehen vom Fahrdienst fur Menschen mit Behinde-
rung und Hilfebedarf, handelte es sich hierbei um Unternehmen mit kleinen Fahrzeugflotten
(oftmals nur ein, maximal 11 Fahrzeuge). Der gréf3te Teil dieser Unternehmen bedient ein
Nischengeschéft wie z. B. wie Fahrdienst fir Menschen mit Behinderung, Dialysefahrten o-
der Fahrten in Spezialfahrzeugen (z. B. Stretch-Limousinen). Ein flachendeckender und
spontaner Mietwagenverkehr in diesem Bereich wird nicht mdglich sein, da diese Unterneh-
men oftmals mit Spezialfahrzeugen (bspw. rollstuhlgerechte Fahrzeuge oder Stretch-Limou-
sinen) ausgeristet sind und vertraglich mit fest geplanten Fahrten an ihre Vertragspartner (z.
B. Krankenkassen oder Bezirk Mittelfranken) gebunden sind.

Das Ordnungsamt fuhrt im Zwei-Jahres-Rhythmus Bedarfsprifungen des Taxigewerbes
durch, im Rahmen derer auch die wirtschaftliche Lage der Betriebe gepruft wird. Bereits bei
dem oben geschilderten Verhdltnis (Taxi / Mietwagen) war die wirtschaftliche Lage der Taxi-
betriebe als Bestandteil des OPNV als auRerst angespannt zu bewerten, was seine Wurzeln
u.a. auch in den Folgen der Corona-Krise hatte.

Aktuell verfiigt die Unternehmensgruppe des von Bolt vermittelten Mietwagenunternehmens
Uber 30 Mietwagengenehmigungen.

Zusatzlich beabsichtigt die Mars Holding GmbH eine Erhéhung auf weitere 111 Mietwagen-
genehmigungen. Zugleich sollen weitere und damit neue Betriebssitze im Stadtgebiet verteilt
werden. Die GroRRe der NUrnberger Mietwagenflotte in Nurnberg wirde sich somit insgesamt
verdoppeln.
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Die dann neu geschaffene Mietwagenflotte von vorlaufig 141 Fahrzeugen wird wohl haupt-
sachlich Kunden aus dem Bereich des ,normalen® Taxigeschafts abgreifen. Der Geschafts-
fuhrer der Firma Mars Holding GmbH hat in der Presse angekundigt, die Fahrzeugflotte im
GroRRraum auf 300 Mietwéagen erweitern zu wollen.

Die Verwaltung berichtet tiber die Notwendigkeit und die rechtlichen Méglichkeiten
zum Schutz des OPNV und des Taxigewerbes, der mdglichen Instrumente und deren
Voraussetzungen.

(Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und Bindnis 90/Die Griinen
vom 15.01.2024)

Notwendigkeit einer MaRnahme zum Schutz des OPNV und des Taxigewerbes:

Wie bereits oben ausgefuhrt, standen bis zum Markteintritt von Bolt dem Taxigewerbe mit
494 konzessionierten Taxis 187 genehmigten Mietwagen gegeniber. Bereits bei diesem
Verhaltnis war die wirtschaftliche Lage der Taxibetriebe als Bestandteil des OPNV als &u-
Rerst angespannt zu bewerten Dies spiegelte sich auch im Ergebnis der letzten Bedarfspri-
fung wider.

Im Zeitraum vom 01.01.2022 bis 31.10.2022 wurden z. B. 889.370 Fahrten an die 492 der
Taxizentrale angeschlossenen Taxis vermittelt. Das ergibt pro Fahrzeug 1.808 funkvermit-
telte Fahrten. Rechnet man nunmehr zur Taxiflotte der Taxizentrale, die aktuell im Antrags-
verfahren und die bereits genehmigten Fahrzeuge der Mars Holding GmbH (492+111+30)
hinzu, ergibt sich eine auf funkvermittelte Fahrten angewiesene Flotte von insgesamt 633
Fahrzeuge. Umgerechnet wiirden dann an jedes Fahrzeug nicht mehr 1.808, sondern nur
noch 1.405 Fahrten vermittelt.

Aufgrund der aktuell niedrigeren Fahrpreise der angeschlossenen Mietwagenunternehmen
ist zu erwarten, dass sich das Verhaltnis noch erheblich zu deren Gunsten bzw. der Vermitt-
lungsplattform verschieben wird.

Laut einer Befragung innerhalb der Kundschaft von Uber stammt ein starkes Kundenseg-
ment aus dem Bereich des OPNV. Aktuell ist seitens Bolt keine Kooperation mit dem OPNV
geplant.

Ein Abgreifen der Kunden aus dem OPNV hin zum Individualverkehr kann den von der Stadt
am 27.01.2021 beschlossenen Zielen des Mobilitdtbeschlusses und dem Schutz der Umwelt

entgegenstehen.

Moglichkeiten des Schutzes:

o 8§49 Abs. 4 S. 7 PBefG gibt in Stadten mit mehr als 100 000 Einwohnern Einwir-
kungsmdglichkeiten auf den gebtindelten Bedarfsverkehr durch Kontingentierung.
8§ 49 Abs. 4 S. 7 PBefG ist allerdings in Nuirnberg nicht anwendbar, da die Zustandig-
keit fir den gebindelten Bedarfsverkehr bei der Regierung von Mittelfranken liegt
und aufgrund eines fehlenden Bedarfs hierzu keinerlei Regelungen getroffen wurden.
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e 8§51 a PBefG bietet die Moglichkeit der Einfihrung eines Mindestpreises fur Mietwa-
gen.
e Kontrolle und kontinuierliche Uberwachung der Einhaltung der fir Mietwagen gelten-
den Regelungen (sog. ,Hamburger Modell*)
¢ Flexibilitat im Hinblick auf die Taxitarife nach § 51 Abs. 1 S. 4 PBefG
o Ware nur dann geeignet, wenn hierdurch tatsachlich die 6ffentlichen Ver-
kehrsinteressen gewahrt wiirden. Insoweit ist zu bertcksichtigen, dass § 51a
Abs. 1 PBefG keine spezifische ,Taxischutzbestimmung® ist, sondern das 6f-
fentliche Verkehrssystem in seiner Funktionsfahigkeit insgesamt in den Blick
nimmt.
o Gilt zudem nur bei vorheriger Bestellung des Taxis.

Voraussetzungen:

Gem. § 49 Abs. 4 S. 7 PBefG kann die Genehmigungsbehorde in Stadten mit mehr als
100.000 Einwohnern zum Schutz der 6ffentlichen Verkehrsinteressen die in ihrem Bezirk gel-
tenden Regelungen fiir den geblndelten Bedarfsverkehr auch auf den in ihrem Bezirk betrie-
benen Verkehr mit Mietwagen anwenden, wenn per App vermittelter Verkehr mit Mietwagen
einen Marktanteil von 25 Prozent am Fahrtaufkommen im Gelegenheitsverkehr mit Taxis,
Mietwagen und gebilindelten Bedarfsverkehr Giberschreitet. Das bedeutet, dass Einzelrege-
lungen zu Ruckkehrpflicht, Abstellplatzen, Emissionsstandards usw. auf kommunaler Ebene
mdoglich waren — jedoch ist eine solche Regelung fiir den geblindelten Bedarfsverkehr im
Geltungsbereich der Regierung von Mittelfranken aktuell nicht getroffen worden.

Gem. 8§ 51 a PBefG kann die Genehmigungsbehdrde zum Schutz der 6ffentlichen Verkehrs-
interessen fur den Verkehr mit Mietwagen, der in ihnrem Bezirk betrieben wird, tarifbezogene
Regelungen, insbesondere Mindestbeférderungsentgelte festlegen. Zu den genaueren Vo-
raussetzungen wird unter dem nachsten Punkt ausfihrlich Stellung genommen.

Das sog. ,Hamburger Modell“ bezeichnet eine in der Genehmigungsbehdrde Hamburg er-
folgreich angewandte Verwaltungspraxis, die die Funktionsfahigkeit im Taxi- und Mietwagen-
gewerbe sichert und dem Grunde nach die Bekampfung der Schattenwirtschaft im Taxi- und
Mietwagengewerbe zum Ziel hatte. Den Anstol3 zur Entwicklung dieses Modells gab ein
2006 von der Linne + Krause GmbH vorgelegter Bericht zur wirtschaftlichen Lage des Ham-
burger Taxigewerbes. Dadurch wurde bekannt, dass knapp 60 Prozent der Taxiflotte teil-
weise weit jenseits der betriebswirtschaftlichen Logik agierten. Mit Unterstiitzung des Unter-
nehmens entwickelte die Freie und Hansestadt Hamburg ein effektives Instrumentarium. Es
basiert auf der systematischen Nutzung aller rechtlichen Mdglichkeiten des Personenbeftr-
derungs-, des Steuer- und des Arbeitsrechts. Diese werden mit den Mitteln der Betriebswirt-
schaft kombiniert. Aufgrund seines grofRen Erfolgs entfaltet das Hamburger Modell bundes-
weite Strahlkraft. Eine Reihe von Stadten und Landkreise haben Instrumente des ,Hambur-
ger Modells® in ihre Verwaltungspraxis Ubernommen — unabh&ngig davon, ob sie an der
Mengenregulierung festhalten oder nicht. Die meisten dieser Kommunen wurden dabei von
der Linne + Krause GmbH bei der Implementierung unterstttzt (Vgl. http://www.linne-
krause.de/service/hintergrunde/hamburger-modell/). Um das Hamburger Modell effektiv und
konsequent umsetzen zu kénnen, benotigt es einer stetigen und konsequenten Uberwa-
chung. Hierzu bedarf es vor allem personeller Ressourcen und fachlichen Know-Hows tber
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Auswertung betriebswirtschaftlicher Daten der Unternehmen (siehe dazu sogleich). Beides
ist bei OA derzeit nur in geringem Malf3e vorhanden.

Die Verwaltung legt dar, wie sie die Einhaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen
des Mietwagenverkehrs gewahrleisten will, insbesondere legt sie den nétigen Kon-
trollaufwand dar.

(Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und Bindnis 90/Die Griinen
vom 15.01.2024)

Die Stadt Nurnberg pruft deshalb die durch § 51 des Personenférderungsgesetzes er-
offnete Moglichkeit, fir Mietwagen im taxidhnlichen Verkehr einen Mindestpreis einzu-
fihren.

(Antrag der Freien Allianz fur Ntarnberg vom 29.01.2024)

Mindestfahrentgelte:

Liegen die Voraussetzungen des § 51a PBefG vor, kann eine Allgemeinverfliigung mit der
Festlegung von Mindestfahrentgelten erlassen werden.

Nach dem klaren Wortlaut des § 51a Abs. 1 PBefG besteht die Moglichkeit der Festlegung
tarifbezogener Regelungen einschlie3lich Mindestbeforderungsentgelten fir Mietwagenver-
kehre ausschlieRlich zum Schutz der 6ffentlichen Verkehrsinteressen.

Dabei handelt es sich um eine Tatbestandsvoraussetzung, deren Nichtvorliegen die Anord-
nung der Rechtsfolgen des § 51a Abs. 1 PBefG ausschlieldt. Der Begriff zielt auf die ,Sicher-
stellung geordneter Verhaltnisse im &ffentlichen Verkehr* ab und bezeichnet das Interesse
an einem sicheren, geordneten und zuverlassigen Verkehrsangebot fir die Allgemeinheit.

Diesbezuglich sind nicht zuletzt prognostische und verkehrsordnerische Wertungen vorzu-
nehmen. In Anbetracht dessen ist anerkannt, dass den Genehmigungsbehérden bei der Be-
stimmung offentlicher Verkehrsinteressen ein gerichtlich nicht voll Gberprifbarer Beurtei-
lungsspielraum zukommt.

Aus der Gesetzesbegrindung folgt, dass eine blof3e Schutzintention der Genehmigungsbe-
horde nicht gentgt, sondern die tarifbezogene MalRBnahme ,erforderlich® sein muss. Es soll
sichergestellt werden, dass das ,Level-Playing-Field“ der Verkehrsarten erhalten bleibt.

Zu beachten ist dabei das EuGH-Urteil v. 8.6.2023 — C-50/21, wonach ,das Ziel, die wirt-
schaftliche Lebensfahigkeit der Taxidienste zu gewahrleisten, als rein wirtschaftliches Motiv
anzusehen [ist], das keinen zwingenden Grund des Allgemeininteresses (...) darstellen
kann“ und gegen die Niederlassungsfreiheit nach Art. 49 AEUV versto3t. Jedoch kdnnen ,die
Ziele (...) einer guten Organisation der Beforderung, des Verkehrs und des 6ffentlichen
Raums und zum anderen des Umweltschutzes als zwingende Griinde des Allgemeininteres-
ses herangezogen werden, um die im Ausgangsverfahren fraglichen MaRnahmen zu recht-
fertigen®.
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Ob eine Beeintrachtigung der Funktionsfahigkeit des lokalen Verkehrssystems ohne Inter-
vention mit hinreichender Wahrscheinlichkeit einzutreten droht, ist von der Genehmigungs-
behorde zu ermitteln.

Fur die Praxis folgt daraus, dass die Genehmigungsbehdrde eine Analyse des in ihrem Zu-
standigkeitsgebiets liegenden Personenverkehrsmarktes unter Einbeziehung aller relevanten
gewerblichen Verkehrsformen (OPNV einschlieRlich Linienbedarfsverkehr, Taxi, gebiindelter
Bedarfsverkehr, aber auch marktkonform agierende Mietwagenunternehmen) und seiner
Entwicklung in Abhangigkeit von der Preisentwicklung im Mietwagenverkehr vorzunehmen
hat. Eine Gefahrdung des lokalen offentlichen Verkehrssystems ist bereits dann zu bejahen,
wenn durch tariflich unreglementierte Mietwagen eine Schadigung auch nur eines seiner tra-
genden Pfeiler droht, wovon insbesondere der Taxiverkehr betroffen sein kann, und dadurch
das Zusammenspiel der Verkehrstrager im Sinne einer effektiven Versorgung der Allgemein-
heit mit Verkehrsleistungen in Frage gestellt wird. Datenbasis, methodisches Vorgehen und
Ergebnisse sind nachvollziehbar zu dokumentieren, um eine ordnungsgemaéaie Prognose
nachweisen zu kdnnen und damit die Tiefe der gerichtlichen Kontrolle zu begrenzen. Etwa-
ige Differenzierungen innerhalb des Mietwagenverkehrs, die geeignet sind, sich auf die 6f-
fentlichen Verkehrsinteressen unterschiedlich auszuwirken, sind zu ermitteln und zu bewer-
ten.

Eine Gefahr ist insbesondere dann gegeben, wenn die Existenzfahigkeit von Betrieben allge-
mein nur unter tbermaRiger, die Verkehrssicherheit gefahrdender Einsatzzeit der Fahrer o-
der nur unter Einsatz unterbezahlter Gelegenheitsfahrer mit &hnlichen Gefahren fiir die Ver-
kehrssicherheit oder die ansonsten zuverlassige Verkehrsbedienung gesichert werden kann.

Da es sich hierbei um eine zeitaufwendige und &uf3erst komplexe Prifung handelt, wird
diese regelmafig von Fachfirmen fur Gutachten zum Taxi- und Mietwagengewerbe im Auf-
trag der Verwaltung durchgeftihrt. Der fast ausschlie3liche Anbieter ist hier die Linne +
Krause GmbH. Die Linne + Krause GmbH verfugt Uber jahrelange Expertise auf diesem Ge-
biet und hat bereits fir viele andere Stadte die Analyse durchgefiihrt. Durch das Ordnungs-
amt wurde hinsichtlich weiterer Anbieter Kontakt zum Landesverband der Bayer. Taxi und
Mietwagenunternehmer e. V. aufgenommen. Von dort konnten lediglich noch zwei weitere
Unternehmen benannt werden, die zumindest Bedarfsprifungen fir den Verkehr mit Taxis
anbieten. Beide Unternehmen wurden vom Ordnungsamt angeschrieben und um Auskunft
gebeten, ob auch die Priifung des Erfordernisses zur Festsetzung von Mindestbeférderungs-
entgelten angeboten wird. Beide Unternehmen haben sich auf die Anfrage nicht gemeldet.
Es muss daher davon ausgegangen werden, dass die Linne + Krause GmbH tatséchlich der
einzige Anbieter einer solchen Prifung im Bundesgebiet ist.

Wenn im Rahmen einer solchen Priifung die Notwendigkeit bejaht wird, kann die Stadt zum
Schutz der o6ffentlichen Verkehrsinteressen eine Allgemeinverfiigung mit tarifbezogenen Re-
gelungen erlassen. Dazu zahlen beispielsweise Mindestbeférderungsentgelte. 8 51a Abs. 1
PBefG dient dabei als Rechtsgrundlage und stellt eine Ermessensvorschrift dar. Insoweit
kommt der allein zustandigen Genehmigungsbehdrde des Ortes der Verkehrsleistung ein ge-
richtlich nicht voll Gberprifbarer Beurteilungsspielraum zu.
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Die Allgemeinverfligung gilt anschlie3end wettbewerbsneutral fir alle Mietwagenunterneh-
men, die im Bezirk der Genehmigungsbehérde tatig werden gleichermalRen. Das verfas-
sungsrechtliche Gebot der Gleichbehandlung, Art. 3 Abs. 1 GG, ist insoweit nicht im Rahmen
der Ermessensausiibung zu berlcksichtigen, sondern ist Bestandteil der Ausgestaltung des
Tatbestandes.

Anderes gilt nur, wenn sich die vor Ort angebotenen Mietwagenverkehre so deutlich vonei-
nander unterscheiden, dass sie unterschiedliche Bedarfe bedienen (z. B. Limousinendienste,
Parkhauszubringerfahrten an Flughafen, Rollstuhlfahrten) und sich daran ankntpfend auch
unterschiedlich auf das Verkehrssystem auswirken. In diesem Fall ist zugleich eine Differen-
zierung geboten. Im Falle des Erlasses einer Allgemeinverfiigung kénnte diesem unproble-
matisch Rechnung getragen werden, indem die Allgemeinverfiigung auf Fahrten beschrankt
wird, die weniger als eine Stunde vor Antritt der Fahrt gebucht wurden (Limousinenfahrten
oder Krankenfahrten werden in der Regel langfristig geplant und friihzeitig beauftrag).

Differenzierungsmoglichkeiten und -bedarf besteht zudem regelmafiig auch dann, wenn die
Mietwagenverkehrsleistung als solche zwar vergleichbar ist, jedoch Angebote mit oder ohne
Verwendung einer App erfolgen, welche eine taxidhnliche Nutzung ermdglicht. 8 49 Abs. 4
PBefG gibt zu erkennen, dass der Gesetzgeber hierin eine die Funktionalitét von Mietwagen
abweichend pragende und daher abweichende rechtliche Reaktionen rechtfertigende Unter-
scheidung sieht.

Eine Allgemeinverfigung aufgrund von § 51 a PBefG stellt einen Eingriff in den Schutzbe-
reich der Berufsfreiheit des Art. 12 GG dar. Im Hinblick auf die Gewahrleistung der Funkti-
onsfahigkeit des offentlichen Verkehrs, die auch vor dem Hintergrund bereichsspezifischen
Klimaschutzziele geboten ist, § 4 Abs. 1 Nr. 4i.V. m. Anlage 2 KSG i. V. m. Art. 20a GG, ist
die dem dienende Uberwindung des Preisgestaltungsrechts des Mietwagenunternehmers als
Berufsaustibungsregelung jedoch nicht per se grundrechtlich zu beanstanden. Eine Berufs-
austibungsregelung ist aus ,vernunftigen, zweckmafigen Grinden des Gemeinwohls“ mdg-
lich, wobei die Verhaltnismagigkeit zu gewahrleisten ist.

Bisher hat keine andere groRRere Stadt eine solche Allgemeinverfligung erlassen, da diese
mit einem grol3en Prozessrisiko einhergeht. Insofern kénnen nur belastbare Daten belegen,
ob bzw. dass der ungeregelte Markteintritt von Bolt das Gesamtgeflige des OPNV (inkl. Taxi-
gewerbe) in ein Ungleichgewicht bringt bzw. sich auf die Umwelt und den Mobilitdtspakt der
Stadt auswirkt (z.B. durch eine Umfrage, wie viele Fahrgaste vom OPNV abgeworben wer-
den). Um moglichst rechtssicher vorzugehen, sollte daher das Gutachten von einer Fach-
firma wie z.B. der Linne + Krause GmbH durchgefiihrt werden.

Aus Sicht OA ist zwingende Voraussetzung hierfir, die diesjahrige Bedarfspriifung hins. des
Verkehrs mit Taxis ebenfalls durch die Firma Linne + Krause GmbH anfertigen zu lassen. Im
Hinblick auf das zu erwartende gerichtliche Verfahren zu Uberpriifung einer zu erlassenden
Allgemeinverfigung sollten beide Gutachten aus ,einem Guss® gefertigt sein. D.h., die ge-
wonnenen Erkenntnisse bzgl. Taxis einerseits und Mietwagen andererseits sollten auf den-
selben Parametern basieren, um eine Vergleichbarkeit zu gewéhrleisten.

Die Stadte Furth, Schwabach und Erlangen wirden sich der Auftragsvergabe hinsichtlich ei-
nes umfassenden Gutachtenauftrags anschlieen, so dass die Gesamtkosten durch einen
Grof3auftrag gesenkt werden kdnnen.
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Kontrollkonzept analog ;Hamburger Modell*

Fur die Stadt Nurnberg ergibt sich durch den Markteintritt von Bolt ein enormer Kontrollauf-
wand, dem aktuell eine Personalstarke von 1,0 VK fir den gesamten Bereich Rechtsvollzug
PBefG und Guterkraftverkehrsgesetz (GUKG) bei OA zur Verfiigung steht. Kontrolliert wer-
den sollte analog des Hamburger Modells vor allem die Ruckkehrpflicht der Fahrzeuge, wel-
che den groften Unterschied und Nachteil zu dem Verkehr mit Taxis darstellt sowie die Tat-
sache, dass sich keine Fahrzeuge fur neue Kundschaft bereitstellen durfen. Des Weiteren
bedarf es einer Uberwachung der eingesetzten Fahrzeuge und der anschlieBenden Auswer-
tung der am Betriebssitz der Unternehmen vorhanden Auftrags- und Betriebsunterlagen.

Gemal einer Auskunft der Stadt Hamburg wurden dort, zeitnah zum Markteintritt der dorti-

gen Anbieter, Verstdf3e nachgewiesen und 65 der 80 erteilten Genehmigungen widerrufen.

Bei den 65 Genehmigungen handelte es sich nur um einen Anbieter, der in Hamburg diese
Fahrdienstleitungen etablieren wollte. Seitdem sind keine neuen grof3eren Betriebe in Ham-
burg mehr tatig geworden (Stand Marz 2023).

In Hamburg diente als Grundlage fir das weitere Handeln der Behérden Kontrollen mit Fest-
stellungen hinsichtlich der Bereitstellung von Mietwagen. Hauptsachlich in den Abendstun-
den und an den Wochenenden wurden die Fahrzeuge an nachfragestarken Punkten bereit-
gestellt. Diese wurden Uber einen Zeitraum von 10-15 Minuten Uberwacht und die gewonne-
nen Erkenntnisse dokumentiert. Die Fahrer selber wurden nicht angesprochen, um nicht auf
die Kontrollen aufmerksam zu machen. Die Erkenntnisse wurden gesammelt und im An-
schluss die Auftragsdaten (Dashboards) und die Betriebsunterlagen geprtft. Hierdurch konn-
ten die verschiedenen Verst63e festgestellt und nachgewiesen werden.

Fur eine effektive Durchfiihrung der Uberwachung gehen hierbei allerdings Kontrollen zu un-
gunstigen Zeiten und ein hoher personeller Aufwand einher. Der Prifungsbereich in Min-
chen ist aus diesem Grund inzwischen auf 12 Vollzeitstellen aufgestockt worden. Der Perso-
nalumfang in Minchen hat sich somit vervierfacht.

Derzeit hat die Stadt Nirnberg eine Vollzeitstelle im Bereich Taxi, Mietwagen und Guterkraft-
verkehr, die bereits jetzt mit inren Aufgaben ausgelastet ist. Weitere Ressourcen fir die not-
wendigen Kontrollen sind daher momentan nicht vorhanden, werden aber auf Grund der
neuen Entwicklungen und gesetzlichen Anderungen der PBefG-Novelle im Rahmen des
Stellenschaffungsverfahren beantragt werden. Dies gilt umso mehr, als dass zu einer effekti-
ven Uberwachung hinsichtlich der zeitaufwendigen Priifung der Geschéftsunterlagen eben-
falls bisher nicht vorhandene Ressourcen benétigt werden. Zu bedenken ist hier, dass die
Stadt Hamburg auch die Geschaftsunterlagen der Taxibetriebe im Rahmen des Antrags auf
Verlangerung der Taxikonzession auf Plausibilitat pruft und bei Verdachtsfallen eine tieferge-
hende Prufung durchfiihrt, um auch innerhalb dieses Bereichs ,schwarze Schafe* auszusor-
tieren.

In Hamburg stiitzt man sich zusatzlich auf Feststellungen aus dem Taxigewerbe, welche mit
entsprechenden Timestamp-Kameras dokumentiert wurden. Problematisch ist, ob die von
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den Taxiunternehmern festgestellten und dokumentierten Standzeiten der Mietwégen als ge-
richtsverwertbare Beweise angesehen werden kénnen. Dies ist aus hiesiger Sicht zumindest
als kritisch anzusehen.

Sie prift weiterhin, inwieweit ein restriktives Vorgehen bei der Erteilung von Konzessi-
onen an Mietwagenunternehmen ein Mittel der Regulierung sein kann (z.B. als Voraus-
setzung die Vorlage eines Businessplans zur Uberprufung der Wirtschaftlichkeit).
(Antrag der Freien Allianz fur Ntdrnberg vom 29.01.2024)

Anders als im Verkehr mit Taxis sind Mietwagengenehmigungen nicht kontingentiert. Eine
mengenmafige Beschrankung ware, wenn tberhaupt, nur Uber die Regelungen zum gebiin-
delten Bedarfsverkehr moglich. Die zustandige Behérde fir den gebiindelten Bedarfsverkehr
ist die Regierung von Mittelfranken. Nachdem es diese Verkehrsform jedoch in Mittelfranken
nicht gibt, hat die Regierung von Mittelfranken hierzu auch keine Regelungen getroffen.

Generell wéare die Prifung eines Businessplans zur Uberprifung der Wirtschaftlichkeit der
Unternehmung ahnlich wie in Hamburg mdglich (siehe hierzu obige Ausfilhrungen). Das er-
forderliche Eigenkapital ist hierbei bereits gesetzlich geregelt (erstes Fahrzeug 2.250 EUR,
jedes weitere Fahrzeugt 1.250 EUR). Nachdem die Regelung hier eindeutig ist, erscheint es
schwierig, bereits im Vorfeld der Genehmigung die Unwirtschaftlichkeit des Unternehmens
nachzuweisen. Ahnlich wie beim Erlass der Allgemeinverfiigung, kann die Erfordernis zum
Eingreifen erst abschliel3end beurteilt werden, sobald gesicherte Erkenntnisse zum Ge-
schaftsgebaren der Unternehmen vorliegen.

Ferner stellt sie dar, wie Vermittlungsplattformen fur Zuwiderhandlungen ihrer Subun-
ternehmer stérker in die Pflicht genommen werden kénnen.
(Antrag der Freien Allianz fir Ntrnberg vom 29.01.2024)

Die Stadt NuUrnberg steht in keinerlei rechtlichen Verhaltnis zum Vermittlungsanbieter Bolt,
UBER oder FreeNow. Diese treten als Vermittlungsplattformen auf. Lediglich die durchfiih-
renden Taxi- und Mietwagenbetriebe unterliegen der Aufsicht des Ordnungsamtes.

SchlieBlich pruft sie auch die rechtlichen Rahmenbedingungen fur die Entlohnung der
Mitarbeiter gemaR geltendem Mindestlohn bzw. prift die Méglichkeiten, die Subunter-
nehmen mit Unterstiitzung der Zollbehdrden einer Art Dauerkontrolle zu unterziehen.

Um konkrete Hinweise auf evtl. gesetzwidrige Umsténde innerhalb der Mietwagenunterneh-
men zu erlangen, kdnnen Gutachten renommierter Firmen wie der Linne + Krause GmbH be-
auftragt werden. Zu beachten ist hierbei, dass die App-Vermittlungsplattformen sich am
Nurnberger Verkehrsmarkt etablieren wollen. Gutachten miissten daher in regelméafigen Ab-
standen in Auftrag gegeben werden. Wie oben bereits ausgefuhrt, prift die Landeshaupt-
stadt Miinchen die Betriebe mit eigenem Personal. Diese Praxis wird auch in Nirnberg mit-
telfristig als die erfolgversprechendste Mdglichkeit zur Schaffung eines ,Level Playing Field*
betrachtet, ist aber mit dem derzeit vorhanden Personal nicht zu bewerkstelligen siehe
oben).

10
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Erlauterungen des Hauptzollamts Nirnberg:

Die Behorden der Zollverwaltung prifen nach 8 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz -
SchwarzArbG - u.a. die Einhaltung der sozialversicherungsrechtlichen Meldepflichten, ob auf
Grund von Dienst- und Werkleistungen Sozialleistungen nach dem zweiten und dritten Buch
des Sozialgesetzbuches (SGB Il und SGB Ill) zu Unrecht bezogen werden, die Einhaltung
der Vorschriften im Zusammenhang mit der Beschaftigung von auslandischen Staatsangeho-
rigen sowie die Gewahrung der Mindestarbeitsbedingungen nach dem Gesetz zur Regelung
des allgemeinen Mindestlohns (MiLoG) und des Arbeithehmer-Entsendegesetzes (AENtG).
Zur Erfullung dieses gesetzlichen Prufauftrages sind die Bediensteten der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit (FKS) des Hauptzollamtes Nirnberg berechtigt Prifungen nach 8§ 2 Schwarz-
ArbG durchzufuhren.

Die Bekampfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung hat hohe Prioritat. Schwarz-
arbeit und illegale Beschéftigung verursachen jahrlich enorme Ausfélle in den Kassen der
Sozialversicherung und bei den Steuereinnahmen, belasten die offentlichen Haushalte mit
zusatzlichen Ausgaben und flhren zu sozialen Spannungen in der Gesellschaft. Dartber
hinaus kdnnen sich gesetzestreue Unternehmen nicht gegen eine Konkurrenz behaupten,
die sich nicht an geltendes Recht halt. Daher ist insbesondere hinsichtlich der Einhaltung der
Voraussetzungen nach dem Personenbeférderungsgesetz (PBefG) im Bereich des Gelegen-
heitsverkehrs sowie der Mindestarbeitsbedingungen nach dem AEntG, dem MiLoG und § 8
Abs. 5 Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz (AUG) eine intensive Zusammenarbeit der FKS mit
den nach Landesrecht fur die Formen des Gelegenheitsverkehrs zustéandigen Genehmi-
gungsbehdérden notwendig. In den letzten Jahren wurden deshalb auch von der Bundesre-
gierung erhebliche Anstrengungen unternommen, um Schwarzarbeit und illegale Beschafti-
gung einzudammen. Um die Bekampfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschaftigung
noch effektiver zu gestalten, wurden u.a. Grundsatze der Zusammenarbeit zwischen den
nach Landesrecht fiir die Genehmigung und Uberwachung des Gelegenheitsverkehrs mit
Kraftfahrzeugen nach § 46 PBefG zusténdigen Behdrden und der Zollverwaltung in Abstim-
mung mit den Landern durch das Bundesministerium der Finanzen in einer Zusammenar-
beitsvereinbarung geregelt. Die Durchfiihrung gemeinsamer Prif- und KontrolimafZnahmen,
wie hier im Falle der im Raum Nurnberg in Erscheinung getretenen Mietwagenfirmen, wird
daher seitens des Hauptzollamtes Nirnberg begrii3t. Das Hauptzollamt Nirnberg wird sich
daher in Abstimmung mit dem Ordnungsamt der Stadt NUrnberg an einer entsprechenden,
ggf. auch wiederholten gemeinsamen Prif- und KontrollmaRnahme beteiligen. Die Einrich-
tung von "Dauerkontrollen™ ist, wegen der damit verbundenen erheblichen Bindung von Per-
sonalressourcen und des umfangreichen gesetzlichen Prifauftrages des § 2 SchwarzArbG
in anderen Branchen und Wirtschaftsbereichen, in der vorgeschlagenen Form nicht realisier-
bar.

Nurnberg, 21.03.2024
Ordnungsamt

gez. Kurr i.A. Dauer (2146) Becher (5320)

11
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St dtrats%rchzm
_ Num?p*g

Stadtratsfraktion Nirnberg o | ud '_ DIE GRUNEN

Herrn Oberbiirgermeister 5 ,
Marcus Kénig ; .
Rathausplatz 2 '

90403 Nirnberg % fgm

_ ! Niirnberg, 15.01.2024
KL'\( A Antragsteller Nachtigall, Dr. Blaschke, Bock

\!wf

Markteintritt von UBER und BOLT in die Personenbeférderung

Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister,

laut Presseberichten erfolgte der Markteintritt der Firma BOLT mit Mietwagenverkehr als Alternative zu
Taxis und OPNV in Niirnberg im Dezember 2023. Dies wird uns auch seit einiger Zeit aus dem Taxigewerbe
mitgeteilt.

Mit Anbietern wie BOLT oder UBER haben andere Stadte unterschiedlichste Erfahrungen gemacht.
Unisono wird berichtet, dass die Firmen mit groRer Macht und Werbeaufwand wie auch hohem
Mitteleinsatz in den Markt starten. Verdrangungseffekte oder gar ein Dumping-Wettbewerb sind zu
beflirchten. Im Raum stehen daher MaRnahmen nach dem Personenbeférderungsgesetz, um diesen
Gefahren zu begegnen.

Vor dem Hintergrund, dass ein funktionierender OPNV in Niirnberg, inkl. des Taxigewerbes, von hohem
offentlichen Interesse ist, stellen die Stadtratsfraktionen von CSU, SPD und BUNDNIS90/DIE GRUNEN zur
Behandlung im zustandigen Ausschuss folgenden

Antrag:

Die Verwaltung berichtet Uber die Rahmenbedingungen des Markteintritts von BOLT und Uber das
Geschaftsmodell, auch im Vergleich zum OPNV und zum Taxiverkehr.

Die Verwaltung berichtet iiber die Notwendigkeit und die rechtlichen Méglichkeiten zum Schutz des OPNV und
des Taxigewerbes, der méglichen Instrumente und deren Voraussetzungen.

Die Verwaltung legt dar, wie sie die Einhaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen des Mietwagenverkehrs
gewdhrleisten will, insbesondere legt sie den nétigen Kontrollaufwand dar.

Mit freundlichen GriRen

-

, ", p )/ . . o
f ,’ /A C’fj"‘? (l's'z / 4}

e, ma T e , M

“Aé as?-Cn( glstem Christine Kayser ' him Mtetz 06

Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender

CSU-Stadtratsfraktion SPD-Stadtratsfraktion BUNDNIS90/DIE GRUNEN

A23121401 Uber_BOLT CSU_SPD_B90G.docx
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Freie Allianz Nurnberg ...

Wahlerverein im Stadtrat Q* A

Herrn OB Marcus Konig 29.01.2024
Rathaus

90403 Nirnberg

.‘:\;JIE" P" l”
A8 . \'l-t‘_____

Eintritt Externer Fahrdienstleister in den Taximarkt verhindern

Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister,

seit einigen Jahren betéatigen sich Firmen wie Uber, Bolt oder FreeNow mit ihrem
Personenbeférderungsangebot auch in Deutschland als Alternative zum lokalen Taxigewerbe. Seit
Dezember 2023 bietet Bolt in Niirnberg Personenbeférderung mittels Mietwagen plus Fahrer als
Alternative zum Taxi an.

Die Erfahrungen aus anderen deutschen Stadten haben gezeigt, dass im Rahmen der Kooperation
von Mietwagenfirmen mit digitalen Vermittlungsplattformen zum Zweck der Personenbeférderung
so niedrige Preise aufgerufen werden, dass diese fir die Mietwagenfirmen selbst unterhalb der
Rentabilitat liegen.

In diesem Zusammenhang sind wiederholt Félle bekannt geworden, in denen Mietwagenfirmen auf
illegale Mittel zuriickgreifen, um rentabel zu wirtschaften. Fahrer erhalten keinen Mindestlohn und
Sozial- sowie Steuerabgaben werden nicht ordnungsgemaR abgefiihrt. Zudem werden die
Mitwagenunternehmen durch die Preisvorgaben der Start-Ups dazu verleitet, sich liber die
Rickkehrpflicht fiir Mietwiagen hinwegzusetzen. Bislang ist nicht geklart, wie eine Uberpriifung der
Rickkehrpflicht gewahrleitstet werden kann, wenn Mietwéagen im Stadtverkehr als Taxen genutzt
werden.

SchlieRlich ist durch die Berliner Polizei jingst festgestellt worden, dass fir die digitalen Vermittler
vielfach Unternehmer tétig sind, die Gber keinerlei Mietwagenkonzession verfliigen. Kunden sind also
der Gefahr ausgesetzt, Fahrten in nichtkonzessionierten Fahrzeugen zu buchen, die nicht iber den
erforderlichen Insassenversicherungsschutz verfiigen.

Am Beispiel Berlin kann nachvollzogen werden, wie sich Lohndumping, aggressive Preispolitik und
illegale Geschaftspraktiken der externen Fahrdienstleister auf den Personenbeférderungsmarkt
auswirken. Hinsichtlich der Zahl der Fahrzeuge haben die externen Fahrdienstleister die Berliner

Stadtrat/Vorsitzender Jurgen Horst Dérfler, Dipl. Betriebswirt FH
Stadtrat Alexander Damm, Apotheker/Pharmazierat
Buro der AG: Theresienstralle 5, 90403 Nbg., Mo-Fr. 10-14 Uhr
E-Mail: juergen.doerfler@stadt.nuernberg.de
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Wahlerverein im Stadtrat

Taxiinnung nahezu eingeholt. Behtérden haben erhebliche Probleme, Transparenz zu schaffen und
illegale Geschaftspraktiken zu ahnden. Der Personalaufwand zur Ergreifung regulatorischer
MaRnahmen ist hoch. Dabei entziehen sich die Vermittlungsplattformen mit dem Verweis, nur als
Vermittler aufzutreten, jeglicher Verantwortung. Aus diesen Griinden stellen wir zur Behandlung im
sachlich zustdandigen Ausschuss folgenden

Antrag:

Dem Ublichen Geschaftsmodell der Vermittlungsplattformen darf kein Raum gegeben werden.
Etablierte Marktteilnehmer, die tariflich gebunden sind, durch eine aggressive Preispolitik zu
verdrdngen, die wiederum dadurch moglich wird, dass der wirtschaftliche Druck auf das
Subunternehmen abgewalzt wird, kann kein Modell fiir das Wirtschaftsleben unserer Stadt sein.

1. Die Stadt Nirnberg priift deshalb die durch §51 des Personenférderungsgesetzes erdffnete
Méglichkeit, fir Mietwagen im taxidhnlichen Verkehr einen Mindestpreis einzufiihren.

2. Sie prift weiterhin, inwieweit ein restriktives Vorgehen bei der Erteilung von Konzessionen
an Mietwagenunternehmen ein Mittel der Regulierung sein kann (z.B. als Voraussetzung die
Vorlage eines Businessplans zur Uberprifung der Wirtschaftlichkeit).

3. Ferner stellt sie dar, wie Vermittlungsplattformen fiir Zuwiderhandlungen ihrer
Subunternehmer starker in die Pflicht genommen werden kénnen.

4. SchlieRlich priift sie auch die rechtlichen Rahmenbedingungen fir die Entlohnung der
Mitarbeiter gemal geltendem Mindestlohn bzw. priift die Moglichkeiten, die
Subunternehmen mit Unterstitzung der Zollbehdrden einer Art Dauerkontrolle zu
unterziehen.

Mit freundlichen GriiRen

¥ (‘l'ff T
e i fh;‘.?’.t Ak
Jirgen Horst Dorfler Alexander Damm
Stadtrat Stadtrat

Stadtrat/Vorsitzender Jirgen Horst Dérfler, Dipl. Betriebswirt FH
Stadtrat Alexander Damm, Apotheker/Pharmazierat
Bilro der AG: Theresienstralle 5, 90403 Nbg., Mo-Fr. 10-14 Uhr
E-Mail: juergen.doerfler@stadt.nuernberg.de
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Beschlussvorlage
Ref.IV/012/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel
Schulausschuss 26.04.2024  offentlich Beschluss
Stadtrat 15.05.2024  offentlich Beschluss-Auflage
Betreff:

Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Nurnberg fiir die Schulen (Schulsatzung —
SchulS)

Anlagen:
AnderungSchulsatzung2024erg_ AnmRA (002)

Sachverhalt (kurz):

Die Satzung der Stadt NiUrnberg fur die Schulen soll fur folgende Schulen geéndert werden:”
Die Berufliche Schule Direktorat 11 fiihrt ab dem Schuljahr 2023/24 keine Klassen mehr an der
Berufsfachschule fur Farb- und Raumgestaltung. Die Berufsfachschule fir Farb- und
Raumgestaltung wird deshalb aufgelost.

Ab dem Schuljahr 2024/25 wird die Berufliche Oberschule Nirnberg um die
Ausbildungsrichtung Internationale Wirtschaft erweitert.

An der BON bereits eingerichtet ist die Fachrichtung Agrarwirtschaft, Bio- und
Umwelttechnologie. An der Beruflichen Schule, Direktorat 13 wird die Berufsoberschule,
Ausbildungsrichtung Technik, nicht mehr gefiihrt.

Diese Anderungen sollen in der Satzung der Stadt Niirnberg fiir die Schulen ergéanzt werden.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

XI Nein (— weiter bei 2.)
[] Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.1V/012/2024

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X] Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|Z| Nein Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(] Ja Die Anderung der Schulsatzung hat keine Diversity-Relevanz.

Seite 2 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.1V/012/2024

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

[XI RA und DiP (verpfiichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[

Seite 3 von 4
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage Ref.1V/012/2024

Gutachtenvorschlag:

Der Schulausschuss begutachtet die beiliegende Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt
Nurnberg fir die Schulen (Schulsatzung — SchulS) und empfiehlt dem Stadtrat, diese Satzung
zu erlassen.

Beschlussvorschlag:

Entsprechend dem Gutachten des Schulausschusses vom 26.04.2024 wird der Erlass der
beiliegenden Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Nurnberg fur die Schulen
(Schulsatzung — SchulS) beschlossen.

Seite 4 von 4
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Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Nurnberg fir die Schulen (Schulsatzung —
SchulS) vom 29. Januar 2014 (Amtsblatt S. 26), zuletzt geédndert durch Satzung vom
16. Juni 2023 (Amtsblatt S. 254)

Die Stadt NUrnberg erlasst auf Grund von Art. 23 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Bay-
ern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt gean-
dert durch 88 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBI. S. 385, ber. S. 586), und auf Grund
von Art. 27 Abs. 2 und Art. 44 Abs. 4 des Bayerischen Gesetzes Uber das Erziehungs- und
Unterrichtswesen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBI. S. 414, ber.
S. 632), zuletzt geandert durch 8 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBI. S. 443), folgende
Satzung:

Art. 1
§ 4 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

1. Nr. 11 wird wie folgt geandert:
a) In Buchst. ¢ wird das Komma am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt.

b) Buchst. d wird aufgehoben.

2. Nr. 13 wird wie folgt neu gefasst:
,13. Berufliche Schule, Direktorat 13 (B 13):

Berufliche Oberschule der Stadt Nurnberg (BON)
Fachoberschule mit den Ausbildungsrichtungen
a) Technik,

b) Wirtschaft und Verwaltung,

c) Sozialwesen,

d) Agrarwirtschaft, Bio- und Umwelttechnologie,
e) Internationale Wirtschaft;*

Art. 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.
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Beschlussvorlage

LA/014/2024

Beratung Datum Behandlung Ziel

Ausschuss fur Recht, Wirtschaft und 24.04.2024  offentlich Gutachten

Arbeit

Stadtrat 15.05.2024  offentlich Beschluss-Auflage
Betreff:

Neufassung einer Richtlinie zur Neuordnung und Zulassung von Sondernutzungen im
Nurnberger Zentrum; hier: Aufhebung der Sondernutzungsrichtlinie Altstadt und Beschluss
der Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Lesefassung Richtlinie

Vergleichsfassung Richtlinie (alte Fassung)
Vergleichsfassung Richtlinie (aktualisierte_Fassung)
Anlage 1 StralBenverzeichnis

Anlage 2 ZonenUlbersichtsplan Innenstadt
Sondernutzungstrichtlinie vom 23.10.2019

Sachverhalt (kurz):

Die bisherige Sondernutzungsrichtlinie Altstadt wird ersetzt durch die Sondernutzungsrichtlinie
Innenstadt. Auf Grundlage der bisherigen Regelungen werden hier die Moglichkeiten der
Nutzung von 6ffentlichen Flachen fiir die Gastronomie, den Einzelhandel und das
Dienstleistungsgewerbe in der Innenstadt erweitert.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

[l Nein (— weiter bei?2.)
X Ja
[X] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage LA/014/2024

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [ ] nur fuir einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. I/Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. I/ll / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X] Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

X Ja Das Vorhaben ist insofern Diversity-relevant, als gerade in der Gastronomie
viele Frauen beschaftigt sind, auch in geringfiigigen
Beschaftigungsverhaltnissen.
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage LA/014/2024

4. Abstimmung mit weiteren Geschéaftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

Ref. VI
SOR

XX U KX
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Stadt NUrnberg Beschlussvorlage LA/014/2024

Gutachtenvorschlag:

Der Ausschuss begutachtet die neue Sondernutzugnsrichtlinie Innenstadt. Der Ausschuss
empfiehlt dem Stadtrat der Neufassung der Richtlinie zuzustimmen.

Beschlussvorschlag:

Entsprechend dem Gutachten des Ausschusses fir Recht, Wirtschaft und Arbeit vom
24.04.2024 wird der Erlass der beiligenden Richtlinie zur Neuordnung und Zulassung von
Sondernutzungen in der Nurnberger Innenstadt (Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt)
beschlossen. Die bisherige Sondernutzungsrichtlinie Altstadt tritt damit auf3er Kraft.
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Neufassung einer Richtlinie zur Neuordnung und Zulassung von Sondernutzungen im
Nurnberger Zentrum; hier: Aufhebung der Sondernutzungsrichtlinie Altstadt und
Beschluss der Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt

Entscheidungsvorlage:

Mit Beschluss vom 23.10.2019 hat der Nirnberger Stadtrat eine ,Richtlinie zur Neuordnung
und Zulassung von Sondernutzungen in der Nirnberger Altstadt (Sondernutzungsrichtlinie
Altstadt) beschlossen. Ziel der Richtlinie war eine Abwertung des 6ffentlichen Raums zu
vermeiden. Wesentliche Elemente waren dabei, das fur Kundenstopper, neue
Verkaufsstédnde und Promotionaktionen keine Erlaubnisse mehr erteilt wurden. Die
MalRnahmen haben das Ziel aus Sicht der Verwaltung durchaus erreicht. So hat etwa das
Verbot der Kundenstopper in der Altstadt an vielen engeren Stellen fur ein angenehmeres
Erscheinungsbild und vor allem fur ein angenehmers Flanieren (ohne Slalomléaufe durch in
die Laufwege aufgestellte Kundenstopper) gesorgt.

Es ist jedoch notwendig, nach 5 Jahren auch die Entwicklungen und neueren Anforderungen
einer Innenstadt mit aufzunehmen. Aus den Kontakten mit den Gewerbetreibenden war
ersichtlich, dass es fiur diese zu wenige Handlungsmaglichkeiten und zu viele Verbote gab.
Die veranderten Rahmenbedingungen sowohl in der Gastronomie als auch im Handel- und
im Dienstleistungsgewerbe und auch die Entwicklung in der Nirnberger Innenstadt speziell
sind weitere Hinweise flr die Notwendigkeit, den mit der Sondernutzungsrichtlinie Altstadt
verfolgten Ansatz sinnvoll zu erganzen und zu erweitern. Aufenthaltsqualitat in der
Innenstadt kann nur durch Zusammenwirken von Innenstadtakteuren und der Stadt
Nurnberg gelingen.

Auf diesem aufbauend, werden mit der Neufassung der Richtlinie Entwicklungen
aufgenommen und, mit einer neuen Art der Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und
Kunden (,Antragstellern®), die Moglichkeiten der Nutzung des 6ffentlichen Raums in neue
innovative Bahnen gelenkt, ohne den bisherigen Ansatz der Regulierung abwertender
Nutzungen im 6ffentlichen Raum aufzugeben.

Neben der bisherigen Negativliste (welche Nutzungen werden nicht erlaubt) treten jetzt neue
Elemente, wie die erlaubnisfreie Gestaltung von Eingangszonen (siehe Punkt 3.3 in der
Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt), die Méglichkeit fir den vor Ort befindlichen Handel
durch Aktionen auf sich aufmerksam zu machen (3.4) oder die kooperative Festlegung der
Nutzung offentlicher Flachen (3.5).

Das Bild, das dem zugrundeliegt, ist das des kreativen Gewerbetreibenden, der selbst am
Besten seine Kunden und deren Interessen einschatzen kann und der durch seine lokale
Verankerung ein Interesse an einer belebten und fur Besucherinnen und Besucher der
Innenstadt angenehmes Besuchererlebnis hat. Die Verwaltung berét und unterstuitzt hierbei
die Gewerbetreibenden bei der Zielerreichung, auch in Zusammenarbeit mit dem Stab
Innenstadt im Wirtschafts- und Wissenschaftsreferat.

Dieser neue und ergéanzende Ansatz wird auch dadurch deutlich gemacht, dass die Richtline
jetzt mit ,Richtlinie zur Neuordung und Zulassung von Sondernutzungen in der Nurnberger
Innenstadt (Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt)* benannt wird. Damit werden die zentrale
Lage und Stellung und die vielen Seiten des Areals (historische Altstadt, funktionales
Stadtzentrum, attraktiver Anziehungspunkt fiir Besucherinnen und Besucher) besser zum
Ausdruck gebracht.
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Soweit nur redaktionelle Anderungen oder klarstellende Neuformulierungen vorgenommen
worden sind, werden diese nachfolgend nicht gesondert erlautert.

Zu den einzelnen Punkten:
zulb

Hier wurde klarstellend erganzt, dass etwa fir gro3ere Veranstaltungen von den Regelungen
dieser Richtlinie abgewichen werden kann, wenn eine hinreichende Begriindung daftr
gegeben ist. So kdnnen bei zeitlich befristete GroRveranstaltungen nattrlich Verkaufsstande
erlaubt werden.

zu 2.1

(Spiegelstrich drei) Warenautomaten sind im Geltungsbereich der Richtlinie nicht zulassig,
ob im Luftraum oder auf 6ffentlicher Flache stehend. Damit soll eine Haufung von
Sondernnutzungen vermieden werden, da diese langfristig und an Laufwegen aufgestellt
werden wiirden.

(Spiegelstrich vier) Zumindest durch Nutzungen im 6ffentlichen Raum sollte grundséatzlich
keine akkustische Beeintrachtigung erfolgen. Dies kommt der Aufenthaltsqualitat im
offentlichen Raum zugute.

zu 2.2

(Spiegelstrich zwei) Fir gewerbliche Werbeaktionen werden grundsatzlich in den Zonen 1
und 2 keine Erlaubnisse erteilt. Ausgenommen davon sind die neu aufgenommenen Punkte
3.4 und 3.6. Unverandert moglich ist zudem, eine Veranstaltung auszurichten, bei welcher
der gewerbliche Charakter nicht im Vordergrund steht, sondern bei welcher der Erlebnis-
oder Eventcharakter dominiert.

zu 3.

Die Durchgangsbreite fiur FuRganger wird im Einzelfall gepruft. Hierbei soll als Mal3stab eine
hohe Ful3gadngerfrequenz wie z. B. an einem gut besuchten Samstag als Maf3stab
herangezogen werden. Je nach Einzelfall kann die Breite sehr unterschiedlich ausfallen.

zu 3.1

(Spiegelstrich drei) Die H6he der Warenauslagen wird auf 1,90 m begrenzt. Damit wird eine
Regelungsliicke geschlossen, da es ,nach oben® bisher keine Begrenzung gab.

(Letzter Absatz) Blumen, Obst und Gemiise sind Warenauslagen eigener Art, die in der
Prasentation anders zu behandeln sind als andere Handelswaren. Soweit verkehrlich
maoglich, dann hier eine Warenauslage Uber das in 3.1 festgelegte Mal3 hinaus erlaubt
werden, dies trifft vor allem Breite und Tiefe der Auslage.

zu 3.2

(Spiegelstrich zwei) Erlaubt werden zukiinftig, unter bestimmten Bedingungen, mit Kreide
beschriftete Speisekarten. Damit soll besonders Uber saisonale und besondere kulinarische
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Angebote informiert werden. Die kundennahe Information tiber das (Speise-)angebot ist eine
Besonderheit der Gastronomie.

(Spiegelstrich drei) Es gibt bisher keine Gestaltungsrichtlinie fur Tisch- und
Stuhlaufstellungsflachen. Die Verwaltung wird deshalb dem Adressatenkreis Leitlinien zur
Gestaltung zur Verfugung stellen.

zu 3.3 (,Eingangszonen®)

Einzelhandler, Dienstleister und Gastronomen winschen sich, den Eingangsbereich
besonders zu kennzeichnen, um den Zugang zum Gastraum oder zum Laden
hervorzuheben. Wird ein definiertes Ausmalf3 und ein bestimmter Umfang nicht tberschritten,
ist dies zuklnftig dauerhaft ohne Erlaubnis mdglich. Die Verwaltung wird hier mit Leitlinien
fur die Nutzung von Eingangszonen Empfehlungen aussprechen. Die Haftung fur die
Verkehrssicherheit obliegt dem Nutzer. Bei Verstof3en gegen die Vorgaben und / oder wenn
verkehrliche Griinde dagegenstehen, kann die Nutzung einer Eingangszone mit diesen
Sondernutzungen durch die Verwaltung untersagt werden.

zu 3.4 (,Aktionszonen®)

Mit einer Nutzung der sogenannten Aktionszonen kann ein Handler oder Dienstleister vor
seinem Laden fur sich werben. Hierbei geht es um kurzfristige und in der Zahl der
Nutzungstage gedeckelte Nutzungen. Die Aktionszone ist eine vordefinierte Flache, fur die
eine Sondernutzungserlaubnis beantragt werden kann. Durch die vordefinierten Flachen,
durch ein Web-Formular und durch Standardisierung soll hier zudem die Zeit zwischen
Antragstellung und Erlaubniserteilung minimiert werden.

zu 3.5 (,Nutzungszonen®)

Eine Nutzungszone ist ein Teilbereich der Innenstadt, in dem die ansassigen Gastronomen,
Dienstleister und Handler mit der Verwaltung eine Vereinbarung tber die Nutzung des
offentlichen Raums beziiglich der dortigen Sondernutzungen treffen kdnnen. Sie erfordert
eine Zusammenarbeit mehrerer Akteure. Ziel ist, den unterschiedlichen Eigenheiten und dem
Gestaltungswillen der dort ansassigen Gewerbetreibenden gerecht zu werden und mit den
Vorgaben und Gestaltungsvorstellungen der Verwaltung zu harmonisieren. In dieser
Vereinbarung sollen die Regeln fir die Sondernutzungen in diesem Teilbereich individuell
gestaltet werden; die Zielsetzungen der Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt sind dabei
ausreichend zu berilicksichtigen.

zu 3.6 (Sichtbarmachung versteckter Laden und Gastronomien)

Mit diesem Punkt soll Gastronomen, Handler, Dienstleister und Verwaltung die Moglichkeit
erdffnet werden, ein Gewerbe auch dann im 6ffentlichen Raum sichtbar zu machen, wenn
das Gewerbe zwar in der Innenstadt aber nicht in der Ful3géngerzone oder dort nur versteckt
(z. B. in einem Obergeschoss) angesiedelt ist. Vorrangig sind in solchen Fallen
Werbeanlagen gemal} der Bayerischen Bauordnung eine mdgliche Option. Ist dies nicht
moglich oder nicht zielfuhrend, kann versucht werden tber eine Sondernutzung eine
Verbesserung der Situation zu erreichen. Denkbar ist z. B., das zumindest Handler und
Dienstleister auch Aktionszonen nutzen (siehe 3.4); mit der Variation, dass sich diese nicht
direkt vor ihrem Laden befinden, sondern an einem festen Ort in der Ful3gangerzone,
welcher dem Laden mdglichst nahe ist. Auch andere Sondernutzungen sind grundsétzlich
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denkbar, hier ist jedoch der Einfallsreichtum und die Kreativitat der Antragsteller gefragt.
Ausgeschlossen sind auch hier unverandert Kundenstopper und ahnliche Objekte.
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Finanzielle Auswirkungen

Durch die Neufassung der Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt werden Mehreinnahmen in
geringer Hohe erwartet. Zwar werden durch die Eingangszonen (3.3) mutmalflich einige bis-
her gebuhrenpflichtige Pflanztroge gebuhrenfrei, jedoch wird es durch die Aktionszonen (3.4)
und die damit verbundenen Werbeaktionen zu Mehreinnahmen kommen. Der Umfang lasst
sich noch nicht absehen. Fir eine ungefahre und vorsichtige Schatzung gehen wir von
20.000 Euro Mehreinnahmen durch die neue Richtlinie aus (nach Abzug der wegfallenden
Gebuhren fur die Pflanztroge?).

Diversity-Relevanz:
Das Vorhaben ist insofern diversitatsrelevant, als gerade in der Gastronomie, im Einzelhandel und im
Verkauf viele Frauen beschéftigt sind, auch in geringfligigen Beschaftigungsverhaltnissen.

! Es sind bereits Pflanzkubel und ahnliche Objekte gemaR Pos. 8 der Anlage 1 der Son-
dernutzungsgebiihrensatzung der Stadt Nirnberg genehmigt (Gebihren maximal 23,60 Euro
je Jahr je Stiick). Aufgrund der neuen Regelung werden in zahlreichen Fallen keine Gebuh-
ren mehr entrichtet werden missen. Bei grob geschatzt 100 wegfallenden Fallen, waren es
ca. 2.500 Euro je Haushaltsjahr.
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Praambel

Die Altstadt ist das historische Zentrum, aber auch die vitale und moderne Innenstadt
Nurnbergs. Sie ist mit ihrer Geschichte und ihren Baudenkmalern, mit der gré3ten
FuRgangerzone Europas, mit ihren grof3en und kleinen Geschaften und Gastronomien, ihren
Markten, Museen und Veranstaltungen fir die NUrnberger Bevélkerung, fir die gesamte
Metropolregion und fir zahlreiche Besucherinnen und Besucher aus aller Welt der attraktive
Anziehungspunkt der gréRten Stadt Frankens.

Der offentliche Raum ist dabei ein wesentliches Element. Er dient der Fortbewegung, dem
Aufenthalt, der Kommunikation und der Kontemplation. Er 6ffnet die Sicht auf Baudenkmaler,
er wird genutzt von Musikern, Handlern, Gastronomen und er wird belebt und beruhigt durch
unterschiedlichste Nutzungen. Vor allem aber ist er ein Raum fur Menschen, die hier leben,
oder die etwas erleben wollen — dies kann eine Veranstaltung sein, ein Markt, eine
Kunstdarbietung, ein schénes Bauwerk, ein spannendes Einkaufserlebnis oder einfach nur
die Erfahrung urbanen Lebens.

Bei der Nutzung des 6ffentlichen Raums der Innenstadt spielt neben der stadtebaulich und
touristisch herausgehobenen Bedeutung und den Belangen der Sicherheit und Leichtigkeit
vor allem des Ful3gangerverkehrs das Interesse der gewerblichen Anlieger an einer
lebendigen und attraktiven Innenstadt und dem entsprechenden kommunikativen Verkehr
eine zentrale Rolle. Ziel dieser Richtlinie ist, die Sondernutzungen auf die Aktivitaten zu
konzentrieren, die den genannten Belangen in besonderem Mal3e entsprechen.

Diese Richtlinie gibt der Verwaltung einen Leitfaden fir die pflichtgeméaie
Ermessensausiibung bei der Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen. Sie soll eine
rasche, nachvollziehbare und in den einzelnen Zonen einheitliche Behandlung von Antragen
ermdglichen. Die Richtlinie bewirkt aber auch eine Selbstbindung der Verwaltung. Nach dem
Gleichheitsgrundsatz kann die Verwaltung von der Richtlinie daher nur bei Vorliegen eines
triftigen Grundes abweichen.

1. Geltungsbereich

1.1 Diese Richtlinie gilt auf allen StraRen, Wegen und Platzen geman Art. 1 BayStrwG
und 8§ 1 Sondernutzungssatzung (SNS) innerhalb der Nirnberger Innenstadt (begrenzt
durch den Altstadtring — Am Plarrer, Spittlertorgraben, Westtorgraben, Neutorgraben,
Vestnertorgraben, Maxtorgraben, Rathenauplatz, Laufertorgraben, Steubenbriicke,
Marientorgraben, Konigstorgraben, Bahnhofsplatz, Frauentorgraben).

1.2 Der Geltungsbereich ist unterteilt in die Zonen 1 und 2 sowie die Ubrige Innenstadt
gemaR des als Anlage 1 und 2 dieser Richtlinie zugehorigen Stral3enverzeichnisses
und Zonenubersichtsplans Innenstadt.

Die Zone 1 ist gekennzeichnet durch stadtbildpragende Platze und Bereiche von
besonderer stadtebaulicher Bedeutung, meist im Umfeld von wichtigen
Einzeldenkmélern und/oder mit einer hohen Denkmaldichte, wichtigen Blickachsen
und einer hohen FuRgangerfrequenz. Es sind Bereiche von hohem touristischen
Interesse.
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1.3

1.4

15

2.1

2.2

In der Zone 2 befinden sich wichtige und von FuRgangern stark frequentierte
Verbindungen innerhalb der Innenstadt und Zugéange in die Innenstadt. Auch hier
befinden sich Einzeldenkmaéler.

Fur die gesamte Innenstadt gilt der Ensembleschutz nach dem Bayerischen
Denkmalschutzgesetz.

Die Verwaltung soll die Dreiteilung der Innenstadt in die oben genannten beiden
Zonen und die ubrige Innenstadt bei der Ermessensaustibung unbefristeter
Sondernutzungen bericksichtigen.

Ausgenommen von den Regelungen dieser Richtlinie sind die von den Nirnberger
Markten veranstalteten Wochen- und Spezialmarkte auf den daflr festgelegten
Marktflachen und Marktausweichflachen jeweils wéahrend der Marktzeiten.

Diese Richtlinie nimmt Bezug auf die jeweils glltige Fassung der
Sondernutzungsgebiihrensatzung der Stadt Nirnberg (SNutzGebS) und die in deren
Anlage 1 aufgeflihrten Positionen.

In begriindeten Einzelfallen kann unter Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes von der
Richtlinie abgewichen werden. So kénnen z. B. im Rahmen von Veranstaltungen
Verkaufsstéande oder Lautsprecher zugelassen oderanlasslich von
GroRveranstaltungen oder Markten die Nutzung von Aktionszonen eingeschrankt
werden.

Nicht zulassige Sondernutzungen

Fur nachfolgend aufgefihrte Sondernutzungen wird im gesamten Geltungsbereich
dieser Richtlinie keine Sondernutzungserlaubnis erteilt:

Nicht-stadteigene  Fahrradstdnder (ausgenommen sind Fahrradstander
gewerblicher Fahrradvermietungen).

— Das Aufstellen bzw. Anbringen von Werbeflachen (z. B. Dreieckstander,
Klappstander, Plakatwerbung, Symbolwerbung; sogenannte ,Kundenstopper®),
soweit diese nicht der Wahlwerbung dienen.

— Warenautomaten, auch im Luftraum.

— Verstarker, Lautsprecher und larmintensive Instrumente, Maschinen und Objekte

Fur nachfolgend aufgefiinrte Sondernutzungen wird in den Zonen 1 und 2 (Anlagen 1
und 2) dieser Richtlinie grundsatzlich keine Sondernutzungserlaubnis erteilt.

— Neuzulassung von Verkaufsstanden (z. B. Brezenverkaufsstéande,

Lotterieverkaufsstande, Imbissstande, Modeschmuckstande),
Verkaufsautomaten und Vitrinen.
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3.1

3.2

3.3

Genehmigt werden kdnnen Aufstellungen von Verkaufsstanden anlasslich eines
Geschéfts- oder Ladenumbaus. Genehmigt werden kénnen auch befristete
Verkaufsstande fur Veranstaltungen und Sonderaktionen.

— Gewerbliche Werbeaktionen und Promoter, Plakattrager und sonstige
bewegliche Werbemafinahmen. Diese umfassen alle werbenden Tatigkeiten fur
kostenpflichtige Produkte oder Dienstleistungen. Auf die Ausnahmen unter
Ziffer 3.4 wird verwiesen.

Zulassige Sondernutzungen

Eine ausreichende Durchgangsbreite fir FuRganger ist bei allen Sondernutzungen zu
gewadhrleisten. Dabei ist sicherzustellen, dass fir eine regelmaRig auftretende hohe
FuRgangerfrequenz ausreichend Abstdnde eingehalten werden. Anforderungen, die
sich aus Beschliissen des Stadtrats zu einer Mindestdurchgangsbreite flr Ful3ganger
ergeben, sind hinreichend zu bericksichtigen.

Warenausstellungsvorrichtungen

— Je Geschaft sind Warenausstellungsvorrichtungen mit einer Gesamtbreite von
maximal der Hélfte der Gebaudefront, welche dem Laden zuzurechnen ist, und
einer maximalen Tiefe von 90 cm zulassig.

— Vorrichtungen mussen direkt am Geb&aude aufgestellt werden.
— Die Hohe der Warenausstellungen darf 1,90 m nicht Gberschreiten.

Zulassig ist eine Abweichung von diesen Regelungen fir Blumen, Obst und
Gemiuse, soweit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs davon nicht
beeintrachtigt wird.

Tisch —und Stuhlaufstellungen

— Zusatzlich sind einzelne PflanzgefalRe auf der genehmigten Aufstellflache
zulassig. Diese durfen nicht wie eine Einfriedung wirken.

— Speisekarten auf Dreieck- bzw. Klappstandern sind nicht zulassig. Zulassig sind
mit Kreide beschriebene Speisekartentafeln, die auf der genehmigten
Aufstellflache an das Gebaude, an Pflanztrogen etc. ebenerdig angelehnt sind.
Je Gastronomie sind maximal drei Tafeln, jeweils mit der maximalen Grof3e AO,
zulassig. Diese sind erlaubnis- und gebuihrenfrei. Die Aufbringung des Logos
oder des Namens der Gastronomie oder des Betriebs ist gestattet.

— Die Leitlinien fur die Gestaltung von Tisch- und Stuhlaufstellungsflachen werden
— vorbehaltlich des Erlasses einer gesonderten Gestaltungsrichtlinie — auf der
Homepage des Liegenschaftsamtes veroffentlicht und sind einzuhalten.

Eingangszonen
Erlaubnis- und gebuhrenfrei darf jede anliegende Gastronomie und jeder anliegende

Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieb den Haupteingang seines Geschafts mit
folgenden Nutzungen hervorheben.
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3.4

3.5

— Ein Teppich darf unmittelbar am Haupteingang ausgelegt werden. Die Breite
des Teppichs darf die lichte Breite des begehbaren Eingangsbereichs nicht
Uberschreiten. Bei einer lichten Breite von nicht mehr als 1,10 m darf die Tiefe
des Teppichs nicht mehr als 0,90 m betragen. Ansonsten ist eine Tiefe von bis
zu 1,50 m zulassig. Der Teppich darf mit einem Logo (oder dem Namen) der
Gastronomie oder des Betriebs gestaltet sein.

— Flankiert werden darf der Haupteingang direkt am Gebaude mit Pflanzen oder
Beleuchtungen an den beiden Seiten des Eingangsbereichs, soweit deren
jeweilige Grundflache 0,5 gm nicht tGberschreitet.

Die Nutzungen sind nur zulassig, soweit keine Belange der Verkehrssicherheit oder
sonstige gewichtige Griinde entgegenstehen.

Die Leitlinien fur die Nutzung von Eingangszonen werden auf der Homepage des
Liegenschaftsamtes verdffentlicht und sind einzuhalten.

Die Nutzung einer Eingangszone kann im Einzelfall untersagt werden. Dies vor allem
dann, wenn die Eingangszone entgegen der Leitlinien fir Werbung (Werbeaufdrucke
oder -tafeln, Kundenstopper) oder verkehrsbehindernd (z. B. mittels Absperrb&ndern)
genutzt werden.

Aktionszonen

Soweit eine geeignete Flache verfligbar ist und es die Belange der Sicherheit und der
Leichtigkeit des Verkehrs zulassen, kann fur anliegende Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe eine Erlaubnis, den StralRenraum vor dem Betrieb bzw. im
angrenzenden Umfeld auch fir Aktionen zu nutzen, erteilt werden. Die Aktionen
missen zwingend auf den Betrieb (z. B. bei Neuerdffnungen, Jubilden) oder auf die
dort dauerhatft verfligbaren Produkte bezogen sein. Méglich sind deshalb auch z. B.
Produktprasentationen, Sonderverkaufe, kiinstlerische Darbietungen und
Verkostungen.

Eine Aktion darf nicht langer als funf Tagen dauern. Die Zahl der Aktionen darf in
ihrer Haufigkeit zu keiner Beeintrachtigung fihren; als Richtwert ist nicht mehr als
eine Aktion je Monat anzusetzen. Die bei den Aktionen genutzten Flachen miussen im
angemessenen Verhaltnis zur Ladenflache stehen.

Antréage fur die Nutzung der Aktionszonen kénnen befristet oder dauerhaft abgelehnt
werden, wenn mehrfach und in erheblichem Ausmal VerstoR3e gegen diese
Nutzungsart festgestellt wurden.

Nutzungszonen

Nutzungszonen sind durch Kooperationsvereinbarung festgelegte Flachen der
Innenstadt, in denen flr bestimmte Platze, Strafl3en oder groRere Teilbereiche eines
Platzes oder einer Stral3e bestimmte Arten oder Ausgestaltungen von
Sondernutzungen erlaubt oder ausgeschlossen sind, auch gegen die Bestimmungen
dieser Richtlinie.

Ziel ist die Steigerung der Qualitat und Attraktivitat bestimmter Bereiche des
offentlichen Raums. Idealerweise wird hierbei ein bestimmter Charakter oder
Anziehungspunkt herausgearbeitet, der das Areal von anderen Bereichen auf
qualitativ hochwertige Art unterscheidet.
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3.6

4.

Hierzu schlieRen die dort anliegenden Gastronomien, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe mit der Verwaltung eine Kooperationsvereinbarung. Diese
bedarf der Schriftform. Festgelegt werden hierbei Art, Umfang und Ausgestaltung der
erwinschten oder nicht erwiinschten Sondernutzungen. Die Austibung des
pflichtgemalen Ermessens im Einzelfall durch die Verwaltung bei der
Erlaubniserteilung entfallt durch eine solche Rahmenvereinbarung nicht.

Es muss sich eine Mehrheit von mindestens 50% der anliegenden Gastronomien,
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe an der Vereinbarung beteiligen; diese soll
ihrem Inhalt nach auch auf die nicht beteiligten Gastronomen, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe angewandt werden.

Ein Widerruf bereits bestehender Sondernutzungen ist in den Nutzungszonen
moglich, wenn dies aus der Neukonzeption eines Areals folgt.

Sichtbarmachung versteckter Laden und Gastronomien

Grundsatzlich haben Gastronomien, Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe die
Mdoglichkeit, mittels baurechtlich zulassiger Werbeanlagen Kunden auf sich
aufmerksam machen.

Ist dies nicht méglich, kann die Verwaltung im begriindeten Einzelfall und unter
Berlicksichtigung vor allem stadtgestalterischer und verkehrlicher Aspekte
Sondernutzungen erlauben, welche sonst mit dieser Richtlinie grundsétzlich
ausgeschlossen sind. Mdglich ist dies bei Gastronomien, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetrieben, die in der Innenstadt versteckt in einem Obergeschoss oder
aul3erhalb der Ful3géngerzone angesiedelt sind. Solche Sondernutzungen kdnnen z.
B. auch Aktionszonen sein, die sich nicht direkt vor einem Laden befinden.

Inkrafttreten

Die Richtlinie wurde vom Stadtrat der Stadt Nirnberg am 15. Mai 2024
beschlossen.

Die Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt tritt am 01. Juni 2024 in Kraft. Die
Sondernutzungsrichtlinie Altstadt vom 20. Oktober 2019 tritt damit aul3er Kraft.
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Praambel

Die Altlrnenstadt ist das historische Zentrum, aber auch die vitale und moderne nenstadt
InnenstadtGity NUrnbergs. Sie ist mit ihrer Geschichte und ihren Baudenkmalern, mit der
grofdten FuRgangerzone Europas, mit ihren grof3en und kleinen Geschaften und
Gastronomien, ihren Markten, Museen und Veranstaltungen fiir die Nurnberger Bevoélkerung,
fur die gesamte Metropolregion und fir zahlreiche Besucherinnen und Besucher aus aller
Welt der attraktive Anziehungspunkt der groRten Stadt Frankens.

Der o6ffentliche Raum ist dabei ein wesentliches Element. Er dient der Fortbewegung, dem
Aufenthalt, der Kommunikation und der Kontemplation. Er 6ffnet die Sicht auf Baudenkmaler,
er wird genutzt von Musikern, Handlern, Gastronomen und er wird belebt und beruhigt durch
unterschiedlichste Nutzungen. Vor allem aber ist er ein Raum flir Menschen, die hier leben,
oder die etwas erleben wollen — dies kann eine Veranstaltung sein, ein Markt, eine
Kunstdarbietung, ein schénes Bauwerk, ein spannendes Einkaufserlebnis oder einfach nur
die Erfahrung urbanen Lebens.

Bei der Nutzung des 6ffentlichen Raums der Innenstadt spielt neben der stadtebaulich und
touristisch herausgehobenen Bedeutung und den Belangen der Sicherheit und Leichtigkeit
vor allem des Fulligangerverkehrs das Interesse der gewerblichen Anlieger an einer
lebendigen und attraktiven Innenstadt und dem entsprechenden kommunikativen Verkehr
eine zentrale Rolle. Ziel dieser Richtlinie ist, die Sondernutzungen auf die Aktivitaten zu
konzentrieren, die den genannten Belangen in besonderem Male entsprechen.

Diese Richtlinie gibt der Verwaltung einen Leitfaden flr die pflichtgemale
Ermessensausiibung bei der Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen-ver. Sie soll eine
rasche, nachvollziehbare und in den einzelnen Zonen einheitliche Behandlung von Antragen
ermdglichen. Die Richtlinie bewirkt aber auch eine Selbstbindung der Verwaltung. Nach dem
Gleichheitsgrundsatz kann die Verwaltung von der Richtlinie daher nur bei Vorliegen eines
triftigen Grundes abweichen.

1. Geltungsbereich

1.1 Diese Richtlinie gilt auf allen Stra3en, Wegen und Platzen gemaR Art. 1 BayStrWG
und § 1 Sondernutzungssatzung (SNS) innerhalb der Nirnberger Innenstadt (begrenzt
durch den Altstadtring — Am Plarrer, Spittlertorgraben, Westtorgraben, Neutorgraben,
Vestnertorgraben, Maxtorgraben, Rathenauplatz, Laufertorgraben, Steubenbriicke,
Marientorgraben, Konigstorgraben, Bahnhofsplatz, Frauentorgraben).

1.2 Der Geltungsbereich ist unterteilt in die Zonen 1 und 2 sowie die Ubrige Innenstadt
gemal des als Anlage 1 und 2 dieser Richtlinie zugehdrigen Stralenverzeichnisses
und Zonenubersichtsplans Innenstadt.

Die Zone 1 ist gekennzeichnet durch stadtbildpragende Platze und Bereiche von
besonderer stadtebaulicher Bedeutung, meist im Umfeld von wichtigen
Einzeldenkmalern und/oder mit einer hohen Denkmaldichte, wichtigen Blickachsen
und einer hohen FuRgangerfrequenz. Es sind Bereiche von hohem touristischen
Interesse.
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1.3

1.4

1.5

21

2.2

In der Zone 2 befinden sich wichtige und von FuRgangern stark frequentierte
Verbindungen innerhalb der Innenstadt und Zugange in die Innenstadt. Auch hier
befinden sich Einzeldenkmaler.

Fir die gesamte Innenstadt gilt der Ensembleschutz nach dem Bayerischen
Denkmalschutzgesetz.

Die Verwaltung soll die Dreiteilung der Innenstadt in die oben genannten beiden
Zonen und die Ubrige Innenstadt bei der Ermessensausiibung unbefristeter
Sondernutzungen bericksichtigen.

Ausgenommen von den Regelungen dieser Richtlinie sind die von den Nirnberger
Markten veranstalteten Wochen- und Spezialmarkte auf den daflr festgelegten
Marktflachen und Marktausweichflachen jeweils wahrend der Marktzeiten.

Diese Richtlinie nimmt Bezug auf die jeweils giltige Fassung der
Sondernutzungsgebihrensatzung der Stadt Nurnberg (SNutzGebS) und die in deren
Anlage 1 aufgeflihrten Positionen.

In begriindeten Einzelfallen kann unter Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes von der
Richtlinie abgewichen werden. So kénnen z. B. im Rahmen von Veranstaliungen
Verkaufsstande oder Lautsprecher zugelassen werder—Ooder eskannr-z-B. anldsslich
von GrolRveranstaltungen oder Markten die Nutzung von Aktionszonen eingeschrankt
werden.

Nicht zulassige Sondernutzungen

Fir nachfolgend aufgefiuihrte Sondernutzungen wird im gesamten Geltungsbereich
dieser Richtlinie keine Sondernutzungserlaubnis erteilt:-

— Nicht-stadteigene Fahrradstander (ausgenommen sind Fahrradstander
gewerblicher Fahrradvermietungen).

— Das Aufstellen bzw. Anbringen von Werbeflachen (z. B. Dreieckstander,
Klappstander, Plakatwerbung, Symbolwerbung; sogenannte ,Kundenstopper*),
soweit diese nicht der Wahlwerbung dienen.

——Warenautomaten, auch im Luftraum.

— Verstarker, Lautsprecher und larmintensive Instrumente, Maschinen und Objekte

Slacgrupsoiimlishnichionliocios

Fur nachfolgend aufgefiihrte Sondernutzungen wird in den Zonen 1 und 2 (Anlagen 1
und 2) dieser Richtlinie grundsatzlich keine Sondernutzungserlaubnis erteilt.
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Neuzulassung von Verkaufsstanden (z. B. Brezenverkaufsstande,
Lotterieverkaufsstande, Imbissstande, Modeschmuckstande),
Verkaufsautomaten und Vitrinen.

Genehmigt werden kénnen Aufstellungen von Verkaufsstanden anlasslich eines
Geschéfts- oder Ladenumbaus. Genehmigt werden kénnen auch befristete
Verkaufsstande flr Veranstaltungen und Sonderaktionen.

Gewerbliche Werbeaktionen und Promoter, Plakattrager und sonstige
bewegliche Werbemalinahmen. Diese umfassen alle werbenden Tatigkeiten fur
kostenpflichtige Produkte oder Dienstleistungen. Auf die Ausnahmen unter
Ziffer 3.4 wird verwiesen.

3. Zulassige Sondernutzungen

Eine ausreichende Durchgangsbreite flir Fulganger ist bei allen Sondernutzungen zu
gewahrleisten. Dabei ist sicherzustellen, dass fiir eine regelmaRig auftretende hohe
FulRgangerfrequenz ausreichend Abstande eingehalten werden. Anforderungen, die
sich aus Beschlissen des Stadtrats zu einer Mindestdurchgangsbreite flr FuRganger

ergeben, sind hinreichend zu berucksichtigen.

31 Warenausstellungsvorrichtungen

Je Geschéft sind Warenausstellungsvorrichtungen mit einer Gesamtbreite von
maximal der Halfte der Gebaudefront, welche dem Laden zuzurechnen ist, und
einer maximalen Tiefe von 90 cm zulassig.

Vorrichtungen missen direkt am Gebaude aufgestellt werden.

Die Hohe der Warenausstellungen darf 1,90 m nicht Uberschreiten.

-Zulassig ist eine Abweichung von diesen Regelungen fir Blumen, Obst und
Gemuse, soweit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs davon nicht
beeintrachtigt wird.

3.2 Tisch — und Stuhlaufstellungen

Zusatzlich sind einzelne Pflanzgefalie auf der genehmigten Aufstellflache
zulassig. Diese durfen nicht wie eine Einfriedung wirken.

Speisekarten auf Dreieck- bzw. Klappstandern sind nicht zulassig.
Zulassig sind mit Kreide beschriebene Speisekartentafeln, die auf der
genehmigten Aufstellflache an das Gebaude, an Pflanztrogen etc. ebenerdig
angelehnt sind. Je Gastronomie sind maximal drei Tafeln, jeweils mit der
maximalen GrofRle AO, zulassig. Diese sind erlaubnis- und gebihrenfrei. Die
Aufbringung des Logos oder des Namens der Gastronomie oder des Betriebs
ist gestattet.

Die Leitlinien fir die Gestaltung von Tisch- und Stuhlaufstellungsflachen werden
— vorbehaltlich des Erlasses einer gesonderten Gestaltungsrichtlinie — auf der
Homepage des Liegenschaftsamtes verdffentlicht und sind einzuhalten.
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3.3

3.4

3.5

Eingangszonen

Erlaubnis- und gebuhrenfrei darf jede anliegende Gastronomie und jeder anliegende
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieb den Haupteingang seines Geschafts mit
folgenden Nutzungen hervorheben.

—  Ein Teppich darf unmittelbar am Haupteingang ausgelegt werden. Die Breite
des Teppichs darf die lichte Breite des begehbaren Eingangsbereichs nicht
Uberschreiten. Bei einer lichten Breite von nicht mehr als 1,10 m darf die Tiefe
des Teppichs nicht mehr als 0,90 m betragen. Ansonsten ist eine Tiefe von bis
zu 1,50 m zulassig. Der Teppich darf mit einem Logo (oder dem Namen) der
Gastronomie oder des Betriebs gestaltet sein.

—  Flankiert werden darf der Haupteingang direkt am Gebaude mit Pflanzen oder
Beleuchtungen an den beiden Seiten des Eingangsbereichs, soweit deren
jeweilige Grundflache 0,5 gm nicht Gberschreitet.

Die Nutzungen sind nur zuldssig, soweit keine Belange der Verkehrssicherheit oder
sonstige gewichtige Griinde entgegenstehen.

Die Leitlinien fur die Nutzung von Eingangszonen werden —verbehaltlich-des
Erlasses-einergesonderten-Gestaltungsrichtlinie— auf der Homepage des

Liegenschaftsamtes verdffentlicht und sind einzuhalten.

Die Nutzung einer Eingangszone kann im Einzelfall untersagt werden. Dies vor allem
dann, wenn die Eingangszone entgegen der Leitlinien fir Werbung (Werbeaufdrucke
oder -tafeln, Kundenstopper) oder verkehrsbehindernd (z. B. mittels Absperrbandern)
genutzt werden.

Aktionszonen

Soweit eine geeignete Flache verfiigbar ist und es die Belange der Sicherheit und der
Leichtigkeit des Verkehrs zulassen, kann fur anliegende Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe eine Erlaubnis, den Strallenraum vor dem Betrieb bzw. im
angrenzenden Umfeld auch flir Aktionen zu nutzen, erteilt werden. Die Aktionen
mussen zwingend auf den Betrieb (z. B. bei Neueréffnungen, Jubilden) oder auf die
dort dauerhaft verfigbaren Produkte bezogen sein. Méglich sind deshalb auch z. B.
Produktprasentationen, Sonderverkaufe, kiinstlerische Darbietungen und
Verkostungen.

Eine Aktion darf nicht langer als funf Tagen dauern. Die Zahl der Aktionen darf in
ihrer Haufigkeit zu keiner Beeintrachtigung flhren; als Richtwert ist nicht mehr als
eine Aktion je Monat anzusetzen. Die bei den Aktionen genutzten Flachen missen im
angemessenen Verhaltnis zur Ladenflache stehen.

Antrage fur die Nutzung der Aktionszonen kénnen befristet oder dauerhaft abgelehnt
werden, wenn mehrfach und in erheblichem Ausmal} VerstoRRe gegen diese
Nutzungsart festgestellt wurden.

Nutzungszonen

Nutzungszonen sind durch Kooperationsvereinbarung festgelegte Flachen der
Altstadiinnenstadti, in denen flr bestimmte Platze, Strallen oder groRere Teilbereiche
eines Platzes oder einer Stral3e bestimmte Arten oder Ausgestaltungen von
Sondernutzungen erlaubt oder ausgeschlossen sind, auch gegen die Bestimmungen
dieser Richtlinie.
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3.6

Ziel ist die Steigerung der Qualitat und Attraktivitat bestimmter Bereiche des
offentlichen Raums. Idealerweise wird hierbei ein bestimmter Charakter oder
Anziehungspunkt herausgearbeitet, der das Areal von anderen Bereichen auf
qualitativ hochwertige Art unterscheidet.

Hierzu schlief3en die dort anliegenden Gastronomien, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe mit der Verwaltung eine Kooperationsvereinbarung. Diese
bedarf der Schriftform. Festgelegt werden hierbei Art, Umfang und Ausgestaltung der
erwlnschten oder nicht erwlinschten Sondernutzungen. Die Austibung des
pflichtgemalen Ermessens im Einzelfall durch die Verwaltung bei der
Erlaubniserteilung entfallt durch eine solche Rahmenvereinbarung nicht.

Es muss sich eine Mehrheit von mindestens 50% der anliegenden Gastronomien,
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe an der Vereinbarung beteiligen; diese soll
ihrem Inhalt nach auch auf die nicht beteiligten Gastronomen, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe angewandt werden.

Ein Widerruf bereits bestehender Sondernutzungen ist in den Nutzungszonen
moglich, wenn dies aus der Neukonzeption eines Areals folgt.

Sichtbarmachung versteckter Laden und Gastronomien

Grundsatzlich kénnen-haben Gastronomien, Einzelhandels- und

Dienstleistungsbetriebedie-versteckiineinem-Obergeschoss-ederineinerkleinen
Seitengasse-sind; die Moglichkeit, mittels baurechtlich zulassiger Werbeanlagen

Kunden auf sich aufmerksam machen.

Ist dies nicht méglich, kann die Verwaltung im begriindeten Einzelfall und unter
Berucksichtigung vor allem stadtgestalterischer und verkehrlicher Aspekte
Sondernutzungen im-Einzelal-erlauben, welche sonst mit dieser Richtlinie
grundsatzlich ausgeschlossen sind. Mdglich ist dies bei Gastronomien,
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieben, die in der Innenstadt versteckt in einem
Obergeschoss oder aulRerhalb der FuRgangerzone angesiedelt sind. Bies-Solche
Sondernutzungen kénnen z. B. Eingangszenen-auch Aktionszonen sein, die sich

n|cht dlrekt vor elnem Laden beflnden —eéepaaiden—lzaden—mnwesaqde%empe#a#

Inkrafttreten

Die Richtlinie wurde vom Stadtrat der Stadt Nirnberg am 15. Mai 2024
beschlossen.

Die Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt -tritt am 01. Juni 2024 in Kraft. Die
Sondernutzungsrichtlinie Altstadt vom 20. Oktober 2019 tritt damit aul3er Kraft.
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Richtlinie
zur Neuordnung und Zulassung von Sondernutzungen

in der Nurnberger Alistadtlnnenstadt

(Sondernutzungsrichtlinie Alistadtinnenstadt)

Beschluss des Stadtrats der Stadt Nurnberg

vom 23--Okteber201915. Mai 2024
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Praambel

urbanes-Leben-ab-Die Altstadt ist das historische Zentrum, aber auch die vitale und
moderne Innenstadt Nirnbergs. Sie ist mit ihrer Geschichte und ihren Baudenkmalern, mit
der grél3ten FulRgangerzone Europas, mit ihnren groRen und kleinen Geschaften und
Gastronomien, ihren Markten, Museen und Veranstaltungen fir die Nurnberger Bevoélkerung,
fur die gesamte Metropolregion und fir zahlreiche Besucherinnen und Besucher aus aller

Welt der attraktive Anziehungspunkt der groRten Stadt Frankens.

Der offentliche Raum ist dabei ein wesentliches Element. Er dient der Fortbewegung, dem
Aufenthalt, der Kommunikation und der Kontemplation. Er 6ffnet die Sicht auf Baudenkmaler,
er wird genutzt von Musikern, Handlern, Gastronomen und er wird belebt und beruhigt durch
unterschiedlichste Nutzungen. Vor allem aber ist er ein Raum flir Menschen, die hier leben,
oder die etwas erleben wollen — dies kann eine Veranstaltung sein, ein Markt, eine
Kunstdarbietung, ein schénes Bauwerk, ein spannendes Einkaufserlebnis oder einfach nur
die Erfahrung urbanen Lebens.

Bei der Nutzung des o6ffentlichen Raums der Innenstadt spielt neben der stadtebaulich und
touristisch herausgehobenen Bedeutung und den Belangen der Sicherheit und Leichtigkeit
vor allem des FulBgangerverkehrs das Interesse der gewerblichen Anlieger an einer
lebendigen und attraktiven Innenstadt und dem entsprechenden kommunikativen Verkehr
eine zentrale Rolle. Ziel dieser Richtlinie ist, die Sondernutzungen auf die Aktivitdten zu
konzentrieren, die den genannten Belangen in besonderem Mafe entsprechen.

Diese Richtlinie dientgibt der Verwaltung alseinen Leitfaden fur die pflichtgemafe
Ermessensausibung bei der Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen. Sie dientder

Verwaltungsvereinfachung-und-erméghehtsoll eine rasche, nachvollziehbare und in den

einzelnen Zonen einheitliche Behandlung von Antrégen firermoglichen. Die Richtlinie

bewirkt aber auch eine Selbstbindung der Verwaltung. Nach dem Gleichheitsgrundsatz kann
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die Nutzung-des-6ffentlichen-RaumsVerwaltung von der Richtlinie daher nur bei Vorliegen

eines triftigen Grundes abweichen.

1. Geltungsbereich

1.1 Diese Richtlinie gilt auf allen StraRen, Wegen und Platzen geman Art. 1 BayStrwG
und 8 1 Sondernutzungssatzung (SNS) innerhalb der Nirnberger Alistadtlnnenstadt
(begrenzt durch den Altstadtring — Am Plarrer, Spittlertorgraben, Westtorgraben,
Neutorgraben, Vestnertorgraben, Maxtorgraben, Rathenauplatz, Laufertorgraben,
Steubenbriicke, Marientorgraben, Konigstorgraben, Bahnhofsplatz, Frauentorgraben).

1.2 Der Geltungsbereich ist unterteilt in die Zonen 1 und 2 sowie die Ubrige
Afltstadtinnenstadt
gemal des als Anlage 1 und 2 dieser Richtlinie zugehdrigen Strafl3enverzeichnisses
und Zonenubersichtsplans Alistadtinnenstadt.

Die Zone 1 ist gekennzeichnet durch stadtbildpragende Platze und Bereiche von
besonderer stadtebaulicher Bedeutung, meist im Umfeld von wichtigen
Einzeldenkmalern und/oder mit einer hohen Denkmaldichte, wichtigerwichtigen
Blickachsen und einer hohen Fu3géngerfrequenz. Es sind Bereiche von hohem
touristischen Interesse.

In der Zone 2 befinden sich wichtige und von FuRgangern stark frequentierte
Verbindungen innerhalb der Alistadiinnenstadt und Zugange in die
Altstagtlnnenstadt. Auch hier befinden sich- Einzeldenkmaéler.

Fur die dbrige-Alistadigesamte Innenstadt gilt der Ensembleschutz nach dem
Bayerischen Denkmalschutzgesetz.

Die Penkmalschutzgesetzt-ein-sensiblerstadtebaulicher Umgang-mitVerwaltung soll
die Dreiteilung der —stadtraumlichen-Struktur-ist-auch-hiergebeten-Innenstadt in die

oben genannten beiden Zonen und die dbrige Innenstadt bei der
Ermessensausiibung unbefristeter Sondernutzungen beriicksichtigen.

1.3 Ausgenommen von den Regelungen dieser Richtlinie sind die vem-Markiamtvon den
Nurnberger
Markten veranstalteten Wochen- und Spezialmarkte auf den dafiir festgelegten
Marktflachen und Marktausweichflachen jeweils wahrend der Marktzeiten.

1.4 Diese Richtlinie nimmt Bezug auf die jeweils glltige Fassung der
Sondernutzungsgebihrensatzung der Stadt Nurnberg (SNutzGebS) und die in derdort
zugehérigenderen Anlage 1 aufgefuihrten Positionen.

15 In begriindeten Einzelfallen kann unter Beachtung des
GleichheltssatzesGleichheitsgrundsatzes von der Richtlinie abgewichen werden;-wenn
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dadureh. So kdnnen z. B. im Rahmen von Veranstaltungen Verkaufsstdnde oder
Lautsprecher zugelassen oderanldsslich von GroRveranstaltungen oder Markten die

gestalterischenZielenichtin-Frage-gesteltNutzung von Aktionszonen eingeschrankt

werden.

2. -Nicht zulassige Sondernutzungen
2.1 Fur nachfolgend aufgefihrte Sondernutzungen wird im gesamten Geltungsbereich
dieser Richtlinie keine Sondernutzungserlaubnis erteilt:

— Nicht-Stadteigenestadieigene Fahrradstander;  (ausgenommen sind
Fahrradstander gewerblicher Fahrradvermietungen).

— ——dasDas Aufstellen bzw. Anbringen von Werbeflachen (z. B.
Dreieckstander, Klappstander, Plakatwerbung, Symbolwerbung; sogenannte
.Kundenstopper®), soweit diese nicht der Wahlwerbung dienen;.

— ——Warenautomaten, auch im Luftraum.

— _ Verstarker, Lautsprecher und larmintensive Instrumente, Maschinen und Objekte

2.2 -Fur nachfolgend aufgefuhrte Sondernutzungen wird in den Zonen 1 und 2 (Anlagen 1
————und 2) dieser Richtlinie grundsatzlich keine Sondernutzungserlaubnis
erteilt:.

— —Neuzulassung von Verkaufsstéanden; (z. B. Brezenverkaufsstande,
Lotterieverkaufsstande, Imbisssténde, Modeschmuckstande),
Verkaufsautomaten {(gerehmigtund Vitrinen.

Genehmigt werden kdnnen weiterhin-Aufstellungen aus-Anlass-des-von
Verkaufsstanden anlasslich eines Geschéfts- oder Ladenumbaus)-. Genehmigt
werden kénnen auch befristete Verkaufsstande fir Veranstaltungen und
Sonderaktionen.

— —Gewerbliche Werbeaktionen {gewerblich}-und Promoter, Plakattrager und
sonstige bewegliche WerbemalRnahmen
. Diese umfassen alle werbenden Tatigkeiten fir kostenpflichtige Produkte oder
Dienstleistungen. Auf die Ausnahmen unter Ziffer 3.4 wird verwiesen.

3. —blorzulossnovan Mededeatindan [Peomonundeiesinco.
———NedzulassangverMianen
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2-3—Fir-nachfolgend-aufgetithrteZuldssige Sondernutzungen-wire-Hn-derZene-1-gemal
der
| | ichtlini . | : it

Neuzul Modeschmuckstinde auf dor M heticl

. | bedi e cinzel |

Eine ausreichende Durchgangsbreite fur FuRganger ist bei allen Sondernutzungen zu
gewahrleisten. Dabei ist sicherzustellen, dass fir eine regelmalRig auftretende hohe
FuRBgéngerfrequenz_ausreichend Abstande eingehalten werden. Anforderungen, die
sich aus Beschliissen des Stadtrats zu einer Mindestdurchgangsbreite flr FulRgéanger
ergeben, sind hinreichend zu berlicksichtigen.

3.1  Warenausstellungsvorrichtungen bis-90-em-Tiefe

une el b s

— —Je Geschéft sind Warenausstellungsvorrichtungen mit einer Gesamtbreite
von maximal der Halfte der Gebaudefront, welche dem Laden zuzurechnen ist,
und einer maximalen Tiefe von 90 cm zulassig.

—  —Warenausstellungsverrichtungen-bis-90-em-Tefe-(tkurzfristighVorrichtungen
mussen direkt am Gebaude aufgestellt werden-in.

— Die Hohe der ZeneWarenausstellungen darf 1,90 m nicht gerehmigtund-in
Zone-2-auf-die-maximale-Daderlberschreiten.

Zulassiq ist eine Abweichung von drei-Fagen-pro-Jdahr-begrenztdiesen Regelungen
fur Blumen, Obst und Gemuse, soweit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
davon nicht beeintrachtigt wird.

3.2  Tisch —und Stuhlaufstellungen

BerderFiseh—und-StublaufstellungZusatzlich sind grundsatzlich-folgende-\Vergaben

— —Essind-nureinzelne Pflanzgefale auf der genehmigten Aufstellflache

zulassig. Diese dirfen nicht wie eine Einfriedung wirken.
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— 5. Speisekarten auf Dreieck- bzw. Klappstdndern sind nicht zul&ssiqg. Zulassiq

sind mit Kreide beschriebene Speisekartentafeln, die auf der genehmigten
Aufstellflache an das Gebaude, an Pflanztrégen etc. ebenerdig angelehnt sind.
Je Gastronomie sind maximal drei Tafeln, jeweils mit der maximalen GréRRe AQ,
zulassig. Diese sind erlaubnis- und gebihrenfrei. Die Aufbringung des Logos
oder des Namens der Gastronomie oder des Betriebs ist gestattet.

— Die Leitlinien fur die Gestaltung von Tisch- und Stuhlaufstellungsflachen werden
— vorbehaltlich des Erlasses einer gesonderten Gestaltungsrichtlinie — auf der
Homepage des Liegenschaftsamtes verodffentlicht und sind einzuhalten.
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3.3

Eingangszonen

Erlaubnis- und gebihrenfrei darf jede anliegende Gastronomie und jeder anliegende
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieb den Haupteingang seines Geschafts mit
folgenden Nutzungen hervorheben.

— _Ein Teppich darf unmittelbar am Haupteingang ausgelegt werden. Die Breite
des Teppichs darf die lichte Breite des begehbaren Eingangsbereichs nicht
Uberschreiten. Bei einer lichten Breite von nicht mehr als 1,10 m darf die Tiefe
des Teppichs nicht mehr als 0,90 m betragen. Ansonsten ist eine Tiefe von bis
zu 1,50 m zuladssig. Der Teppich darf mit einem Logo (oder dem Namen) der
Gastronomie oder des Betriebs gestaltet sein.

—  Flankiert werden darf der Haupteingang direkt am Gebaude mit Pflanzen oder
Beleuchtungen an den beiden Seiten des Eingangsbereichs, soweit deren
jeweilige Grundflache 0,5 gm nicht tiberschreitet.

Die Nutzungen sind nur zuldssig, soweit keine Belange der Verkehrssicherheit oder
sonstige gewichtige Griinde entgegenstehen.

Die Leitlinien fur die Nutzung von Eingangszonen werden auf der Homepage des
Liegenschaftsamtes verdffentlicht und sind einzuhalten.

Die Nutzung einer Eingangszone kann im Einzelfall untersagt werden. Dies vor allem
dann, wenn die Eingangszone entgegen der Leitlinien fir Werbung (Werbeaufdrucke
oder -tafeln, Kundenstopper) oder verkehrsbehindernd (z. B. mittels Absperrbandern)
genutzt werden.

Soweit eine geeignete Flache verflugbar ist und es die Belange der Sicherheit und der
Leichtigkeit des Verkehrs zulassen, kann fir anliegende Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe eine Erlaubnis, den StralRenraum vor dem Betrieb bzw. im
angrenzenden Umfeld auch fir Aktionen zu nutzen, erteilt werden. Die Aktionen
mussen zwingend auf den Betrieb (z. B. bei Neuerdffnungen, Jubilden) oder auf die
dort dauerhaft verfiigbaren Produkte bezogen sein. Moglich sind deshalb auch z. B.
Produktprasentationen, Sonderverkaufe, kiinstlerische Darbietungen und

Eine Aktion darf nicht langer als fiunf Tagen dauern. Die Zahl der Aktionen darf in
ihrer Haufigkeit zu keiner Beeintrachtigung fihren; als Richtwert ist nicht mehr als
eine Aktion je Monat anzusetzen. Die bei den Aktionen genutzten Flachen miissen im
angemessenen Verhaltnis zur Ladenflache stehen.

Antrage fir die Nutzung der Aktionszonen kénnen befristet oder dauerhaft abgelehnt
werden, wenn mehrfach und in erheblichem Ausmal VerstdRRe gegen diese
Nutzungsart festgestellt wurden.

3.4 Aktionszonen
Verkostungen.
3.5 Nutzungszonen

Nutzungszonen sind durch Kooperationsvereinbarung festgelegte Flachen der
Innenstadt, in denen fir bestimmte Platze, Stral3en oder groRere Teilbereiche eines
Platzes oder einer Stral3e bestimmte Arten oder Ausgestaltungen von
Sondernutzungen erlaubt oder ausgeschlossen sind, auch gegen die Bestimmungen
dieser Richtlinie.
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3.6

Ziel ist die Steigerung der Qualitdt und Attraktivitat bestimmter Bereiche des
offentlichen Raums. Idealerweise wird hierbei ein bestimmter Charakter oder
Anziehungspunkt herausgearbeitet, der das Areal von anderen Bereichen auf
qualitativ hochwertige Art unterscheidet.

Hierzu schlie3en die dort anliegenden Gastronomien, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe mit der Verwaltung eine Kooperationsvereinbarung. Diese
bedarf der Schriftftorm. Festgelegt werden hierbei Art, Umfang und Ausgestaltung der
erwiinschten oder nicht erwiinschten Sondernutzungen. Die Auslibung des
pflichtgeméaRen Ermessens im Einzelfall durch die Verwaltung bei der
Erlaubniserteilung entfallt durch eine solche Rahmenvereinbarung nicht.

Es muss sich eine Mehrheit von mindestens 50% der anliegenden Gastronomien,
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe an der Vereinbarung beteiligen; diese soll
ihrem Inhalt nach auch auf die nicht beteiligten Gastronomen, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe angewandt werden.

Ein Widerruf bereits bestehender Sondernutzungen ist in den Nutzungszonen
moglich, wenn dies aus der Neukonzeption eines Areals folgt.

Sichtbarmachung versteckter Laden und Gastronomien

4.

Grundsatzlich haben Gastronomien, Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe die
Moglichkeit, mittels baurechtlich zulassiger Werbeanlagen Kunden auf sich
aufmerksam machen.

Ist dies nicht méglich, kann die Verwaltung im begriindeten Einzelfall und unter
Berlicksichtigung vor allem stadtgestalterischer und verkehrlicher Aspekte
Sondernutzungen erlauben, welche sonst mit dieser Richtlinie grundsatzlich
ausgeschlossen sind. Mdglich ist dies bei Gastronomien, Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetrieben, die in der Innenstadt versteckt in einem Obergeschoss oder
auBBerhalb der FuRgangerzone angesiedelt sind. Solche Sondernutzungen kénnen z.
B. auch Aktionszonen sein, die sich nicht direkt vor einem Laden befinden.

Inkrafttreten

Diese Richtlnien-wurdenDie Richtlinie wurde vom Stadtrat der Stadt Nirnberg am
18.09-201915. Mai 2024
beschlossen.

Sie

Die Sondernutzungsrichtlinie Innenstadt tritt am 01.04-2020 Juni 2024 in Kraft. Die

Sondernutzungsrichtlinie Altstadt vom 20. Oktober 2019 tritt damit aul3er Kraft.
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Zone 1 ungerade Hausnummern gerade Hausnummern
Albrecht-Direr-StraRe 39

Albrecht-Direr-Platz alle alle
Am Olberg 1 bis 11

An der Karlsbriicke 1 2 bis 4
An der Fleischbriicke

An-der-Mauthalle alle alle
Bankgasse 9

Beim Tiergartnertor 1 bis 3 2 bis 10
BergstraRe alle alle
Bindergasse 6
Burgstrale alle 4 bis 24
Dr.-Kurt-Schumacher-StralRe 30
Egidienplatz 1 bis 29 alle
Engelsgasse alle alle
Farberstralle 3 bis 5 2
Fleischbriicke alle alle
Frauentormauer bis 3 -
Flnferplatz alle alle
Geiersberg 25

Glockleinsgasse alle alle
HalbwachsengdRchen alle alle
Hallplatz 3 bis 25 2
Hans-Sachs-Platz alle alle
Hauptmarkt alle alle
Hefnersplatz alle alle
Hutergasse 1

Irrerstralle 1

Jakobsplatz 1 bis 7a -
Josephsplatz alle alle
KaiserstraRe 33 bis 41 36 bis 46
Karolinenstrale alle alle
Klarissenplatz alle alle
Koénigs- und Frauentorgraben 2 bis 6
Konigstor

Konigstrale alle alle
Lorenzer Platz alle alle
Ludwigsplatz alle alle
Ludwigstor alle alle
Ludwigstrale 37 bis 81 alle
LuitpoldstraRe alle alle
Museumsbriicke alle alle
Neutormauer 25

Obere Kramersgasse alle alle
Obere Schmidgasse alle 10 bis 58, 66
Obere WorthstraRe alle alle
Obstgasse alle alle
Obstmarkt alle alle
Pfannenschmiedsgasse - 24
Plobenhofstralle alle alle
Rathausplatz alle alle
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Schulgdsschen alle alle
Sebalder Platz alle alle
Spitalgasse alle alle
Theresienplatz alle alle
Theresienstrale 1 bis 7 2
Trodelmarkt alle alle
Untere Kreuzgasse 2
Untere Kramersgasse 3,15 18
Unschlittplatz alle alle
Untere Schmidgasse 6
Untere WorthstraRe alle alle
Vordere Sterngasse 9

Weinmarkt 1bis11 2 bis 14
Weiligerbergasse alle alle
WinklerstraRe 31 bis 37 26

ungerade Hausnummern

gerade Hausnummern

Albrecht-Durer-Platz

1

AuRere Laufer Gasse

alle alle
AuRerer Laufer Platz 3 bis 25 2 bis 24
Albrecht-Direr-StraRe alle alle
Am Haller Tor alle alle
Augustinerstrale alle alle
Beckschlagergasse alle alle
Breite Gasse alle alle
Dr.-Kurt-Schumacher-StraRe alle alle

Farberstralle lund?7,17, 19 2 und 4, 10, 20, 22, 24a
Frauentormauer - 40

Fall alle alle
Geiersberg 25

Grasersgasse alle alle
Hallplatz 27 bis 37 36
Hintere Ledergasse 27

Hirschelgasse 42
Hutergasse alle alle
Innere-Cramer-Klett-StralRe alle alle
Innere-Laufer-Gasse alle alle
Innerer-Laufer-Platz alle alle
Irrerstrale alle alle
Jakobsplatz 1, 11 bis 21 2 bis 22
Jakobstrale alle alle
Josephsplatz 24, 26
KaiserstraRe 1 bis 31 8 bis 32
KarlstraRe 9

Kartausergasse alle alle
Katharinengasse 6
Klaragasse alle alle
Konigstrale 2-4, 58, 60
KnorrstralRe alle alle
Kornmarkt alle alle
Kirschnerhof 2
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Lammsgasse alle alle
Landauergasse alle alle
Lange Gasse 2
Laufer Tor alle alle
Lorenzer StraRe Alle alle
Ludwigsplatz 17,25

Ludwigstrale 81/83

LuitpoldstralRe 16
Maxplatz alle alle
Maxtor alle alle
Maxtorgraben 3

Maxtormauer 11 2
NeutorstralRe alle alle
Ottostralie alle alle
Paniersplatz 37 2,18
Peter-Vischer-StraRe alle alle
Pfannenschmiedsgasse alle 2 bis 22
Rosental 1 -
Schildgasse 35, 37 30
Schliisselstralie alle alle
Tetzelgasse alle alle
Theresienstralie 9 bis 23 14 bis 30
Tuchgasse alle alle
Vordere Sterngasse alle alle
Waaggasse alle alle
Webersplatz alle alle
Weinmarkt 1 12,123, 16
Weintraubengasse alle alle
Weillgerbergasse 37

WinklerstraRe 1 bis 29 2 bis 24
Wohrder Tor alle alle
Zwischen den Fleischbanken alle alle
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Richtlinie
zur Neuordnung und Zulassung von Sondernutzungen

in der NUrnberger Altstadt

(Sondernutzungsrichtlinie Altstadt)

Beschluss des Stadtrats der Stadt Nurnberg

vom 23. Oktober 2019
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2. Nicht zulassige SONernUtZUNGEN ..........ooeiiiiiii e,
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4. Bestehende Sondernutzungen und Ubergangsregelungen............................ 5
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Anlagen

StralBenverzeichnis (Anlage 1)

Zonenubersichtsplan Altstadt (Anlage 2)
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Praambel

Die Altstadt ist der historische Stadtkern Nurnbergs und Ziel zahlreicher Besucher aus dem
In- und Ausland. Sie steht unter Ensembleschutz und verfigt zudem ber zahlreiche
Einzeldenkmaéler nach dem Bayerischen Denkmalschutzgesetz. Innerhalb des Mauerrings
leben und arbeiten viele Menschen. Die FuRgangerfrequenz in der Altstadt ist
Uberdurchschnittlich hoch. Auf den offentlichen Straf3en, Wegen und Platzen spielt sich
urbanes Leben ab.

Die unterschiedlichsten Interessen prallen auf engstem Raum aufeinander und kollidieren
zuweilen miteinander. Besucher und Anwohner wiinschen sich freie Sichtachsen auf
wichtige Baudenkmaéler, konsumfreie Aufenthaltsflachen, Treffpunkte im 6ffentlichen Raum
und stérungsfreie Laufwege. Einzelhdndler méchten ihre Waren prasentieren und verkaufen.
Gastronomen wiinschen sich Tisch- und Stuhlaufstellungen im Auf3enbereich.

Mit dieser Richtlinie wird das Ziel verfolgt, unter besonderer Berlicksichtigung des
stadtebaulich und touristisch wertvollen Altstadtbereichs einerseits einer Uberfrachtung mit
Werbeanlagen, Moblierungen usw. und der damit verbundenen qualitativen Abwertung des
offentlichen Raums entgegenzuwirken, andererseits die gemeinvertragliche Nutzung
offentlicher Straf3en und Platze fur unterschiedlichste Interessen zu ermoglichen.

Diese Richtlinie dient der Verwaltung als Leitfaden fir die pflichtgemalle
Ermessensausiibung bei der Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen. Sie dient der
Verwaltungsvereinfachung und ermdoglicht eine rasche, nachvollziehbare und in den
einzelnen Zonen einheitliche Behandlung von Antragen fiir die Nutzung des offentlichen
Raums.

1. Geltungsbereich

1.1 Diese Richtlinie gilt auf allen StraRen, Wegen und Platzen geman Art. 1 BayStrwG
und 8§ 1 Sondernutzungssatzung (SNS) innerhalb der Nirnberger Altstadt (begrenzt
durch den Altstadtring — Am Plarrer, Spittlertorgraben, Westtorgraben, Neutorgraben,
Vestnertorgraben, Maxtorgraben, Rathenauplatz, Laufertorgraben, Steubenbriicke,
Marientorgraben, Konigstorgraben, Bahnhofsplatz, Frauentorgraben).

1.2 Der Geltungsbereich ist unterteilt in die Zonen 1 und 2 sowie die Ubrige Altstadt
gemaR des als Anlage 1 und 2 dieser Richtlinie zugehorigen Stral3enverzeichnisses
und Zonenubersichtsplans Altstadt.

Die Zone 1 ist gekennzeichnet durch stadtbildpragende Platze und Bereiche von
besonderer stadtebaulicher Bedeutung, meist im Umfeld von wichtigen
Einzeldenkméalern und/oder einer hohen Denkmaldichte, wichtiger Blickachsen und
einer hohen Fu3géngerfrequenz. Es sind Bereiche von hohem touristischen
Interesse.

In der Zone 2 befinden sich wichtige und von FuRgangern stark frequentierte
Verbindungen innerhalb der Altstadt und Zugange in die Altstadt. Auch hier befinden
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1.3

14

15

2.1

2.2

sich Einzeldenkmaler.

Fur die Ubrige Altstadt gilt der Ensembleschutz nach dem Bayerischen
Denkmalschutzgesetzt, ein sensibler staddtebaulicher Umgang mit der
stadtraumlichen Struktur ist auch hier geboten.

Ausgenommen von den Regelungen dieser Richtlinie sind die vom Marktamt
veranstalteten Wochen- und Spezialmarkte auf den dafir festgelegten Marktflachen
und Marktausweichflachen jeweils wahrend der Marktzeiten.

Diese Richtlinie nimmt Bezug auf die jeweils glltige Fassung der
Sondernutzungsgebiihrensatzung der Stadt Nirnberg (SNutzGebS) und die in der dort
zugehorigen Anlage 1 aufgefiihrten Positionen.

In begriindeten Einzelfdllen kann unter Beachtung des Gleichheitssatzes von der
Richtlinie abgewichen werden, wenn dadurch die gestalterischen Ziele nicht in Frage

gestellt werden.

Nicht zulassige Sondernutzungen

Fur nachfolgend aufgefihrte Sondernutzungen wird im gesamten Geltungsbereich
dieser Richtlinie keine Sondernutzungserlaubnis erteilt:

Nicht-Stadteigene Fahrradsténder,

das Aufstellen bzw. Anbringen von Werbeflachen (z. B. Dreieckstander,
Klappstander, Plakatwerbung, Symbolwerbung; sogenannte ,Kundenstopper®),
soweit diese nicht der Wahlwerbung dienen,

Warenausstellungsvorrichtungen ber 90 cm Tiefe,

Warenautomaten im Luftraum

Warenausstellungsvorrichtungen, die sich nicht direkt am Gebdude befinden
oder Uber die Ladenfront hinausreichen.

Fur nachfolgend aufgefiihrte Sondernutzungen wird in den Zonen 1 und 2 (Anlagen 1
und 2) dieser Richtlinie keine Sondernutzungserlaubnis erteilt:

— Neuzulassung von Verkaufsstanden, Verkaufsautomaten (genehmigt werden
konnen weiterhin Aufstellungen aus Anlass des Geschéfts- oder Ladenumbaus)

— Werbeaktionen (gewerblich) und Promoter, Plakattrdger und sonstige bewegliche
Werbemal3nahmen

— Neuzulassung von Verkaufsstanden (Brezenverkaufsstéande, Lotterieverkaufs-
stande, Imbisssténde)

— Neuzulassung von Vitrinen
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2.3

3.1

3.2

Fur nachfolgend aufgefiihrte Sondernutzungen wird in der Zone 1 gemalf der
Anlagen 1 und 2 dieser Richtlinie keine Sondernutzungserlaubnis erteilt:
— Neuzulassung Modeschmuckstande auf der Museumsbrucke

Zulassungsbedingungen flr einzelne Sondernutzungen

Warenausstellungsvorrichtungen bis 90 cm Tiefe

Aufstellung ist nur direkt am Gebaude zulassig

Je Geschaft sind Warenausstellungsvorrichtungen mit einer Gesamtbreite von
maximal der Hélfte der Gebaudefront und einer maximalen Tiefe von 90 cm
zulassig

Warenausstellungsvorrichtungen bis 90 cm Tiefe (kurzfristig) werden in der Zone 1
nicht genehmigt und in Zone 2 auf die maximale Dauer von drei Tagen pro Jahr
begrenzt

Die Mindestdurchgangsbreite fir FuRganger in besonders stark von Fu3gangern
genutzten Bereichen der Zone 1 sollte bei Neuzulassungen 2,0 m betragen
Tisch —und Stuhlaufstellungen

Bei der Tisch- und Stuhlaufstellung sind grundsatzlich folgende Vorgaben
einzuhalten:

— Es sind nur einzelne Pflanzgefalie zulassig. Diese dirfen nicht wie eine Einfriedung
wirken.

— Speisekarten auf Dreieck- bzw. Klappstandern sind nicht zulassig.

— Kurzfristige Tisch- und Stuhlaufstellung wird in der Zone 1 und 2 auf die maximale
Dauer von drei Tagen pro Jahr begrenzt.

— Eine Mindestdurchgangsbreite fir Ful3géanger in besonders stark von Ful3géngern
genutzten Bereichen der Zone 1 sollte bei Neuzulassungen 2,0 m betragen
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4.2

Bestehende Sondernutzungen und Ubergangsregelungen

Bereits genehmigte Sondernutzungen

Folgende Sondernutzungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie

bereits genehmigt waren

— als bauliche Anlagen genehmigte Verkaufsstande wie Brezenverkaufsstande,
Lotterieverkaufsstande, Imbissstande,

— Vitrinen,

— Verkaufsstanden, Verkaufsautomaten und

— Modeschmuckstande auf der Museumsbriicke und auf Ausweichstandorten
wahrend der Marktverlegung

sind von den Regelungen dieser Richtlinie bei unveranderter Aufrechterhaltung der

Nutzung und des Standorts ausgenommen.

Ubergangsregelung

Es gilt grundsatzlich eine Ubergangsfrist bis 31. Dezember 2020.
Sondernutzungen, die dieser Richtlinie widersprechen, sind grundsétzlich — mit
Ausnahme der unter 4.1 genannten Sondernutzungen — mit Wirkung zum 1. Januar

2021 zu widerrufen.

Sondernutzungen, die dieser Richtlinie widersprechen, sind ab 1. Januar 2020 nicht
mehr zu genehmigen.

Bestehende Sondernutzungserlaubnisse fur Dreieck- und Klappstander (sogenannte
Kundenstopper), die unter diese Richtlinie fallen, sind mit Wirkung zum 1. Januar
2020 zu widerrufen.

Inkrafttreten

Diese Richtlinien wurden vom Stadtrat der Stadt Nirnberg am 18.09.2019

beschlossen.

Sie tritt am 01.01.2020 in Kraft.
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Bewilligung von Uber- und auf3erplanméaRigen Aufwendungen und Auszahlungen
hier: Kenntnisnahme von Dringlichkeitsanordnungen geman Art. 37 Abs. 3
der Bayerischen Gemeindeordnung in der Stadtratssitzung am 15.05.2024

Haushaltsjahr 2023

1. 126110 "Telekommunikationsnetz"

211300 "HVE Schule & Sport - Grundschulen”

6.850 € bei IA E1260102712U
Kostenart 69926640

146.530 € bei IA E2110102701U
Kostenart 69923001

5.864.535 € bei IA E2110102701U
Kostenart 69926401

48.163 € bei IA E2110102701U
Kostenart 69961000

Deckung:

6.066.078 € aus IA E2310106401U
Kostenart 69921001

Datum: 28.03.2024

2. 252300 "Museen und Sammlungen"

1.958.462 € bei |A K2520088000U
Kostenart 62320006

Deckung:

1.958.462 € aus |A E2310106401U
Kostenart 69921001

Datum: 09.04.2024

3. 261001 "Kultur und Theater (KuKuQ)"

1.782 € bei IA K2610043702U
Kostenart 62476001

365.548 € bei IA E2610043701U
Kostenart 69923001

2.270.562 € bei |IA E2610043701U
Kostenart 69926401

"Netzanbindung Forchheimer Stral3e 100 Trasse"
"Aufwendungen fur Baumafinahmen Datenleitungen”

"GS Forchheimer Stral3e, Neubau"
"Aufwendungen fur bewegliches Vermdgen (640)"

"GS Forchheimer Stral3e, Neubau"
"HochbaumalRnahmen (640)"

"GS Forchheimer Stral3e, Neubau"
"Aufwand aus sonstiger aktivierter Eigenleistung"”

"Grunderwerb Colmberger StralRe"
"Aufwendungen fur Grundstiicke (230)"

“"Lern- und Begegnungsort Zeppelinfeld"
"Gebaudeunterhalt (konsumtive MIP-Maf3nahmen)"

"Grunderwerb Colmberger StrafRe"
"Aufwendungen fur Grundstiicke (230)"

"Klunstlerhaus 3. BA"
"Betriebsmittel (konsumtives 12-Budget-640)"

"Kinstlerhaus 3. BA"
"Aufwendungen fur bewegliches Vermogen (640)"

"Kinstlerhaus 3. BA"
"HochbaumalRnahmen (640)"

2.
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116.835 € bei IA E2610043701U  "Kinstlerhaus 3. BA"
Kostenart 69950000 "Aktivierte Eigenleistung - Honorarverrechnung"

2.302 € bei IA E2610043701U  "Kunstlerhaus 3. BA"
Kostenart 69961000 "Aufwand aus sonstiger aktivierter Eigenleistung”

Deckung:

1.782 € aus IA K2610043701U  "Kunstlerhaus 3. BA: Interim"
Kostenart 62320006 "Gebaudeunterhalt (konsumtive MIP-Maflinahmen)"

2.755.247 € aus |IA P6120700000U  "Planungsmittel Ref. I/1l"
Kostenart 69926400 "Hochbaumalnahmen"

Datum: 11.04.2024

122



	Sitzungsdokumente
	Tagesordnung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1 Geplante Altholzverbrennungsanlage der N-ERGIE Nürnberg
	Berichtvorlage  UwA/005/2024
	Bericht  UwA/005/2024
	ÖDP-Antrag_Altholzverbrennung vom 08.02.2024  UwA/005/2024

	TOP Ö  2 Entwicklung Neubau Haus der Athleten
	Sitzungsvorlage  Ref.IV/005/2024
	Sachverhalt  Ref.IV/005/2024
	Exposé Haus der Athleten  Ref.IV/005/2024

	TOP Ö  3 Zweckentfremdungsverbotssatzung – ZwEVS
	Sitzungsvorlage  Ref.VII/003/2024
	Entscheidungsvorlage  Ref.VII/003/2024
	Satzungstext Reinschrift  Ref.VII/003/2024
	Satzungstext Korrekturfassung  Ref.VII/003/2024

	TOP Ö  5 Auflage des BDR: Markteintritt von Bolt in die Personenbeförderung in Nürnberg
	Sitzungsvorlage  OA/005/2024
	Sachbericht  OA/005/2024
	Gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 15.01.2024 (Anlage 1)  OA/005/2024
	Antrag der Freien Allianz für Nürnberg vom 29.01.2024 (Anlage 2)  OA/005/2024

	TOP Ö  6 Auflage des Referates IV: Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Nürnberg für die Schulen (Schulsatzung – SchulS)
	Sitzungsvorlage  Ref.IV/012/2024
	ÄnderungSchulsatzung2024erg_AnmRA (002)  Ref.IV/012/2024

	TOP Ö  7 Auflage des Referates VII: Neufassung einer Richtlinie zur Neuordnung und Zulassung von Sondernutzungen im Nürnberger Zentrum
	Sitzungsvorlage  LA/014/2024
	Entscheidungsvorlage  LA/014/2024
	Lesefassung Richtlinie  LA/014/2024
	Vergleichsfassung Richtlinie (alte Fassung)  LA/014/2024
	Vergleichsfassung Richtlinie (aktualisierte_Fassung)  LA/014/2024
	Anlage 1 Straßenverzeichnis  LA/014/2024
	Anlage 2 Zonenübersichtsplan Innenstadt  LA/014/2024
	Sondernutzungsrichtlinie vom 23.10.2019  LA/014/2024

	TOP Ö  8 Auflage des Referates I/II: Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen
	Dringliche_Anordnungen  



